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EDITORIAL

Anton Pfeifer,  MdB,  Staatsminister a.D.
Stv. Vorsitzender der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.

In der WELT vom 6. Juni 2003 entwirft Arnulf
Conradi, im vergangenen Jahr noch im Gespräch
für die Nachfolge Nida-Rümelins, ein düsteres
Szenario des Zustandes von Kunst und Kultur im
Jahre 2010: „Wenn sich die jetzige Tendenz des
Aushungerns und Verdörrens fortsetzt, wird sie
verarmt und kraftlos dastehen, ohne Mut zum
Experiment und ohne die Mittel zur Exzellenz (...)
Mit wem man auch redet im Kulturbetrieb unse-
res Landes, die Auskunft ist immer dieselbe: Ein-
schränkung, Ausdünnung, Verschlankung, Strek-
kung. Alle stehen mit dem Rücken zur Wand.“
1998 war die neue Bundesregierung mit dem An-
spruch aufgetreten, der Kultur und der Kulturpo-
litik endlich den ihren gebührenden Stellenwert
zu verschaffen. Der damalige Kulturstaatsminister
Michael Naumann prägte das Wort von der „Sa-
helzone“, in die die Kultur in der Regierungszeit
von Bundeskanzler Helmut Kohl angeblich gera-
ten sei.

Nie waren die Bundesausgaben für Kultur hö-
her als in der Regierungszeit Helmut Kohls. Jetzt,
unter der rot-grünen Bundesregierung, droht die
wirkliche Austrocknung der Kulturförderung.
Staatsminister Naumann nahm jedenfalls rasch
Abschied und hinterließ sein - inzwischen aller-
dings auch gescheitertes - „Bündnis für Film“ und
eine zerschlagene Struktur für die Pflege grenz-
überschreitender Kulturarbeit nach § 96 des
Bundesvertriebengesetzes. Sein Nachfolger Staats-
minister Prof. Nida-Rümelin ging ebenfalls schon
nach zwei Jahren und hinterließ eine National-
stiftung, ohne ihr einen klaren Zweck zuzuwei-
sen.

Die Bilanz für das erste Halbjahr der neuen rot-
grünen Koalition sieht auch alles andere als rosig
aus. Trotz gegenteiliger Festlegung im Koalitions-
vertrag plante Finanzminister Eichel gleich zwei
gravierende Eingriffe, einmal einen erhöhten
Mehrwertsteuersatz für den Verkauf von Kunst-

werken von 7 auf 16 %: Las man in der Koaliti-
onsvereinbarung von Rot-Grün: „Der Mehr-
wertsteuersatz im Kulturbereich muss erhalten
bleiben“, so legt das Finanzministerium dies of-
fenbar dahingehend aus, man dürfe die Mehrwert-
steuer ruhig erhöhen. Erst nach massiven Prote-
sten und als klar war, dass solche Pläne an der
CDU/CSU-Mehrheit im Bundesrat scheitern wür-
den, hat der Bundeskanzler diese Sparpläne eben-
so zurückgenommen wie die durch die durch den
Bundesfinanzminister auch vorgesehene Besteue-
rung gemeinnütziger Spenden von Wirtschaftsun-
ternehmen. Die neue Nationalstiftung weiß offen-
bar immer noch nicht so recht, was sie eigentlich
tun soll, auch nachdem Günter Grass eine wirk-
lich sinnvolle Aufgabe vorschlug. Ob die neue
„Filmakademie“ dem deutschen Film im Gegen-
satz zum „Bündnis für Film“ wirklich Auftrieb
geben wird, bleibt abzuwarten; das neue Film-
förderungsgesetz ist jedenfalls schon jetzt auf er-
hebliche Kritik gestoßen.

Die Bundesregierung instrumentalisiert gerne
Literaten und Künstler, um sich in ihr gewünsch-
tes Bild zu setzen. Aber das ersetzt keine Kultur-
politik, die Konturen und Nachhaltigkeit erken-
nen lässt. Zumal es eine Illusion ist anzunehmen,
man könne mit Einsparungen im Kulturbereich die
Haushalte sanieren. Im Verhältnis zu den  Gesamt-
ausgaben der öffentlichen Haushalte betragen die
Kulturausgaben nur 1,7 %. Die Kulturförderung
ist daher kein Steinbruch zur Haushaltssanierung,
ganz abgesehen davon, dass gerade in der Kultur-
politik wie in keinem anderen Politikbereich nur
schwer wiederbelebt werden kann, was einmal
zerstört ist. Es ist schlimm, dass man die rot-grü-
ne Bundesregierung auch daran erinnern muss.
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BERICHTE AUS DER KULTURPOLITIK

Berichtszeitraum Dezember 2002 bis Mai 2003

Kulturpolitik ist keine beson-
ders starke Seite der Regie-
rung
(Aus der Rede von Dr. Norbert
Lammert, MdB, Vizepräsident
des Deutschen  Bundestages;
29. Oktober 2002)

Seit Beginn des rot-grünen Pro-
jekts ist die Kulturpolitik eine
besonders auffällige, aber keine
besonders starke Seite dieser
Bundesregierung. Dem ersten
Beauftragten der Bundesregie-
rung war das Amt nicht wichtig
genug, um der Versuchung zu
widerstehen, bei der erstbesten
Gelegenheit in einen scheinbar
noch interessanteren Spitzenjob
in der Medienwirtschaft zu
wechseln. Sein Nachfolger war
dem Bundeskanzler nicht wich-
tig genug, um in dem Bundes-
land, aus dem er selbst kommt,
in Niedersachsen, eine Regelung
mit der staatlichen Hochschule,
von der jener beurlaubt war, zur
Sicherung einer späteren Lauf-
bahn als Hochschullehrer sicher-
zustellen.

Nun Christina Weiss (...) ich
wünsche Ihnen eine glückliche
Hand, insbesondere aber die
Hartnäckigkeit und das Durch-
setzungsvermögen, die Sie in ei-
ner Koalition brauchen werden,
die sich seit Jahren mit Ankün-
digungen sehr viel leichter tut als
mit der tatsächlichen Stärkung
des Stellenwerts von Kunst und
Kultur.

Aus der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion

Bei der sprichwörtlichen kultur-
politischen Feinfühligkeit des
Bundesfinanzministers werden
Sie genug Schwierigkeiten ha-
ben, den höchst bescheidenen An-
teil Ihres Teilressorts am Bun-
deshaushalt aufrechtzuerhalten,
der in der Zeit Ihrer Amtsvorgän-
ger übrigens von überschauba-
ren 0,4 Prozent auf ganze 0,3
Prozent des Bundeshaushalts
gesunken ist - bei gleichzeitiger
Ankündigung eines dramati-
schen Anstiegs des Stellenwerts
von Kunst und Kultur.

Der Blick in die Koalitionsver-
einbarung ist ebenso ernüch-
ternd wie die heutige Regie-
rungserklärung. Das gilt sowohl
mit Blick auf die nationale Kul-
turpolitik als auch - vielleicht in
noch stärkerem Maß - mit Blick
auf die auswärtige Kulturpolitik.
Heute Morgen haben wir dazu
zwei, vielleicht drei Sätze gehört
- einer so belanglos wie der an-
dere. Gerhard Schröder hat hier
(...) vorgetragen, die Kulturpo-
litik sei für diese Bundesregie-
rung nicht einfach eine angeneh-
me Nebensache.

Nach dem, was er nicht vor-
getragen hat, und nach dem, was
auch in der Koalitionsvereinba-
rung dazu nicht zu finden ist,
muss man befürchten: nicht ein-
mal das.

Wer in der Koalitionsverein-

barung unter dem Stichwort
„Kunst und Kultur“ nachschaut,
findet eine Ansammlung von de-
primierend einfallslosen und
lustlosen Formulierungen zu
diesem Gegenstand.

Was in dieser Koalitionsver-
einbarung neu ist, ist nicht rich-
tig, und was richtig ist, ist nicht
neu. Leider haben wir auch von
Frau Weiss außer einigen völlig
unstreitigen Allgemeinplätzen
über den Stellenwert von Kunst
und Kultur (..) nichts dazu ge-
hört, was Sie denn an konkreten
Vorhaben für diese Legislaturpe-
riode in Ihr Amt übernehmen
wollen.

Nun gibt es eine auf den er-
sten Blick aufregende, jedenfalls
elektrisierende Vokabel, die man
in den wenigen Sätzen zur
Kunst- und Kulturförderung in
der Koalitionsvereinbarung nur
schwerlich übersehen kann, und
das ist die Prüfung auf die künf-
tige Kulturverträglichkeit der ei-
genen Politik, die Klausel zur
Kulturverträglichkeit, mit deren
Überwachung offenkundig die
Beauftragte der Bundesregie-
rung ausdrücklich ausgestattet
werden soll.

Was von dieser Kulturverträg-
lichkeitsklausel zu halten ist, ha-
ben wir mit einer nun wirklich
erstaunlichen Geschwindigkeit
in den wenigen Tagen zwischen
dem Abschluss der Koalitions-
vereinbarung und den ersten An-
kündigungen des Bundesfinanz-
ministers erlebt.

Während es in der Vereinba-
rung der Koalition noch lautet
(s. S. 54) - ich zitiere – “Wir wer-
den auch in Zukunft die Vielfalt
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des Engagements von Bürgerin-
nen und Bürgern in Vereinen (...)
nach Kräften unterstützen”, hat
der Finanzminister einen Tag
nach dem Abschluss dieser Ko-
alitionsvereinbarung erklärt, was
er sich unter einer tatkräftigen
Unterstützung des Engagements
von Bürgerinnen und Bürgern in
Vereinen vorstellt: Er beabsich-
tigt die Streichung der Abzugs-
fähigkeit von Spenden von Un-
ternehmen für gemeinnützige
Organisationen und Verbände.
Dies war ein Anschlag auf das
bürgerschaftliche Engagement
in unserem Land.

Die Umsetzung dieses Vorha-
bens wäre die mutwillige Zerstö-
rung der finanziellen Grundla-
gen ehrenamtlichen Engage-
ments in Hunderttausenden von
gemeinnützigen Vereinen, Ver-
bänden und Organisationen ge-
wesen. Ihr Plan war ein ganz
unglaublicher steuerrechtlicher
Salto mortale nach unserer ge-
meinsamen Kraftanstrengung
zur Novellierung des Stiftungs-
rechts und nach der Ermutigung
ehrenamtlichen Engagements
durch eine famose, grandiose
Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestages, die minde-
stens in dieser Zielsetzung völ-
lig einig war.

Im Übrigen war es auch eine
schwer verständliche haushalts-
politische Dummheit; denn die
auf diesem Wege bestenfalls zu
erreichenden zusätzlichen Steu-
ereinnahmen stehen in über-
haupt keinem Verhältnis zu den
sicher entgangenen Einnahmen
der Vereine und Verbände, die
diese Mittel dringend benötigen.
Was es zudem mit der Ermuti-

gung bürgerschaftlichen Enga-
gements zu tun haben soll, dass
eigennützige Sponsorentätig-
keiten steuerlich berücksichtigt
werden können, gemeinnützige
Aktivitäten dagegen nicht, das
bliebe das große Geheimnis ei-
ner rot-grünen Koalition (...) Ich
gehe ausdrücklich davon aus,
dass kein Kulturpolitiker sowohl
der roten wie der grünen Frakti-
on an den Formulierungen der
Koalitionsvereinbarung und
schon gar nicht an den Absich-
ten des Finanzministers beteiligt
war (...) Dies entlastet in der Tat
die Kulturpolitiker; aber es zeigt
den tatsächlichen  Stellenwert
von Kultur und Medien in die-
ser rot-grünen Koalition (...).

Es fehlt an konkreten Aussa-
gen zur Kulturförderung für
die nächsten Jahre
(Aus der Rede von Günter
Nooke, MdB, Kultur- und me-
dienpolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion;
29. Oktober 2002)

Zunächst, Frau Staatsministerin,
auch von mir als Sprecher für
Kultur und Medien herzlichen
Glückwunsch zum Amtsantritt.
Sie treten ein Amt an, das mit ei-
ner großen Hypothek belastet ist.
Die Erwartungen der einschlä-
gigen Szene sind umso größer.

Leider wurde das Amt von den
bisherigen Inhabern ein bisschen
als Durchlauferhitzer verstanden
oder - besser gesagt - missver-
standen. Das hat dem Amt nicht
gut getan. Ich kann nur hoffen,
dass Sie das besser machen und
die Kultur im Rahmen Ihrer

Amtsausführung mit größerer
Verlässlichkeit fördern.

Das Wichtigste ist doch, dass
wir hier für dieses Land arbei-
ten und dass das, im Gegensatz
zu Ihren Vorgängern, als ehren-
volle Aufgabe angesehen wird.
Bei Herrn Naumann und Herrn
Nida-Rümelin kritisiere ich nicht
den Mangel an Engagement,
aber was Ihren Vorgängern doch
nachgesagt werden muss, ist et-
was, was auch mit Kultur zu tun
hat, nämlich ein Mangel an Pa-
triotismus, für den man sich ge-
rade als für Kultur Verantwort-
licher in Deutschland wohl nicht
schämen sollte (...).

Unter den vielen nicht ganz zu
Ende gedachten, wenig überzeu-
genden und von vornherein kor-
rekturbedürftigen Papieren zur
Kulturpolitik der Koalitionsfrak-
tionen, mit denen Sie sich in den
vergangenen Jahren auch im
Ausschuss für Kultur und Me-
dien beschäftigten, gehört der
Koalitionsvertrag (s.S. 55) nun
wirklich zu den schwächsten
Texten.

Mein Eindruck, dass diese
Worte zur Kultur eine Samm-
lung von Selbstverständlichkei-
ten, Wünschen und kostenlosen
Versprechungen an die Klientel
sind, wurde durch das, was Sie
hier gesagt haben und was der
Bundeskanzler heute Vormittag
gesagt hat, leider bestätigt. Das
wäre nach den vielen Enttäu-
schungen dieser Art mit einem
eben noch vertretbaren Maß an
Gleichmut hinnehmbar. Wenn
sich aber schon knapp 24 Stun-
den nach der Unterzeichnung
herausstellt, dass Ihre Minister-
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kollegen - vor allem der Finanz-
minister - den Text ohnehin nur
als unverbindliche Empfehlung
ansehen und sich ihn eben nicht
zu Eigen machen, dann muss
schon die Ernsthaftigkeit der
Aussagen, die Sie hier treffen
und die Sie zu Papier gebracht
haben, infrage gestellt werden.

Ich will einmal eine Aussage,
die den Mehrwertsteuersatz im
Kulturbereich betrifft, zitieren:
Der Mehrwertsteuersatz ( ...)
muss erhalten bleiben.

Was heißt denn das? An wen
richtet sich eigentlich das Wort
“muss”? Diese Forderung klingt
wie eine Selbstverpflichtung.
Dass sie aber wie ein frommer
Wunsch behandelt wird, dürften
die Kulturpolitiker leidvoll be-
merkt haben, und zwar schnel-
ler, als sie es selbst wahrhaben
wollten (...).

Die Erfindung der Kultur-
verträglichkeitsklausel ist übri-
gens auch nur solch ein kosten-
loses Versprechen, und dazu
noch eines, das die Kulturszene
selber einlösen muss. Nicht ein-
mal die Prüfung wird bezahlt;
Sie lassen sie durch den Protest
der Öffentlichkeit auch noch die
Öffentlichkeit und die Klientel
selber machen.

Schöner hätte der operative
Nutzen dieser Klausel kaum de-
monstriert werden können.

Weder das Papier noch der
bisherige Umgang der Koalitio-
näre damit geben ein Zeichen an
die Kultur, das sie vielleicht am
nötigsten braucht, nämlich ein
Zeichen der Verlässlichkeit.

Wenn es der Politik schon nicht
möglich ist, “Probleme mit Geld
zuzukleistern”, wie Sie gesagt
haben, dann sollten Sie vor al-
lem eines vermeiden, nämlich
neue Probleme durch Unzuver-
lässigkeit zu verursachen. Kul-
tur braucht vor allem Verläss-
lichkeit.

Im Koalitionsvertrag wird
festgestellt, dass Kultur immer
wichtiger werde. Das ist schön
gesagt und leicht geschrieben,
und man hat den Eindruck, dass
hinter der Formulierung der nai-
ve Glaube steckt, dass sich bei
so großer Wichtigkeit bei allen
die Einsicht einstellt, an der fi-
nanziellen Ausstattung nicht
mehr weiter zu kürzen. Aber
auch dazu gibt es kein Wort von
Ihnen. Sie haben nicht einmal
die Themen aufgezählt (...), ge-
schweige denn gesagt, wie viel
Sie wo tun wollen. Anspruch
und Wirklichkeit klaffen aber
weiter und in wachsendem Maße
auseinander; denn es stehen
auch im Haushalt 2003 weniger
Mittel für Kultur zur Verfügung,
und das bei nun angekündigtem
größeren Engagement, zum Bei-
spiel bei den Stätten des Welt-
kulturerbes und in Berlin.

Über das Engagement des
Bundes in der Hauptstadt heißt
es, es werde erhalten und aus-
gebaut. So mutig das Reden vom
Ausbau auch erscheinen mag:
Wir hätten es, das ist hier schon
mehrfach gesagt worden, gern
etwas genauer gewusst. Zum
anderen übersieht die Formulie-
rung, dass es in erster Linie an
der Gestaltung des Verhältnisses
zwischen Bund und Land man-
gelt; denn der Hauptstadtkultur-

vertrag genügt aus einer ganzen
Reihe von Gründen nicht den
Ansprüchen, die Berlin - als
Bundeshauptstadt wie als Land
- und der Bund zu Recht stellen.
Wir werden im kommenden Jahr
über die Neufassung dieses
Hauptstadtkulturvertrages reden
müssen.

Weitere Beunruhigung ent-
steht auch, wenn der Koalitions-
vertrag vorsieht, dass sich der
Bund aus der kulturellen Film-
förderung verabschieden will,
indem er die Kompetenzen an
die Filmförderungsanstalt ab-
gibt. Das ist eine Idee, wie sie
unnötiger und unsinniger kaum
sein könnte. Sie gehört in die
Kategorie „Probleme, die die
Welt nicht braucht“, könnte man
sagen. Besonders bizarr wirkt es,
dass die bedachte Filmförde-
rungsanstalt das Geschenk über-
haupt nicht haben will. All die
anderen Dinge will ich gar nicht
aufzählen. Der schwache Punkt
dieser Koalitionsvereinbarung -
das will ich hier nur noch ein-
mal zusammenfassend sagen -
ist: Es fehlt an belastbaren, kon-
kreten Aussagen zur Kulturför-
derung für die nächsten Jahre.

Einen anderen Punkt möchte
ich auch noch ansprechen. Sie
haben hier fernab der Wirklich-
keit auch philosophische Dinge
besprochen und uns gebeten, die
Anbindung an die Realität zu or-
ganisieren. Doch Kultur - da sind
wir uns einig - hat nicht nur mit
Geld zu tun. Insofern will ich
diesen Faden gerne aufnehmen.
Es ist nämlich auch über eine
Aufgabe zu reden, die im Koa-
litionsvertrag nicht erwähnt
wird, die aber uns als Kultur-
und Medienpolitiker beschäfti-
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gen muss und künftig auch stär-
ker beschäftigen wird. Die Me-
dien - die alten wie die neuen –
sind nicht nur ein wachsender
Wirtschaftsfaktor. Vielmehr ha-
ben sie auch einen großen An-
teil an der kulturellen Entwick-
lung und an der gesellschaftli-
chen und auch nationalen Iden-
tität. Ob bewusst oder unbe-
wusst, beabsichtigt oder unbeab-
sichtigt tragen sie dazu bei, das
zu erzeugen, was jeder Einzelne
als sein Bild von der Welt be-
zeichnet. Presse und elektroni-
sche Medien vermitteln das, was
die Gesellschaft als Realität an-
nimmt.

Mit diesem Phänomen haben
wir uns viel stärker als bisher
auseinander zu setzen. Denn die
Wirklichkeit wird über Medien
wahrgenommen, ohne dass die-
se uns Instrumente überlassen,
mit denen ein Wahrheitsgehalt
festgestellt werden könnte. Wir
können also nur annehmen, dass
das, was uns vermittelt wird, die
Realität ist. Sicherer können wir
nur werden, wenn wir Kompe-
tenz haben, wenn wir gelernt
haben, mit Fiktion und Realität
gleichermaßen kritisch umzuge-
hen.

Mir geht es in diesem Zusam-
menhang deshalb um zweierlei:
Erstens muss auch die Kultur-
und Medienpolitik deutlicher als
bisher die Bedeutung der Me-
dienkompetenz in den Vorder-
grund stellen und zum selbstver-
ständlichen Bestandteil der kul-
turellen Bildung machen. Zwei-
tens müssen wir uns mit der Fra-
ge beschäftigen, was es für un-
ser Bewusstsein bedeutet, dass
Fiktion zur Realität wird, wie
zum Beispiel beim Terroran-

schlag auf das World Trade Cen-
ter geschehen, das als Science-
Fiction vorformuliert existierte.
Dabei geht es nicht nur um das
Bewusstsein des Einzelnen, son-
dern auch darum, das Bewusst-
sein einer Nation zu bilden, wie
der Film “Baader” von Christo-
pher Roth im Sommer diesen
Jahres exemplarisch gezeigt hat.
Fiktion und Wirklichkeit, Imita-
tion und Tatsachen werden hier
in einer unschlüssigen Halbdis-
tanz ununterscheidbar. Je besser
die Erfindungen in das linke Kli-
schee passen, desto leichter ist
Glaubwürdigkeit herzustellen.
Das Tragen eines T-Shirts mit
RAF- Symbolen ist nicht länger
politisch, Herr Umweltminister.
Es ist nur noch in oder out. Poli-
tik wird zum Zitat, Klassen-
kampf zum Kult: “Prada Mein-
hof”. Ich glaube, auch darüber
lohnt es sich zu sprechen. Die
RAF war davon überzeugt, Ge-
schichte machen zu können, ein
Geschäft, das die Medien mitt-
lerweile souverän und gut be-
herrschen. Der Weg von den
wirklichen Ereignissen zur
historischen Kolportage ist kür-
zer geworden. Bei der Kolporta-
ge geht es nicht mehr um histo-
risch-kritische Reflexion oder
gar um die politische Wahrheit.
Die jüngste Zeitgeschichte wird
aus dem historischen Kontext
gelöst.

In diesem Zusammenhang
wird es besonders wichtig sein,
darüber zu diskutieren, wie wir
im Rahmen der Erinnerungs-
und Gedenkstättenkultur mit der
Interpretation der NS- und der
SED-Diktatur umgehen. Ich
würde mir wünschen, dass sich
der Bund engagiert, wenn es

zum Beispiel am 9. November
darum geht, hier in Berlin den
Weg zu einer Mauergedenkstätte
einzuschlagen und diesen Tag
als einen zu entdecken, der nicht
nur das Land Berlin, sondern
auch uns auf Bundesebene be-
trifft (...).

Urheberschutz ist Eigen-
tumsschutz
(Aus der Rede von Dr. Günter
Krings, MdB, Stv. Mitglied im
Ausschuss für Kultur und Medi-
en; 14. November 2002)

Fast 600.000 Menschen arbeiten
in Deutschland in Kulturberu-
fen. Zusammen erwirtschaften
sie mehr als 8 Prozent unseres
Bruttosozialproduktes, jeder
zwölfte Euro wird in der deut-
schen Wirtschaft mit Produkten
verdient, die unmittelbar auf den
Schutz des Urheberrechts ange-
wiesen sind. Dieser wichtige
Zweig unserer Volkswirtschaft
erwartet endlich klare rechtliche
Regelungen zur digitalen Ver-
breitung von urheberrechtlich
geschützten Werken.

Die neuen elektronischen Me-
dien eröffnen eine Fülle neuer
Verbreitungsmöglichkeiten, sie
schaffen damit aber zugleich ei-
ne ebenso große Vielzahl an Ge-
fahren des Missbrauchs und der
Werkpiraterie. Dem gilt es Ein-
halt zu gebieten, denn Urheber-
schutz ist Eigentumsschutz und
die Verletzung von Urheberrech-
ten ist nichts anderes als Dieb-
stahl geistigen Eigentums.

Vor wenigen Jahrhunderten
glaubte man noch, diesen Fällen
geistigen Diebstahls mit Ver-
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fluchungen beikommen zu kön-
nen; so wünschte mancher Au-
tor in seinem Vorwort denjeni-
gen “Aussatz und Hölle”, die
sein Werk unberechtigt kopier-
ten.

Ich denke, inzwischen ist auch
bei der amtierenden Bundesre-
gierung die Erkenntnis gereift,
dass vom modernen Rechtsstaat
auf diesem Gebiet schon etwas
mehr an Schutz und Rechtssi-
cherheit erwartet werden kann.

Umso unverständlicher ist es
für unsere Fraktion daher, dass
es insgesamt sechs Jahre ge-
braucht hat, um einen Regie-
rungsentwurf zur Regelung des
Urheberrechts in der Informati-
onsgesellschaft in den Bundes-
tag einzubringen.

Nach der Unterzeichnung der
internationalen Verträge im Rah-
men der Weltorganisation für
geistiges Eigentum Ende 1996
(...) ließ man sich zunächst ein-
mal vier Jahre auf europäischer
Ebene Zeit, um auf dieser Basis
eine Richtlinie der Europäischen
Union zu erarbeiten. Anschlie-
ßend ging dann ein weiteres Jahr
ins Land, ehe man sich jetzt of-
fenbar etwas verwundert die
Augen reibt und feststellt, dass
die Frist zur Umsetzung der
Richtlinie in nationales Recht am
22. Dezember dieses Jahres aus-
läuft. Erst unter dem Eindruck
der drohenden Sanktionen auf-
grund der Verletzung des EG-
Vertrages wurde das Gesetzge-
bungsverfahren nunmehr auf
den Weg gebracht.

Angesichts dieses Schnecken-
tempos dürfen wir uns nicht

wundern, dass uns in der Kul-
tur- und Medienwirtschaft ande-
re Länder nicht nur längst über-
holt haben, sondern uns sogar
meilenweit voraus sind.

Diese Verzögerung ist aber zu-
gleich auch die Folge falscher
Prioritätensetzung auf dem Ge-
biet der Rechtspolitik. In der
Zeit, in der sich die ausgeschie-
dene Justizministerin im vergan-
genen Jahr dringend um einen
wirksamen Schutz urheberrecht-
licher Werke vor Raubkopien
hätte kümmern müssen, bastelte
sie lieber an dem rechtlichen
Monstrum einer angemessenen
Vergütung für Urheber, das erst
in letzter Minute entschärft wer-
den konnte. So ist es offenbar bei
dieser Bundesregierung: Die
ideologischen Lieblingsthemen
werden vorangetrieben, wäh-
rend die für den Kultur- und
Wirtschaftsstandort Deutschland
vordringlichen Aufgaben liegen
bleiben (...).

Nach so langer Zeit hätten wir
und vor allem die Autoren,
Künstler und Verleger erwarten
können, dass uns ein umfassen-
der und ausgewogener Gesetz-
entwurf vorgelegt wird.

Wer diese Erwartung hatte,
sieht sich in vielen Punkten lei-
der herb enttäuscht. Der Gesetz-
entwurf ist an vielen Stellen of-
fensichtlich mit der berühmten
rot-grünen heißen Nadel genäht.
Einige Punkte fehlen und ande-
re Teile sind wirklich noch sehr
verbesserungsbedürftig.

Der Entwurf ist von schwer ü-
berbietbarer Naivität, etwa wenn
man sich in § 53 der Neufassung
damit begnügt, die altbekannten
Regeln für die analoge Verviel-

fältigung, also zum Beispiel für
die private Kopie eines Buches,
eins zu eins auf die digitale Ver-
vielfältigung zu übertragen. Wer
schon einmal selbst eine Stunde
an einem Kopierer zugebracht
hat, um - im Rahmen des Erlaub-
ten, versteht sich - ein Buch zu
kopieren, muss wissen, dass das
mit einem etwas größeren Auf-
wand verbunden ist als das ra-
sche Kopieren einer Datei auf
einem Computer. Wenn das di-
gitale Kopieren so viel leichter
und schneller von der Hand geht,
ist es nur logisch, dass man dann
besondere Schutzvorkehrungen
gegen solche Kopierarten vorse-
hen muss.

Private Raubkopien sorgen
dafür, dass die Medienbranche
Jahr für Jahr erhebliche Umsatz-
einbußen zu verzeichnen hat.
Die Film- und Kinowirtschaft
klagt inzwischen gar darüber,
dass Blockbuster-Filme bereits
Monate vor ihrem Kinostart in
Deutschland als Raubkopie im
Internet die Runde machen. Die
im Gesetzentwurf vorgeschlage-
ne pauschale Gleichbehandlung
von elektronischen und her-
kömmlich analogen Vervielfälti-
gungen öffnet dem Missbrauch
Tür und Tor.

Bleibt die Bundesregierung
hier bei ihrer Position, dann ver-
fehlt sie im Übrigen auch einen
ganz wesentlichen Zweck dieses
Gesetzgebungsprojekts, nämlich
die Umsetzung der gerade ge-
nannten EU-Richtlinie 2001/29.
Hier heißt es im 38. Erwägungs-
grund, dass “den Unterschieden
zwischen digitaler und analoger
privater Vervielfältigung gebüh-
rend Rechnung” zu tragen ist.
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Es lohnt sich, auch einmal das
Kleingedruckte einer europäi-
schen Richtlinie zu lesen.

Wir als Unionsfraktion verste-
hen jedenfalls die Fachverbän-
de, die sich dagegen wehren,
dass ein Rechtsregime, das dem
Zeitalter des Papierkopierers
entstammt, nun ohne weiteres
auf den CD-Brenner übertragen
werden soll. Hier muss dringend
nachgebessert werden.

Zustimmung verdient der Ge-
setzentwurf, soweit er den be-
sonderen Gefahren der Werk-
piraterie im digitalen Bereich das
strafbewehrte Verbot der Umge-
hung von Schutztechnologien
gegenüberstellt.

Der massenhafte Diebstahl
von geistigem Eigentum wird
heute durch die flächendecken-
de Verbreitung von Umgehungs-
technologien erleichtert, die dem
Verbraucher Werkzeuge an die
Hand geben, um kopierge-
schützte Werke zu knacken. Die-
se Instrumente finden sich in-
zwischen auf den Seiten bekann-
ter Internetprovider ebenso wie
in den Regalen großer Super-
markt-ketten. Das Unrechtsbe-
wusstsein tendiert hier offenbar
gegen null.

Geistiges Eigentum hat An-
spruch auf den gleichen Schutz
wie Sacheigentum. Es macht
eben keinen Unterschied, ob
Werkzeugsätze zum Aufbrechen
von Wohnungs- oder Autotüren
angeboten werden oder solche
zum Aufbrechen eines digitalen
Kopierschutzes.

Das europäische Recht lässt

dem deutschen Gesetzgeber aus-
reichend Raum, um effektive
Mechanismen zum Schutz des
geistigen Eigentums einzufüh-
ren. Es steht in unserer Verant-
wortung, diesen zu nutzen. Es
reicht nicht aus, nur Verbots- und
Straftatbestände ins Gesetz zu
schreiben, denn wir können und
wollen nun einmal nicht hinter
jedem Computerarbeitsplatz ei-
nen Staatsanwalt postieren.

Die Zukunft des Urheber-
schutzes gehört daher dem digi-
talen Rechtemanagement als ei-
ner neuen, intelligenten Schutz-
strategie (...). Allerdings trifft der
Gesetzentwurf zu diesem mo-
dernen Schutzkonzept keine
konkreten Regelungen.

Im Gegenteil: Durch den An-
spruch auf Aufhebung von
Schutzmechanismen, unter an-
derem für private Kopierzwecke,
erwächst in § 95 b -  es lohnt
sich, auch diesen einmal zu le-
sen - der Eindruck, dass der
Rechteinhaber für den Einsatz
von Schutzmechanismen nach-
gerade bestraft werden soll.
Kommt er diesem Aufhebungs-
anspruch nämlich nicht nach,
muss er, der doch nur sein Urhe-
berrecht, also sein Eigentum
schützen will, mit einem saftigen
Bußgeld rechnen, dessen Ober-
grenze pikanterweise doppelt so
hoch liegt wie die Buße, die
demjenigen droht, der einen sol-
chen Schutzmechanismus
knackt, dem Cracker oder Hak-
ker also.

Der Schutzgedanke des Urhe-
berrechts wird hier auf den Kopf
gestellt.

An anderer Stelle werden Re-
gelungen in den Gesetzentwurf

hineingemogelt - in ihm soll
doch eigentlich nur Drängendes
geregelt werden - , die nun wirk-
lich nichts mit der Umsetzung
der EU-Richtlinie zu tun haben.

Das gilt etwa für den neu ein-
gefügten § 5 Abs. 3, der immer-
hin mit einer gefestigten Recht-
sprechung des Bundesgerichts-
hofs, inzwischen vom Bundes-
verfassungsgericht bestätigt,
bricht.

Die CDU/CSU-Fraktion be-
grüßt, dass die Gesetzgebungs-
maschinerie in Sachen eines ver-
besserten Urheberrechtsschutzes
in der modernen Informations-
gesellschaft nun endlich in
Schwung gekommen ist. Ideen
und menschliches Wissen sind
die wichtigsten Rohstoffe des
21. Jahrhunderts. Das Urheber-
rechtsgesetz wird daher zu dem
zentralen Marktordnungsrecht
des digitalen Zeitalters.

Genau deshalb werden wir es
nicht zulassen, dass dieses wich-
tige Gesetz jetzt im Schweins-
galopp durch das parlamentari-
sche Beratungsverfahren getrie-
ben wird. Die CDU/CSU - Frak-
tion will die Anhörung von
Sachverständigen im Gesetzge-
bungsverfahren, damit am Ende
ein Gesetz steht, das den berech-
tigten Anliegen von Urhebern
und der Medienwirtschaft auf
der einen Seite und den Werk-
nutzern auf der anderen Seite
Rechnung trägt und sie zu einem
gerechten Ausgleich bringt.

Immerhin geht es auch um die
Sicherung von Tausenden von
Arbeitsplätzen in Deutschland.

Auf dem Weg zu diesem Ziel
gibt es noch einiges zu tun. Die
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CDU/CSU-Fraktion bietet ihre
Mithilfe an, um aus diesem spät
und hastig zusammen gezim-
merten Entwurf ein gutes Gesetz
zu machen.

Bundesregierung lehnt An-
schubfinanzierung zur För-
derung des Musikexportbü-
ros ab: Lippenbekenntnisse
von Frau Staatsminister
Weiss
(Steffen Kampeter, MdB, Ob-
mann der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion im Haushaltsaus-
schuss und für Kultur und Me-
dien zuständige Berichterstatter;
5. Februar 2003)

Das geplante Musikexportbüro
scheint schon gestorben, bevor
es überhaupt aktiv werden konn-
te. Die Bundesregierung und ih-
re Kulturstaatsministerin Christi-
na Weiss äußern nur Lippenbe-
kenntnisse zur Förderungswür-
digkeit der Musikbranche. Wenn
es zum Schwur kommt, dann ist
auf Rot-Grün kein Verlass. Der
Antrag der CDU/CSU-Fraktion
im Haushaltsausschuss des Bun-
destages zur Förderung des Mu-
sikexportbüros in Höhe von
200.000 Euro ist mit rot-grüner
Mehrheit abgelehnt worden. Da-
mit wird die Unions-Initiative,
die als Basisfinanzierung für das
Musikexportbüro gedacht gewe-
sen ist, ohne überzeugende Ar-
gumentation abgeschmettert. In
einer Zeit der tiefen Krise auf
dem deutschen Musikmarkt ist
dies schlichtweg ein Signal der
“Arroganz der Macht”.

Wir appellieren an die Kultur-
staatsministerin Christina Weiss,
umgehend diese Fehlentschei-

dung rückgängig zu machen.
Schließlich hat sie in einer Ant-
wort auf eine schriftliche Frage
versichert, dass es Ziel der Bun-
desregierung sei, noch im ersten
Halbjahr 2003 mit der Musik-
wirtschaft zu Eckpunkten und ei-
ner gemeinsamen Konzeption
zur Stärkung der Exportförde-
rung von Musik zu kommen.
Dabei handelt es sich offenbar
nur um Sprechblasen. Die Ab-
lehnung der Anschubfinanzie-
rung hat die Glaubwürdigkeit
solcher Erklärungen zerstört.

Steuervergünstigungsabbau-
gesetz ist kulturfeindlich. Die
Kunstszene wird von der
Regierung im täglichen Ge-
schäft richtig schlecht behan-
delt
(Günter Nooke, MdB; 20. Fe-
bruar 2003)

Nach den Plänen der Bundesre-
gierung betrifft die vorgesehene
Ausweitung der Steuerpflicht
auf private Veräußerungsgewin-
ne in § 23 des Einkommensteu-
ergesetzes nicht nur Anleihen,
Aktien und Immobilien, sondern
alle Vermögenswerte, also auch
Kunstgegenstände. Ob neu er-
worben oder alter Familienbe-
sitz, beim Verkauf will der Staat
künftig 15% der Differenz zwi-
schen Kauf- und Verkaufspreis
einbehalten.

Die Regierung hat offenbar
ein gut abgehangenes Bild von
der Kunst und dem Kunstmarkt.
Es mag ja sein, dass sich in der
nicht selten von Sozialneid ge-
leiteten Klientel der Regierungs-
koalition die Ankündigung gut
macht, nun die Besitzer von Lu-

xusgütern zur Kasse zu bitten.
Tatsache ist jedoch, dass von die-
ser Regelung nicht Spekulanten,
sondern Kunstliebhaber betrof-
fen sind und dass der deutsche
Kunstmarkt im internationalen
Wettbewerb schlechter gestellt
wird - mit fatalen Folgen.

Diese und andere kulturfeind-
liche Regelungen der mäandrie-
renden Politik der Bundesregie-
rung haben bereits zu erhebli-
cher Verunsicherung in der
Kunstszene geführt. Die Kunst-
szene wird von der Regierung
nur gelegentlich hofiert, im täg-
lichen Geschäft aber richtig
schlecht behandelt. Wie schon
bei der Diskussion um die Mehr-
wertsteuer müssen die Vertreter
der Kunstszene auch hier die
Kulturverträglichkeit von Geset-
zesinitiativen der Regierung
wieder selbst einklagen. Die
CDU/CSU-Fraktion im Deut-
schen Bundestag wird sie hier-
bei unterstützen. Und sie wird
das Gesetz ablehnen.

MDR-Talkshow mit Gysi
absetzen
(Aus dem Brief des Obmanns für
Kultur und Medien der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Bernd
Neumann MdB, an den Inten-
danten des Mitteldeutschen
Rundfunks [MDR] Prof. Udo
Reiter)

Ich halte es für abwegig und ge-
schmacklos, einen herausgeho-
benen Repräsentanten der Nach-
folgepartei der SED, die für 40
Jahre Diktatur und Unterdrük-
kung in der DDR Verantwortung
trug, mit der Moderatorenauf-
gabe in einem öffentlich-recht-
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lichen Sender zu betrauen, zu-
mal die Beziehungen Gysis zur
Stasi nach wie vor im Zwielicht
stehen. Die Opfer der DDR-Dik-
tatur müssen sich dadurch ver-
höhnt vorkommen.

Eine öffentlich-rechtliche
Rundfunkanstalt ist verpflichtet,
mit den Empfindungen ihrer Zu-
schauer sensibel und verantwor-
tungsvoll umzugehen und nicht
nach dem Motto zu verfahren
“Quote um jeden Preis”. Des-
halb bitte ich Sie als Intendan-
ten, die Talkshow-Reihe mit
Gysi nicht durchzuführen.

Die Tatsache, dass in der vom
MDR geplanten Talkshow neben
Gysi auch der CDU-Politiker
Lothar Späth moderieren soll,
macht die Sache nicht besser.
Viele Bürger in Deutschland,
insbesondere aber die Mitglieder
der CDU, würden wenig Ver-
ständnis dafür haben, wenn ein
renommierter CDU-Politiker aus
Publizitätsgründen daran mit-
wirkt, dass einem unter Stasi-
Mitarbeit-Verdacht stehenden
PDS-Mann eine öffentliche
Bühne mit Millionenpublikum
gegeben wird.

Ich habe deshalb in einem per-
sönlichen Schreiben Lothar
Späth aufgefordert, von einer
Zusammenarbeit mit Gysi im
Fernsehen abzusehen.

Gleichberechtigung für
Deutsch
(Antrag der CDU-Fraktion vom
13. März 2003)

Der Deutsche Bundestag fordert
die Bundesregierung auf, sich
über die bisherigen Bemühun-

gen hinaus noch stärker für die
vollständige und ausnahmslose
Gleichberechtigung von Deutsch
als Dritter Arbeitssprache neben
Englisch und Französisch einzu-
setzen und dafür Sorge zu tra-
gen, dass Deutsch bei allen Ver-
öffentlichungen, Datenbanken,
Standards, Konferenzen und
Ausschreibungen den Sprachen
Englisch und Französisch
gleichgestellt wird.

Deutsch als dritte Arbeits-
sprache auf europäischer Ebe-
ne - Verstärkte Förderung von
Deutsch als lernbare Sprache im
Ausland

Derzeit sprechen über 100 Mil-
lionen EU-Bürger Deutsch, da-
von etwa 91 bis 92 Millionen als
Muttersprache. Damit spricht
fast jeder dritte EU-Bürger
(32%) Deutsch. Englisch als
Muttersprache sprechen 62,2
Millionen EU-Bürger, Franzö-
sisch 62,7 Millionen.

Nach der geplanten EU-Ost-
erweiterung wird sich die Zahl
der EU-Bürger, die Deutsch
sprechen, noch deutlich erhöhen,
da Deutsch in Osteuropa als
Fremdsprache traditionell sehr
stark verbreitet ist. Dennoch be-
kommt Deutsch im Betrieb der
EU und ihrer Kommissionen
noch immer nicht den gleichen
Status als gleichberechtigte Ar-
beitssprache neben Englisch und
Französisch.

Der Deutsche Bundestag möge
beschließen:

1.  Der Bundestag begrüßt, den
bisherigen Einsatz der Bundes-
regierung, die deutsche Sprache

auf europäischer Ebene zu stär-
ken, insbesondere durch die ge-
meinsame deutsch-französische
Sprachanweisung aus dem Jah-
re 2000 und das Beharren dar-
auf, dass bei Treffen auf
EU-Ebene auch dann ins Deut-
sche gedolmetscht wird, wenn
dies durch die jeweilige Rats-
präsidentschaft nicht vorgesehen
war.

Die Bundesregierung soll ver-
stärkt dafür Sorge tragen, dass
der Verbreitung und Pflege der
deutschen Sprache im Ausland
ein höherer Stellenwert einge-
räumt wird. In diesem Zusam-
menhang sollte die Bundesregie-
rung auch alle Anstrengungen
unternehmen, um die Förderung
der deutschen Sprache zum Nut-
zen des Studien- und Wirt-
schaftsstandortes Deutschland
zu stärken.

Begründung

“Wir müssen unsere Sprache
schützen wie unsere Gewässer“
(Botho Strauss)

Ein vereintes Europa hat nur
dann eine Chance, wenn sich die
Menschen mit ihm identifizieren
und sich gegenseitig verstehen
und verständigen können. Ein
entscheidender Faktor hierbei ist
die Sprache. Es muss das Ziel
sein, auf europäischer Ebene
Sprachen zu etablieren, die von
möglichst vielen Menschen ge-
sprochen werden. Es gibt in Eu-
ropa etwa 130 Millionen Men-
schen, die Deutsch sprechen.
Deutsch ist die mit Abstand am
meisten gesprochene Mutter-
sprache in der Europäischen
Union. Die Deutsche Sprach-
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gemeinschaft ist wirtschaftlich
derzeit die drittstärkste der Welt
und die wirtschaftlich stärkste in
Europa.

Nach Englisch ist Deutsch die
wichtigste zweite Fremdsprache
Europas. Nach dem politischen
Umbruch nimmt die deutsche
Sprache in den Reformstaaten
Mittel-, Ost- und Südeuropas
sowie in den Nachfolgestaaten
der Sowjetunion eine wichtige
Brückenfunktion zur Europäi-
schen Union ein. Dem gegen-
über ist die Berücksichtigung der
deutschen Sprache auf EU-Ebe-
ne nicht angemessen.

1. Deutsch als Arbeitssprache in
der EU

Nach Artikel 1 der Verordnung
Nr. 1 des Rates zur Regelung der
Sprachenfrage für die Europäi-
sche Wirtschaftsgemeinschaft ist
Deutsch neben Dänisch, Eng-
lisch, Finnisch, Französisch,
Griechisch, Italienisch, Nieder-
ländisch, Portugiesisch, Schwe-
disch und Spanisch offizielle
Amtssprache. Das bedeutet, dass
die Vertreter jedes Staates zu-
nächst das Recht haben, in ihrer
Muttersprache zu sprechen und
Texte aus anderen Sprachen in
ihre Muttersprache übersetzen
zu lassen. Gleichzeitig kann sich
jeder Bürger und jeder Staat in
einer der Amtssprachen an die
Gemeinschaftsorgane wenden
und hat Anspruch auf Antwort
in der gleichen Sprache. Auch
werden alle Verordnungen und
Schriftstücke der Gemeinschaft
sowie das Amtsblatt zeitgleich in
allen Amtssprachen publiziert.
Dadurch soll die Gleichbehand-

lung aller EU-Bürger zum Aus-
druck gebracht werden.

In der Praxis existiert jedoch
durch die Verwendung von Eng-
lisch und Französisch als (inof-
fizielle) Arbeitssprachen häufig
eine Ungleichbehandlung, die
sich auch zuungunsten der am
meisten verwendeten Mutter-
sprache auswirkt.

In der externen Kommunika-
tion der EU-Organe tritt eine Be-
nachteiligung von deutschspra-
chigen EU-Bürgern - mutter-
sprachlich oder fremdsprachlich
- auf, wenn sie nicht auch flie-
ßend Englisch und Französisch
sprechen, und dies obwohl sie
die größte Sprachgruppe der EU
bilden. So werden wirtschafts-
relevante Daten fast ausschließ-
lich in Englisch und Französisch
veröffentlicht. Die EU-Wirt-
schaftsdatenbanken arbeiten
vorwiegend mit diesen Sprachen
und selbst die 240.000 Aus-
schreibungen der EU-Kommis-
sion erscheinen zunächst nur in
Englisch und Französisch. Hier
sind kleine und mittlere Betrie-
be stark benachteiligt, weil sie
die umfangreichen und mit
schwierigen Fachwörtern ver-
sehenen Texte in der Regel erst
kostenpflichtig übersetzen las-
sen müssen, um am Verfahren
teilzunehmen.

Wenn es Ziel der Europäi-
schen Union ist, mehrere viel ge-
sprochenen Sprachen so zu eta-
blieren, dass sie von möglichst
vielen EU-Bürgern beherrscht
werden, so kann und darf dies
nicht zur Konsequenz haben,
dass die meist gesprochene
EU-Sprache hierbei nur eine völ-
lig untergeordnete Rolle spielt.

Schon derzeit sprechen 32% der
EU-Bürger Deutsch. Damit spre-
chen schon vor der EU-Erwei-
terung so viele Menschen
Deutsch wie Spanisch (15%)
und Italienisch (18%) zusam-
mengenommen. Gerade ein sich
erweiterndes Europa muss daher
die deutsche Sprache den Spra-
chen Französisch und Englisch
ausnahmslos gleichstellen.
Wenn Französisch, das von 28%
der EU-Bürger als Mutter- oder
Fremdsprache gesprochen wird,
Arbeitssprache ist, muss dies für
Deutsch, insbesondere in Blick
auf die bevorstehende Erweite-
rung durch die osteuropäischen
Beitrittskandidaten, bei denen
Deutsch traditionell als Fremd-
sprache sehr verbreitet ist, auch
gelten.

Begrüßenswert ist es, dass die
Bundesregierung in Zusammen-
arbeit mit den Ländern die Zahl
der Plätze in Sondersprach-
kursen für EU-Mitarbeiter und
Spitzenbeamte erhöht hat und
dass auch für Beamte aus den
Beitrittsländern Sprachkurse an-
geboten werden. In Anbetracht
der Tatsache, dass derzeit nur ein
Prozent der Kommunikation von
EU-Beamten nach außen auf
Deutsch geführt wird müssen die
Bemühungen, die Zahl der
Deutsch sprechenden EU-Be-
amten zu erhöhen dennoch deut-
lich verstärkt werden. Die Bun-
desregierung ist hier gefordert,
nach geeigneten Möglichkeiten
zu suchen.

2. Verstärkte Förderung von
Deutsch als lernbare Sprache im
Ausland

Die Verbreitung von Deutsch als
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Fremdsprache im Ausland ist
von ganz zentraler Bedeutung.
Durch die Sprache wird eine Be-
schäftigung mit dem Land, den
Menschen und der Kultur er-
reicht. Die Sprachkenntnis stei-
gert das Verständnis zu unserem
Land und weckt Interesse, die-
ses Land auch kennen zu lernen,
wovon nicht nur die Tourismus-
industrie profitiert. Ein auslän-
discher Geschäftsmann wird
eher und leichter ein Geschäft
mit einem deutschen Unterneh-
men abschließen, wenn er sich
in der Sprache seines deutschen
Geschäftspartners verständigen
kann.

Wenn die Integration für Zu-
wanderungsberechtigte sinnvoll
und erfolgreich sein soll, muss
das Erlernen der deutschen Spra-
che so früh wie möglich begin-
nen, nach Möglichkeit also
schon im Heimatland. Deshalb
müssen die Angebote für Zu-
wanderungsberechtigte und Ein-
wanderungswillige in wesent-
lich stärkerem Umfang angebo-
ten werden, als dies bisher der
Fall ist.

In der Antwort der Bundesre-
gierung auf die Große Anfrage
der CDU/CSU “Verbreitung,
Förderung und Vermittlung der
Deutschen Sprache” (Bundes-
tags-Drucksache 14/ 5835) hat
die Bundesregierung erklärt, es
bestehe nach wie vor Interesse
am Erlernen von Deutsch als
Amtssprache. Insbesondere in
den osteuropäischen Staaten sei
die Bereitschaft, Deutsch zu ler-
nen, sehr hoch. Dem hingegen
sei das Interesse an Deutsch in-
nerhalb der EU-Staaten auf das
Niveau Ende der 80er Jahre ge-
sunken. In Frankreich sei die

Zahl sogar weiter gesunken. Ge-
rade im Hinblick auf die Bedeu-
tung der deutschfranzösischen
Beziehungen ist dieser Rück-
gang besorgniserregend.

Die Bundesregierung ist laut
Antwort auf die Große Anfrage
(Drs. 14/ 5835) daran interes-
siert, dass möglichst viele Men-
schen in möglichst vielen Län-
dern Deutsch lernen. In beson-
derem Maße gelte dies für Län-
der, mit denen Deutschland be-
sonders enge politische, wirt-
schaftliche und kulturelle Bezie-
hungen pflege. Sollte sich diese
Auffassung nicht geändert ha-
ben, ist es unbedingt geboten,
gerade auch innerhalb der Euro-
päischen Union noch stärkere
Anstrengungen zu unternehmen,
um Deutsch als Fremdsprache
zu stärken und zu verbreiten.

Der Staat und seine Verant-
wortung für die Kultur

(von Dr. Norbert Lammert, MdB)

Welche Verantwortung ein Staat
für seine Bürger hat, ergibt sich
keineswegs von selbst:
Historisch betrachtet kennen wir
höchst unterschiedliche Verhält-
nisse,
systematisch gibt es verschiede-
ne, jeweils begründete Erwar-
tungen, und
rechtlich hat auch der Staat nur
die Verpflichtungen, die er ver-
bindlich eingegangen ist.

Die authentische Form staat-
licher Selbstverpflichtung ist die
Verfassung. “Die Bundesrepu-
blik Deutschland ist ein demo-

kratischer und sozialer Bundes-
staat. … Die Gesetzgebung ist
an die verfassungsmäßige Ord-
nung, die vollziehende Gewalt
und die Rechtsprechung sind an
Gesetz und Recht gebunden.”
(Artikel 20 GG) Das Grundge-
setz verpflichtet diesen deut-
schen Staat ausdrücklich auf die
Demokratie, den Sozialstaat, den
Bundesstaat und den Rechts-
staat. Von Kulturstaat ist hier kei-
ne Rede. Es hat – auch im Blick
auf aktuelle Auseinandersetzun-
gen – einen spröden Reiz, daß
der Föderalismus in der gesamt-
staatlichen Verfassung fest ver-
ankert ist, der Kulturstaat dage-
gen nicht.

Was immer dazu noch zu sa-
gen ist: Tatsächlich scheint das
Interesse an der Behauptung von
Kompetenzen bei Bund und
Ländern gelegentlich noch aus-
geprägter als an ihren jeweiligen
Aufgaben.

Sie werden von mir hoffent-
lich keine abschließenden Erklä-
rungen zu dem vereinbarten
Thema erwarten, das nicht so
harmlos ist, wie es sich anhört.
(Der erste bundesdeutsche Kul-
turstaatsminister, Michael Nau-
mann, hat in diesem Zusammen-
hang von “Verfassungsfolklore”
gesprochen und damit aus einem
eingebildeten Problem erst ein
tatsächliches gemacht). Aber als
Kulturpolitiker will ich gerne ei-
nige Anmerkungen machen zu
dem Verhältnis von Staat und
Kultur, Politik und Kunst. Mein
Verständnis dieser Beziehung
läßt sich in vier Hauptsätzen zu-
sammenfassen, die ich anschlie-
ßend in einigen Nebensätzen er-
gänzen, erläutern und verdeutli-
chen will:
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Der Staat ist für Kunst und
Kultur verantwortlich.

Der Staat ist nicht für Kunst
und Kultur zuständig.

Der Streit zwischen Bund und
Ländern über die sogenannte
“Kulturhoheit” ist ebenso unnö-
tig wie abwegig.

Das Verhältnis von Politik und
Kunst ist schwierig und muß es
bleiben.

Der Staat, jeder Staat hat eine
kulturpolitische Verantwortung.
Wie weit oder eng auch immer
der Staat seine Aufgaben ver-
steht, er ist für die Lebensbedin-
gungen seiner Bürger verant-
wortlich. Daß dazu innere und
äußere Sicherheit, Polizei und
Armee, Krankenhäuser und Ka-
sernen, Straßen und Bäder, nicht
aber Sprache, Traditionen und
Geschichte, also die Kultur ei-
nes Landes gehören, ist eine ab-
surde Vorstellung.

Zu den staatlichen Aufgaben
gehört auch die Verantwortung
für Kunst und Kultur. Das
Selbstverständnis der Bundesre-
publik Deutschland als Kultur-
staat hat im Einigungsvertrag,
also im Kontext der Wiederher-
stellung der staatlichen Einheit
Deutschlands, erstmals aus-
drücklich seinen verfassungs-
relevanten Ausdruck gefunden.

In einer modernen Gesell-
schaft wächst der Bedarf an
Kunst und Kultur – und das Inte-
resse offensichtlich auch. Nie
waren Angebot und Nachfrage
so breit wie heute, auch wenn die
Ernsthaftigkeit sowohl bei An-

bietern wie bei Nachfragern, bei
Produzenten wie bei Konsumen-
ten nicht immer über jeden
Zweifel erhaben ist. Kunst muß
sich weder über Märkte organi-
sieren noch durch Preise als
Maßstab der Bewertung definie-
ren. Aber nicht alles, was sich
nicht rechnet, ist große Kunst.
Und das große Publikumsinte-
resse an Festivals und Premie-
ren ist offensichtlich nicht allein
der Kunst geschuldet.

Kultur ist ein Standortfaktor.
Die Attraktivität von Städten und
Regionen bestimmt sich immer
stärker durch ihre Kunst und
Kulturszene – nicht nur für Tou-
risten, sondern vor allem für die
Menschen, die dort leben und ar-
beiten. Nimmt man die öffentli-
chen, privatwirtschaftlichen und
gemeinnützigen Aktivitäten zu-
sammen, erzielt der Kultursektor
in Deutschland nach einer Schät-
zung des Arbeitskreises Kultur-
statistik für das Jahr 2000 die
stolze Wertschöpfung von 32,7
Mrd. Euro. Das entspricht etwa
dem Sektor Energieversorgung
mit 34,3 Mrd. Euro, ist fast so
hoch wie der Chemiesektor
(39,2 Mrd. Euro) und wesentlich
höher, als klassische Wirt-
schaftszweige wie Landwirt-
schaft, Bergbau oder Stahlindu-
strie.

Kultur rechnet sich. Alle ein-
schlägigen ökonomischen Studi-
en belegen den Zusammenhang
von Kultur- und Wirtschaftsför-
derung. Die Ausgaben für Kunst
und Kultur fließen direkt und in-
direkt in die jeweilige heimische
Wirtschaft zurück. Aber ein
Staat, der Kulturförderung als
eine besondere Form der Wirt-

schaftsförderung mißversteht,
bleibt weit hinter den Ansprü-
chen zurück, die ein Kulturstaat
für sich gelten lassen muß.

Es gibt viele große Kulturna-
tionen. Aber es gibt nur wenige
Staaten, die für Kunst und Kul-
tur absolut und relativ so viele
öffentliche Mittel einsetzen wie
Bund, Länder und Gemeinden in
Deutschland. Über 90 % der
Kulturausgaben in Deutschland
werden aus staatlichen Haushal-
ten aufgebracht, weniger als 10 %
von Privatpersonen, gemeinnüt-
zige Organisationen und Spon-
soren, deren Anteil an der Ge-
samtfinanzierung maßlos über-
schätzt wird. In den USA sind
die Relationen beinahe umge-
kehrt: Kunst- und Kultur-Förde-
rung wird dort als private, in
Deutschland als öffentliche Auf-
gabe verstanden. Es gibt in
Deutschland fast so viele Sinfo-
nie-Orchester wie im Rest der
Welt zusammen, allein in Berlin
acht in der höchsten tariflichen
Besoldung.

Von 8,3 Mrd. Euro öffentli-
cher Kulturfinanzierung im Jahr
2002 innerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland insgesamt ga-
ben die Gemeinden 3,6 Mrd.
Euro (43 %), die Länder 3,8
Mrd. Euro (47 %) und der Bund
844 Mio. Euro (10 %) aus. Dazu
kommen mehr als 1 Mrd. Euro
an Bundesmitteln für Program-
me und Projekte der Auswärti-
gen Kulturpolitik, die hauptsäch-
lich über das Auswärtige Amt
vergeben werden.

Die öffentliche Kulturfinan-
zierung innerhalb Deutschlands
ermöglicht damit etwa 630.000
Arbeitsplätze im öffentlichen
Kultursektor.
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Interessant ist im übrigen auch
ein Blick auf die Kulturausgaben
pro Kopf in den verschiedenen
Ländern der Bundesrepublik, die
ein bemerkenswertes Süd-Nord-
und zugleich Ost-West-Gefälle
erkennen lassen, das mit der
Größe und Wirtschaftsstärke der
jeweiligen Bundesländer ganz
offensichtlich nicht und schon
gar nicht alleine zu erklären ist.

Der Staat tut viel für die Kul-
tur in Deutschland und dennoch
zu wenig. In manchen wichtigen
Bereichen, z.B. der Denkmal-
pflege, den Bibliotheken, der
kulturellen Bildung, der Sprach-
und Übersetzungsförderung
bleibt er hinter seinen Möglich-
keiten zurück – auch deshalb,
weil er an manchen Stellen des
Guten zu viel tut:

Der Repräsentationsaufwand
der sogenannten großen Häuser
ist nicht nur in den Bundes- und
Landeshauptstädten beachtlich.
Manche aus Steuergeldern finan-
zierten Intendanten- und Chef-
dirigentenverträge sind eher
schamlos als bescheiden.

Kunst- und Kulturpreise
schießen in Deutschland wie Pil-
ze aus dem Boden, wobei inzwi-
schen zum Teil groteske Preis-
summen ausgelobt werden, de-
ren Höhe zur Bedeutung der
Preise manchmal in einem um-
gekehrten Verhältnis steht.

Kein Zweifel: Öffentliche
Ausgaben müssen sich recht-
fertigen, Kulturausgaben auch.
Zur Konsolidierung öffentlicher
Haushalte sind Kulturetats dage-
gen völlig ungeeignet: Dafür ist
ihr Anteil an den Gesamtausga-
ben zu gering und ihre Bedeu-
tung zu hoch. Relativ zur Ge-

samtausgabe der öffentlichen
Haushalte betragen die Kultur-
ausgaben 1,7 % (Gemeinden 2,4
%, Länder 2,0 %, Bund 0,5 %).
Dennoch hält sich hartnäckig die
Fehleinschätzung, die Sanierung
öffentlicher Haushalte fände
vornehmlich durch Kürzung der
Kulturausgaben statt. Die regel-
mäßige Versuchung ist nicht zu
bestreiten, die tatsächlichen Ver-
hältnisse sind glücklicherweise
anders. Auch in Zeiten massiver
Haushaltsprobleme bei Bund,
Ländern und Kommunen wer-
den in Deutschland weiter neue
Museen und Konzertsäle gebaut,
neue Festivals ins Leben geru-
fen und zusätzliche Preise gestif-
tet.

Dies gilt nicht nur für Berlin,
wo alleine für die Museumsin-
sel innerhalb von zehn Jahren
rund 1 Mrd. Euro ausgegeben
werden. Es gibt nicht nur be-
drohte, sondern auch neue Mu-
seen und Kultureinrichtungen.
Neue Museen sind z. B. auch in
München oder Stuttgart eröffnet
oder im Bau, aber auch in klei-
neren Städten wie Herne oder
Chemnitz. Im Ruhrgebiet, der
Region mit der höchsten Arbeits-
losigkeit und den größten Haus-
haltsproblemen in Westdeutsch-
land, hat die Landesregierung
gemeinsam mit der Region ge-
rade ein großes, neues Kultur-
festival ins Leben gerufen und
mit 40 Mio. Euro für eine Trien-
nale ausgestattet. Gleichzeitig
entstehen innerhalb von fünf
Jahren in drei Nachbarstädten
mit jeweils überdurchschnittli-
cher Arbeitslosigkeit drei neue
Konzertsäle. Zu wenig? Zu viel?

Die zutreffende Einschätzung
der überragenden Bedeutung

von Kunst und Kultur für die Le-
bensqualität der Menschen und
die Attraktivität von Städten und
Regionen führt zu einem bemer-
kenswerten Überbietungswett-
bewerb zwischen Städten, Re-
gionen und Ländern. Er ist im
ganzen sicher produktiv und
Voraussetzung der in der interna-
tional beispiellos breiten und
dichten Kulturlandschaft.

Glanz und Elend des deut-
schen Kulturföderalismus kom-
men aber auch zum Ausdruck in
einem gelegentlich provinziellen
Kompetenzstreit, der sich zuletzt
in einer merkwürdigen “Ent-
flechtungsdebatte” als abschrek-
kendes Beispiel für die ange-
strebte Neuordnung der Zustän-
digkeiten zwischen Bund und
Ländern dokumentiert hat. Für
eine stärkere Abgrenzung der
Zuständigkeiten von Bund und
Ländern gibt es sicher gute Grün-
de. Daß sie im Kunst- und Kul-
turbetrieb besonders dringlich
sei, ist nicht sehr plausibel. War-
um Hochschulen, Wissen-
schaftsförderung, Küstenschutz
und regionale (!) Wirtschafts-
förderung verfassungsrechtlich
fixierte Gemeinschaftsaufgaben
von Bund und Ländern sind und
bleiben sollen, die vorhandenen
Kooperationen in der Kunst- und
Kulturförderung dagegen dring-
lich “entflochten” werden müs-
sen, ist weder nachvollziehbar
noch überzeugend begründet.
Daß am Ende einer erfolgreichen
Entflechtung der Zuständigkei-
ten zur Förderung von Kunst
und Kultur mehr Geld als bisher
zur Verfügung stünde, ist jeden-
falls eine treuherzige Vorstel-
lung, die weder durch die Verfas-
sungslage noch durch die
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Haushaltslage von Bund und
Ländern gedeckt ist. Der Streit
zwischen Bund und Ländern um
die sogenannte “Kulturhoheit”
ist auch deshalb abwegig, weil
das Verhältnis des Staates zu
Kunst und Kultur kaum miß-
verständlicher ausgedrückt wer-
den könnte als ausgerechnet
durch diesen Begriff: ein Staat,
der Kunst und Kultur mit ho-
heitlicher Gebärde begegnet, ist
sicher kein Kulturstaat.

Der Kulturstaat kann seinen
Ansprüchen nur genügen, wenn
er von einer engagierten Bürger-
gesellschaft getragen und getrie-
ben wird. Dies gilt sowohl für
die innere Legitimation und
Mehrheitsfähigkeit steuerfinan-
zierter Kulturausgaben als auch
und erst recht für deren notwen-
dige Ergänzung durch privat-
wirtschaftliche und gemeinnüt-
zige Aufwendungen. Mit dem
gründlich reformierten Stif-
tungsrecht, vor allem dem neu-
en Stiftungssteuerrecht, bestehen
dafür bessere Voraussetzungen,
von denen glücklicherweise im-
mer häufiger und in beachtlichen
Größenordnungen Gebrauch ge-
macht werden.

Es gibt keine Hauptstadtkul-
tur, aber hoffentlich eine leben-
dige Kultur in der Hauptstadt.
Und ganz selbstverständlich
muß ein Kulturstaat auch und
gerade in seiner Hauptstadt er-
kennbar sein. Maßstab der För-
derung ist nicht der Standort,
sondern die Bedeutung einer
Kultureinrichtung. Deshalb muß
z.B. ein Deutsches Historisches
Museum vom Bund gefördert
werden, nicht weil es in Berlin
seinen Sitz hat, sondern weil es

eine nationale Einrichtung ist.
Aus den gleichen Gründen müs-
sen Institutionen wie die Akade-
mie für Sprache und Dichtung
vom Bund gefördert werden dür-
fen, obwohl sie nicht in Berlin
ihren Sitz haben. Bundeskul-
turförderung und Hauptstadt-
kulturvertrag genügen diesem
Anspruch nicht immer.

Die sogenannte auswärtige
Kulturpolitik ist weder ohne
noch alleine durch staatliche Ak-
tivitäten zu leisten. Ihre Aufga-
be ist nicht die Förderung deut-
scher Kultur im Ausland, son-
dern die Vermittlung eines mög-
lichst authentischen, d.h. plura-
len und vitalen Bildes unseres
Landes, seiner Sprache und Kul-
tur. Auch deshalb plädiere ich
nachdrücklich dafür, daß der
Staat diese Aufgabe nicht selbst,
sondern über Mittlerorganisa-
tionen wahrnimmt, die auf der
Basis definierter Zielvorgaben
ein möglichst hohes Maß an Ent-
scheidungsautonomie brauchen
und verdienen.

Es gibt ein Feld der Kunst und
Kultur, das weit mehr als Mu-
sik, bildende Kunst und Archi-
tektur nationale Identitäten do-
kumentiert und damit eine be-
sondere wie behutsame staatli-
che Verantwortung nahe legt:
Die Sprache. Die gelegentliche
Unterscheidung zwischen All-
tagssprache, Schulsprache und
Amtssprache mag in bestimmten
Zusammenhängen nützlich sein,
ist für den grundsätzlichen Zu-
sammenhang aber belanglos.
Alles andere als belanglos ist der
offensichtliche Rückgang der in-
ternationalen Bedeutung der
deutschen Sprache, die in der

Antwort der Bundesregierung
auf eine große Anfrage der
CDU/CSU-Fraktion in der letz-
ten Legislaturperiode konkret
dokumentiert ist, die auch des-
wegen besondere Aufmerksam-
keit verdient, weil sie das Inter-
esse des Parlaments an dieser
zentralen kulturpolitischen Auf-
gabe deutlich macht (Drs. 14/
7250).

“Erst mit der Sprache geht die
Welt auf”, hat Hans-Georg
Gadamer einmal klug bemerkt.
In der Rechtschreibreform ist sie
sicher nicht aufgegangen. Man-
che sehr deutsche Regelungswut
war doch sehr übertrieben, man-
che Aufregung darüber aller-
dings vielleicht auch. Das En-
gagement der Akademie für
Sprache und Dichtung verdient
großen Respekt, auch wenn man
nicht alle Besorgnisse teilt. Die
Aussicht allerdings, daß die
deutsche Sprache nach vielen
Gefährdungen der Vergangen-
heit wie der Gegenwart auch die
Herausforderungen durch die
Kultusministerkonferenz über-
stehen wird, ist ebenso begrün-
det wie beruhigend.

Es wäre schön und längst
überfällig, wenn sich der Ehrgeiz
der Länder in der Förderung von
Kunst und Kultur wieder stärker
in einem Aufgabenfeld nieder-
schlagen würde, in dem die Zu-
ständigkeit wie die Verantwor-
tung der Länder völlig unbestrit-
ten ist: der kulturellen Bildung.
Die Vermittlung von Grundlagen
und Interesse an bildender Kunst
und Musik, wenn eben möglich
auch die Motivation zur eigenen
aktiven künstlerischen Betäti-
gung ist in den deutschen Schu-
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len längst notleidend geworden.
Der allgemein beklagte Unter-
richtsausfall ist in den musischen
Fächern eher überdurchschnitt-
lich ausgeprägt, immer häufiger
wird der Unterricht fachfremd
erteilt, also ohne die unbestrit-
tene Professionalität, die in geis-
tes- und naturwissenschaftlichen
Fächern für unverzichtbar gehal-
ten wird. Für den Umgang mit
Kunst und Kultur gilt aber na-
türlich in gleicher Weise, dass
ohne Kenntnis auch kein Ver-
ständnis, ohne Motivation auch
kein Engagement zu erreichen
ist. Wenn aber bei Kindern und
Jugendlichen das Interesse an
Kunst und Kultur nicht nach-
wächst, dann vermindert sich
unvermeidlicherweise in Zu-
kunft sowohl das Angebot wie
die Nachfrage für die künstleri-
schen Berufe sowie die großen
und kleinen Kultureinrichtun-
gen, deren Bestand keineswegs
nur durch aktuelle Haushalts-
probleme ihrer Träger gefährdet
sind. Der große und bunte Gar-
ten der deutschen Kulturland-
schaft ist weniger in seinen Blü-
ten bedroht als in seinen Wur-
zeln.

Es gibt einen Trend zur gro-
ßen Kulturinszenierung, bei der
das gesellschaftliche Ereignis
den künstlerischen Anspruch
überlagert oder verdrängt. Die
Anzahl und Prominenz der Teil-
nehmer solcher Veranstaltungen
steht oft im umgekehrten Ver-
hältnis zu ihrer kulturellen Be-
deutung. Dennoch gibt es keinen
überzeugenden Anlaß, Kultur
und Events für prinzipiell unver-
einbar zu erklären. Ich habe
nichts gegen Ereignisse, schon
gar nicht im Bereich von Kunst

und Kultur, wenn es sich denn
tatsächlich um solche handelt.
Sie sind im übrigen nie an der
Teilnehmerzahl zu erkennen.
Aber es gibt sie natürlich: Die
großen Theaterabende, die gran-
diosen Konzerte, die herausra-
genden Ausstellungen, die atem-
beraubenden Lesungen. Vorher
weiß man fast nie, ob die jewei-
lige Veranstaltung ein Ereignis
wird. Für die staatliche Förde-
rung muß um so mehr der
Grundsatz gelten: Fördern, was
es schwer hat.

Der Staat ist nicht für Kunst
und Kultur zuständig, sondern
für die Bedingungen, unter de-
nen sie stattfinden. Deshalb kann
Kulturpolitik gar nicht an-
spruchsvoll genug sein und muß
zugleich die Bescheidenheit ein-
üben, zu deren Ende Heinrich
Böll die Künstler seinerzeit auf-
gerufen hatte. Nirgendwo, in
keinem anderen Bereich der Ge-
sellschaft, ist die Distanz zum
Staat so groß und so demonstra-
tiv und zugleich die Erwartung
der Alimentierung so ausgeprägt
wie in der Kunst und Kultur. Das
scheint intellektuell weder be-
sonders zwingend, noch mora-
lisch von bestechender Größe,
aber es ist eine weit verbreitete
Attitüde, die ihrerseits beinahe
kunstvoll genannt werden kann.
Worauf es aber allein ankommt:
Sie ist berechtigt. Die Kunst hat
einen Anspruch gegenüber dem
Staat, soweit er denn Kulturstaat
sein will, nicht aber der Staat
gegenüber Kunst und Kultur.
Der Kunst kann der Staat egal
sein. Dem Staat die Kunst nicht.

Die wichtigste Aufgabe des
Staates gegenüber Kunst und

Kultur ist allen Erwartungen
zum Trotz nicht die finanzielle
Förderung, sondern die Siche-
rung freier Entfaltungs- und Ge-
staltungschancen. Während fi-
nanzielle Mittel nicht nur durch
staatliche Haushalte aufgebracht
werden können, der Staat also
insoweit prinzipiell ersetzbar ist,
kann die Gewährleistung von
freien Arbeitsbedingungen nur
durch den Staat erfolgen.

Kunst hat keinen Zweck. Wo-
für auch immer sie in Anspruch
genommen wird, ist ihr nicht we-
sentlich. Sie mag einen Zweck
erfüllen, den sie nicht hat. Nur
zweckfrei erfüllt sie ihren
Zweck. Der Staat hat einen
Zweck, die Kunst nicht. Deshalb
benötigen Kulturpolitiker die
Einsicht in die eigene künstleri-
sche Bedeutungslosigkeit und
die Souveränität, hartnäckig und
fröhlich anderen die Bedingun-
gen für die eigene künstlerische
Arbeit zu sichern. Welche Ge-
dichte und Romane geschrieben,
wie Theater und Opern insze-
niert, Bilder gemalt und Ausstel-
lungen konzipiert werden, geht
die Politik nichts an. Sie hat mit
Urheberrecht zu tun, nicht mit Li-
teratur, mit Künstlersozial-
versicherung, nicht mit bildender
Kunst. Der Zweck der Kulturpo-
litik ist Kultur, nicht Politik.

Es bleibt schwierig. Politik
und Kunst sind keine natürlichen
Zwillinge. Ihr Verhältnis gilt all-
gemein als schwierig; es muß ge-
radezu gespannt sein, um nicht
unter Verdacht zu geraten. Völ-
lig unabhängig von wechselsei-
tigen Sympathien oder Antipa-
thien beteiligter Künstler und
Politiker geht es im Kern um die
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Aus den Ländern

Baden-Württemberg

Kulturfreundliches aus dem
Bundesrat
Michael Sieber, Staatssekretär
im Ministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst, hat
ausdrücklich begrüßt, dass auf
der Sitzung des Bundesrates am
14. März 2003 mit der Ableh-
nung des sog. Steuervergün-
stigungsabbaugesetzes der Bun-
desregierung auch Gewinne aus
der privaten Veräußerung von
Kunstgegenständen keiner Steu-
erpflicht unterworfen werden.
Diese Regelung hätte den Kunst-
handel in Baden-Württemberg
schwer beeinträchtigt.

Auf Initiative Baden-Würt-
tembergs hat der Bundesrat zu-
dem eine Gesetzesvorlage zur
Gemeinnützigkeit von Vereinen
zur Förderung kultureller Ein-
richtungen der Länder und Ge-
meinden verabschiedet. Die
Bundesratsinitiative bezweckt
die Korrektur einer Neuregelung
in der Abgabenordnung, die seit
dem 1. Januar 2001 die Steuer-
begünstigung von Spenden an
Fördervereine daran knüpft, dass
die geförderten Einrichtungen
ihre Gemeinnützigkeit durch
eine besondere Satzung darle-
gen. Immerhin hat das Bundes-
finanzministerium die Anwen-
dung der neuen Regelung bis
zum Jahresende ausgesetzt.
Sieber äußert sich zuversicht-
lich, dass der Deutsche Bundes-
tag bis dahin diese Gesetzesin-
itiative übernehme. Als katastro-

Unvereinbarkeit der jeweiligen
Orientierungen: Die Politik muß
zu Kompromissen bereit und in
der Lage sein, die Kunst nicht.
Die Kunst riskiert mit der Bereit-
schaft zum Kompromiß ihre in-
nere Legitimation, die die Poli-
tik umgekehrt verspielt, wenn sie
in ideologischem Eifer die Fä-
higkeit zum Konsens durch Re-
lativierung von Interessen ver-
liert. Politik ist nicht mit ästheti-
schen Kriterien zu organisieren,
die Kunst dagegen kann nicht
nach politischen Gesichtspunk-
ten stattfinden. Bemühungen,
sich über diese jeweiligen Eigen-
gesetzlichkeiten hinwegzuset-
zen, führen fast zwangsläufig zu
offener oder verdeckter Zensur,
Propaganda und/oder Protekti-
on, für die es auch und gerade in
der jüngeren deutschen Ge-
schichte viele abschreckende
Beispiele gibt.

Der große öffentliche Jubel
bestätigt ebenso wenig den Rang
eines Kunstwerkes wie umge-
kehrt eine breite Ablehnung sei-
ne Bedeutung widerlegen kann.
Die Kunst ist frei, und individu-
elle Meinung über sie auch. Es
gibt nicht nur eine Anmaßung
der Politik gegenüber der Kunst,
die nicht toleriert werden darf.
Es gibt gelegentlich auch eine
Anmaßung ausgewiesener wie
selbsternannter Kunstsachver-
ständiger gegenüber der Öffent-
lichkeit, das eigene ästhetische
Urteil für das einzig möglich zu
halten. Ich werbe seit Jahren für
die Selbstverständlichkeit, daß
die Kunst sich mit Politik und die
Politik sich mit Kunst befassen
muß. Allerdings akzeptiere ich
nicht die Erwartung, daß das
Verhältnis von Staat und Kultur,

Politik und Kunst schon dann
überzeugend geregelt sei, wenn
die Kunst dem Staat in kritischer
Distanz, die Politik der Kunst
dagegen in andächtiger Demut
begegnet. Die wechselseitige
Bereitschaft zur Toleranz, d. h.
die Achtung von dem Urteilsver-
mögen und der Entscheidungs-
freiheit des anderen, hebt das
Spannungsverhältnis von Kunst
und Politik nicht auf, aber sie
macht es erträglich und manch-
mal sogar ertragreich.

Welche Kultur wir brauchen,
weiß ich nicht genau, jedenfalls
ist diese Frage nicht hoheitlich
zu beantworten. Aber daß wir
Kultur brauchen, der Staat und
die Gesellschaft, und daß sie je-
weils ihre eigene Verantwortung
haben, und daß wir nur dann ein
Kulturstaat sind, wenn wir die-
se Verantwortung wahrnehmen,
daran gibt es keinen Zweifel.

(Vortrag vor der Frühjahrsta-
gung der Deutschen Akademie
für Sprache und Dichtung, Jena,
8. Mai 2003, “Kultur und Staat.
Welche Kultur brauchen wir?”)

Information:
Günter Nooke, Vorsitzender der
Arbeitsgruppe Kultur und Medien der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion/
Olaf S. Gehrke, Tel. (030) 227-52 712



IM GESPRÄCH Heft 13 - Juni 2003

18

phal hatte auch der kunst-
politische Sprecher der CDU-
Landesfraktion Dr. Erwin Vetter
die ursprünglichen Pläne der
Bundesregierung bezeichnet, die
steuerliche Abzugsfähigkeit von
Unternehmensspenden abzu-
schaffen. Die Bundesregierung
konterkariere damit alle bisheri-
gen Bemühungen, eine Kultur
des Mäzenatentums und des bür-
gerschaftlichen Engagements in
Deutschland zu fördern, so Vet-
ter.

Pop-Akademie am Start
Im März 2003 hat die CDU-
Landesfraktion grünes Licht für
die erste deutsche Pop-Akade-
mie gegeben (s. u. Seite 26): Sie
sei ein “beispielhaftes Signal”
für den Wirtschaftsstandort
Mannheim/Rhein-Neckar, so
CDU-Landtagsfraktionsvorsit-
zender Günther Oettinger und
Staatsminister Christoph Palm-
er. Träger der Pop-Akademie
sind das Land mit 33,5 %, die
Stadt Mannheim mit 33,5 %, der
Südwest-Rundfunk mit 9,5 %,
die Firma Universal Music mit
8,5 %, die Landesanstalt für
Kommunikation Baden-Würt-
temberg mit 7,5 % und eine
Mannheimer Unternehmens-
gruppe mit 7,5 %. Für die Stu-
dierenden sind Studiengebühren
vorgesehen. Anbieten wird die
Pop-Akademie 3-jährige Studi-
engänge, Musik-Business und
Popmusik-Design mit dem Ab-
schluss Bachelor sowie ein auf
die speziell auf die Branche be-
zogenes Weiterbildungsangebot
für Berufspraktiker.

Man orientiert sich dabei am
erfolgreichen Modell der Be-
rufs-Akademien. Geplant sei,
jährlich 55 Studienanfänger auf-

zunehmen, beginnen will man
im Oktober 2003.

Information: Dr. Erich Vetter, Kultur-
politischer Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion Baden-Württemberg,
Tel. (07243) 14445;
e-mail: buero.vetter@gmx.de

Hessen

Kunst und Kultur in Hessen
auf höchstem Niveau sicher-
stellen
(Aus der Regierungserklärung
von Ministerpräsident Roland
Koch; 23. April 2003)

Immer wenn es um Lebensqua-
lität geht, wollen wir Hessen
vorn sehen. Dass wir hier auf
einem guten Weg sind, zeigt ein
weltweiter Vergleich der Le-
bensqualität in 215 Städten. Da-
bei belegt Frankfurt gemeinsam
mit Sydney weltweit Platz Fünf
und in Deutschland Platz Eins.
Dafür, dass die Frankfurter und
ihre Besucher die Lebensquali-
tät in unserer Metropole so hoch
bewerten, sind jedoch auch die
so genannten weichen Standort-
faktoren von zentraler Bedeu-
tung. Dazu zählen insbesondere
auch Kunst und Kultur. Hessen
ist das Land der Theater, Muse-
en und Festspiele. Ob die docu-
menta Kassel, die Buchmesse in
Frankfurt oder die vielen Welt-
erbestätten der UNESCO in
Hessen bzw. die Anwärter dar-
auf, sie alle stehen für die kultu-
relle Vielfalt des Landes und das
internationale Renommé der
Kulturschaffenden. Wir werden
diesen Ruf auch in Zeiten knap-
per Kassen im bestverstandenen

Sinne einer Public Private Part-
nership gemeinsam zu verteidi-
gen wissen. Weil wir uns an ei-
nem engen finanziellen Rahmen
orientieren müssen, können wir
- wie dies auch in der Vergan-
genheit immer wieder der Fall
war -nicht alles fördern. Mit der
Fortschreibung unseres Kultur-
investitionsprogramms haben
wir aber hervorragende Voraus-
setzungen, mit einem finanziel-
len Kraftakt Kunst und Kultur in
Hessen auf höchstem Niveau si-
cherzustellen.

Dazu gehört auch, dass wir
uns derzeit engagiert darum be-
mühen die Theater Biennale von
Bonn ins Rhein-Main-Gebiet zu
holen. Dies ist eine ideale Chan-
ce die Kulturvielfalt der
Rhein-Main-Region weiter zu
bereichern.

Auf Zustimmung der CDU-
Fraktion ist die Initiative des
Hessischen Rundfunks gesto-
ßen, mit der Reihe “Kultur kon-
trovers” das kulturelle Angebot
zu erweitern.

Information: Eva Kühne-Hörmann,
MdL, Kulturpolitische Sprecherin der
CDU-Landtagsfraktion Hessen,
Tel. (0611)350-709

Niedersachsen

Kunst und Kultur bleiben
Pflicht
(Aus der Regierungserklärung
von Ministerpräsident Christian
Wulff; 4. März 2003)

Die Förderung von Kunst und
Kultur bleibt gemeinsame Auf-
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gabe des Landes und der Kom-
munen. Gleichzeitig begrüßen
wir die Beiträge der Wirtschaft
und des privaten Sektors zur Be-
reicherung des Kulturlebens in
Niedersachsen. Neue Formen
des Kultursponsorings unterstüt-
zen wir ebenso wie attraktive
Anreize zum weiteren Ausbau
des Stiftungswesens.

Wir wollen die kulturelle In-
frastruktur unseres Landes stär-
ken. Dabei wird der ländliche
Raum fair behandelt. Für die Er-
haltung unserer Städte und Orts-
bilder werden wir uns einsetzen
und die Denkmalbesitzer bei der
Pflege historischer Bausubstanz
unterstützen.

Kreativitätsförderung für Kin-
der und Jugendliche wollen wir
landesweit weiterentwickeln vor
allem in der Kinder- und Jugend-
kulturarbeit. Dazu soll haupt-
und ehrenamtliches Engagement
bei Kunstschulen, Theatern, Bi-
bliotheken, Museen und Kultur-
vereinen in der Vernetzung vor-
handener Angebote nachdrück-
lich unterstützt werden.

Neben Musikunterricht und
Musikschulen bilden Laienmu-
sikvereine das Fundament unse-
rer Musikkultur. In unserem
Land sind zahlreiche hervorra-
gende Festivals und Initiativen
beheimatet, die zu einer Initiati-
ve “Musikland Niedersachsen”
verknüpft werden sollten.

Information: Katrin Trost, MdL,
Kulturpolitische Sprecherin
der CDU-Landtagsfraktion
Niedersachsen, Tel. (0541)977 37 20

Sachsen

Kulturraumgesetz bis 2007
Die CDU-Fraktion hat beschlos-
sen, das Kulturraumgesetz in der
bestehenden Fassung bis 2007
fortzuführen. Der kulturpoliti-
sche Sprecher Roland Wöller
betonte, das Gesetz mit einer
Förderung auf hohem Niveau
habe dazu beigetragen, wie sich
Kunst und Kultur auf kommu-
naler Ebene und im ländlichen
Raum weiter entwickeln könne.

Information: Roland Wöller, MdL,
Kulturpolitischer Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion Sachsen,
Tel. (0351)65 85 635;
e-mail:
Roland.Woeller@slt.sachsen.de

Sachsen-Anhalt

Aus dem Koalitionsvertrag
Eine Überprüfung der bisheri-
gen Förderungspraxis sowie die
sinnvolle und maßvolle Einbin-
dung in neue interne und exter-
ne Partner zugunsten von Dere-
gulierung, mehr Eigenverant-
wortlichkeit und Flexibilisierung
der Mittelverwendung (Budge-
tierung) incl. Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen zwischen
den Kultureinrichtungen und
dem Land sieht der Koalitions-
vertrag zwischen CDU und FDP
in Sachsen-Anhalt vor. Die Lan-
desregierung will prüfen, ob sich
das Land für 2010 mit einem
Standort für den Titel “Kultur-
stadt Europas” bewirbt. Zudem
wollen die Koalitionspartner
geeignete Initiativen unterneh-
men, um die “Kulturstiftung des

Bundes” in eine von Bund und
Ländern gemeinsam getragene
“Kulturstiftung des Bundes und
der Länder” zu überführen (s. u.
S. 31). Eingerichtet werden sol-
len ein Kultursenat aus Fachleu-
ten der einzelnen Kulturbereiche
und Persönlichkeiten aus Kunst
und Kultur, ein Forum Wirt-
schaft, Kunst, Kultur und eine
Kulturstiftung Sachsen-Anhalt,
die beim Kultusminister res-
sortiert. Eigens behandelt wer-
den kulturelle Bildung, Denk-
malpflege, Musik. Vorgesehen
ist im Abstand von 4 Jahren ei-
nen kulturwirtschaftlichen Be-
richt vorzulegen.

Information: Rainer Schomburg, MdL,
Kulturpolitischer Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion Sachsen-Anhalt,
Tel. (03943) 63 31 86,
e-mail: rschomburg@smartvia.de

Schleswig-Holstein

Kulturwirtschaftsbericht
vorlegen
Die Landtagsfraktion hat den
Antrag gestellt, einen ersten Kul-
tur-Wirtschafts-Bericht für
Schleswig-Holstein vorzulegen.
Die kulturpolitische Sprecherin
Caroline Schwarz erklärte dazu,
Kultur sei nicht nur Sahnehäub-
chen sondern auch Wirtschafts-
kraft; denn sie erzielte erhebli-
che Umsätze und Beschäfti-
gungswirkung, sei arbeits- und
personalintensiv, weise einen
großen Bedarf an Kreativität,
Wissen und Qualifikation auf,
fordere in manchen Teilmärkten
vergleichsweise geringe Investi-
tionskosten zur Schaffung neu-
er Arbeitsplätze, und unterstüt-
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ze die Imagebildung der ganzen
Region, auch mit Blick auf den
Tourismus. Es gebe noch sehr
viel Unwissende über die Zu-
sammenhänge zwischen Kultur
und Wirtschaft. Kulturwirtschaft
habe im Gegensatz zur Um-
weltwirtschaft bisher kein eige-
nes Profil. Deshalb werde sie
auch kaum wahrgenommen, und
die Wachstums und Beschäfti-
gungspotenziale der Kulturwirt-

schaft Schleswig-Holsteins sind
noch nicht hinreichend bekannt,
daher bedürfe es einer Bestands-
aufnahme der Entwicklung aller
Teilbereiche der Kulturwirtschaft.

KULTURPOLITIK IN DER PRESSE

Deutschland
Allgemeine Trends

Was ist Kunst, was ist Kul-
tur?
In dieser alten Frage auch dies-
mal nichts Neues: Zwar hat die
EKD eine neue Kulturdenk-
schrift vorgelegt (s. die FAZ vom
3. September 2002), es gibt so-
gar eine Oper über Angela Mer-
kel: “Angela”(dazu die FAS vom
18. August 2002), nachdem wir
vorher schon einmal eine Willy-
Brandt-Oper hatten (dabei gehe
es darum, so Regisseur Robert
Lehmeier, zu zeigen, dass im Le-
benslauf der Heldin “durchaus
eine opergerechte Fallhöhe an-
gelegt sei”) und dass ohne Fe-
stivals und Konzerthäuser die
Kultur keine Zukunft habe, be-
hauptet die SZ vom 31. August
2002: “Bald werden, das zeigt
das Beispiel Ruhrpott, Städte
ohne international ausgerichte-
tes Festival kulturell das Nach-

sehen haben.” Mut macht da
Kulturstaatsministerin Christina
Weiss: “Hier sehe ich vor allem
die Kunst, die das leisten kann:
Sie lehrt uns, mit Vielfalt umzu-
gehen, sie ist in einem ganz
buchstäblichen Sinne welteröff-
nend und insofern das beste Mit-
tel gegen die Angst vor dem, was
anders ist. (...) Ich fordere Re-
spekt vor den Künsten, vor dem,
was Künstler nicht auch zuletzt
für die Gesellschaft tun. Es war
zu lange selbstverständlich, dass
wir ein vorbildlicher Kulturstaat
sind. Man muss wieder öffent-
lich über Bücher-Neuerschei-
nungen reden; man muss sich
über Theaterinszenierungen
streiten; man muss ebenso wis-
sen, dass es jenseits von Konsum
und Kommerz, jenseits von
Klassik und Tradition, auch eine
künstlerische Entwicklung gibt,

die uns alle beweglich macht.
Ich glaube übrigens, dass die De-
pression, in die wir jetzt geraten
sind, bloß weil weniger Geld zur
Verfügung steht, vollkommen
unangemessen ist und nur zeigt,
wie starr diese Gesellschaft
schon geworden ist, wie wenig
kreativ und wie wenig visionär.”
(FR, 23.11.2002).

Wenn das alles so einfach wä-
re, daher als Kontrapunkt die
FAZ vom 3. Dezember 2002 zur
Orestie-Aufführung in den
Münchner Kammerspielen. “Es
lohnt nicht der Mühe, sich mit
solch verluderter Totalität aus-
führlich zu befassen, zumal das
Ensemble auch schauspielerisch
kaum etwas zu bieten hat. Nach
5 ½ Stunden ist das Stück ersof-
fen, sind alle baden gegangen,
zieht der Betrachter als begos-
sener Pudel ab. Die Aufführung
markiert den Tiefstand, auf dem
die einst berühmten Münchner
Kammerspiele inzwischen ange-
langt sind.”

Dass die deutschen Schriftstel-
ler wiederum sich geschlossen
gegen den Irak-Krieg ausgespro-
chen haben (Martin Walser: “Die
besten Köpfe fallen auf diesen
zweitklassigen Cowboy herein”)
oder des Kanzlers “Agenda
2010” kritisieren (darunter die
unvermeidlichen Günter Grass
und Klaus Staeck, SZ, 20. 05.
2003), überrascht ebenso wenig
wie die Ablehnung von Joseph
Roths “Radetzkymarsch” durch
Verlage, denen es natürlich nicht
unter Nennung des wirklichen
Urhebers ein Journalist zur An-
nahme zusandte (beides WELT,
31.03.2003).

Dass es um die ästhetische Bil-

Information: Caroline Schwarz, MdL,
Kulturpolitische Sprecherin
der CDU-Landtagsfraktion
Schleswig-Holstein
Tel. (0431)988-1459/1400



IM GESPRÄCH Heft 13 - Juni 2003

21

dung nicht besonders steht,
macht ein Leserbrief in der FAZ
vom 29. März 2003 wieder ein-
mal deutlich: “Viel Exponate
bundesdeutscher Kunstausstel-
lungen, all diese Schrottarran-
gements und Schneidbrenner-
arbeiten erziehen tatsächlich
nicht oder allenfalls zur Sekun-
därrohstofferfassung - vielleicht
belegt das aber nur, dass es sich
um Kunst gar nicht handelt.

Auch bedeutende Kunstwer-
ke, das ist unbestritten, vermit-
teln oft weder eine moralische
noch soziale noch politische
Botschaft und wirken aus-
schließlich ästhetisch – dass aber
ästhetische Bildung nicht zur
Erziehung gehört, das ist die
Lüge des heutigen Schulsystems
(...).” Der britische Kulturstaats-
sekretär Kim Howell ist jeden-
falls erschüttert (“Wenn das das
Beste sein soll, was britische
Künstler vorbringen können, ist
die britische Kunst verloren!”,
FAZ, 02.11.2002), Dirk Schümer,
Thea Dorn und Elke Heiden-
reich moderieren neue Bücher-
talks, aber Maxim Billers “Esra”
bleibt weiterhin verboten; Wei-
mar muss sein Stadtmuseum
dichtmachen (SZ, 02.05.2003:
“Das Fest ist bald aus”) und in
Köln spielt eine “Seifenoper”
um die unkonventionelle Absa-
ge an die Luzerner Theaterdirek-
torin Barbara Mundel (SZ,
02.05.2003).

So wichtig, dass sich dort
amerikanische, spanische briti-
sche Politprominenz sehen lässt,
dürfte “Oberhausen” allerdings
nicht sein (zur Rücknahme des
“Hausverbots” s. die SZ vom 2.
April 2003), der Begriff “euro-
päische Kultur bleibt schwam-

mig wie eh und je (s. die Be-
trachtung in der SZ vom 11.
April 2003: “Das hartgekochte
Weichei”. Was Kultur nicht sein
darf: Ein europäischer Flucht-
versuch”), unklar bleibt auch, ob
der Wechsel der Flick-Samm-
lung nach Berlin etwas mit
Kunst oder eher etwas mit Mo-
ral zu tun habe, so jedenfalls die
Alternative in der SZ vom
10.01.2003.

Mit Personen verbinden sich
halt immer neue Perspektiven:
so sinniert die FAZ (30.04.2003)
anlässlich des Rücktritts von
Christoph Stölz vom Berliner
CDU-Landesvorsitz darüber,
wie er sich “programmatisch
einbinden” könnte: “Um ein
überzeugendes kulturpolitisches
Programm ist die Bundes-CDU
in der Tat derzeit verlegen (...)
Möglich wäre auch, dass der
Bundesvorstand sich eine wort-
mächtigere Präsenz auf der kul-
turpolitischen Ebene vorstellen
könnte (...).” Darum ist auch die
Frage nicht unberechtigt, warum
die Wirtschaft die Künstler
braucht, so die FAS vom 9. März
2003 und gibt die Antwort:
“Weil Unternehmen von Anle-
gern, Mitarbeitern und Kunden
nicht mehr allein nach ökonomi-
schen Kennziffern bewertet son-
dern auch nach ihrem gesell-
schaftspolitischen, ökologischen
und sozialen Verhalten gefragt
werden (...). Weil sich die Kar-
riere von Personen und Produk-
ten nicht mehr langfristig planen
lassen, weil das Unkalkulierbare
einkalkuliert werden muss. Weil
es angeblich die nicht linear
funktionierenden Künstlerhirne
sind, die die Wirtschaft das Vor-
ausschauen auf das Unvorher-

sehbare lernen können. Die
künstlerische Avantgarde soll
also nicht mehr das schlechte
Gewissen der Gesellschaft sein,
sondern die Forschungs- und
Entwicklungsabteilung der Wirt-
schaft: Gerade erst hat die Old-
Economy sich nach dem Abstoß
der New-Economy der Richtig-
keit altbewährter vernünftiger
Methoden schadenfroh verge-
wissert, da feiert die Wirtschaft
noch einmal die “Spinner, Ex-
zentriker, Querdenken” als
“Meister des Geschäftserfolgs.”

Und damit liegt die Frage auf
der Hand, wie es um unsere Kul-
turreferenten steht; im April
2003 eröffnete die SZ eine Serie
über Kulturreferenten, den An-
fang machte Münchens Lydia
Hartl, mit der die SZ nicht sehr
glücklich ist (23. April 2003):
“So wenig sich Lydia Hartl grei-
fen lässt, zwei Dinge sind unbe-
streitbar: Ihre Unfähigkeit zu
kommunizieren und ihre Planlo-
sigkeit. So wie es nach zwei Jah-
ren Hartl aussieht, ist es ein Un-
glück für München, dass der
Posten des Kulturreferenten nur
alle sechs Jahre vergeben wird.”
Thomas Flierl kommt besser
weg (SZ, 14.05.2002), er möge
“inzwischen zu einem der ange-
seheneren Kultursenatoren Ber-
lins seit der Wende geworden
sein, aber er ist bestimmt der
machtloseste unter ihnen (...) Wo
Flierls Schmerzgrenze liegt, ist
nicht zu erfahren. Nur eines
scheint sicher: Wenn er scheitert,
wird Thomas Flierl uns genau
erklären können, woran es lag.”
Hingegen bleibt das Portrait der
Kölnerin Marie Hüllenkremer
(“Kultur-Marie”) unpersönlich
(SZ, 25.05.2003); nur dass sie
sparen muss, ist klar.
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Baukultur

Stiftung geplant
Zum Abschluss des “1. Konven-
tes Baukultur” und der dort an-
gekündigten Stiftung Baukultur,
s. den Bericht in der WELT vom
8. April 2003. Die Stiftung will
ein “baukulturelles Klima”
schaffen. Zur Generierung des
Stiftungskapitals ist neben einem
Engagement des Bundes eine
“100-Euro-Aktion” geplant, die
sich an alle eingetragenen Archi-
tekten und Ingenieure richtet;
spenden weniger als 75.000 von
150.000, soll die Stiftung als ge-
scheitert gelten (FAZ, 08.04.2003;
s. auch SZ, 07.04.2003).

Bildung

Gesetz zur kulturellen Bil-
dung
Ein Gesetz zur kulturellen Bil-
dung haben die Kulturdezer-
nenten der Städte Bochum, Es-
sen, Herne, Wuppertal und Kre-
feld angeregt. “Damit soll nicht
nur die kulturelle Bildung ge-
stärkt, sondern auch die kultu-
relle Grundversorgung in NRW
gesichert werden”, so Essens
Kulturdezernent Oliver Scheytt.

In den beabsichtigten Ausbau
von Ganztagsbetreuung für Kin-
der und Jugendliche müsse auch
die kulturelle Bildung mit ein-
bezogen werden. Daher soll die
Arbeit von Musikschulen und
Bibliotheken, die das Angebot
von Schulen und Kindergärten
qualifizieren und ergänzen, zur
Pflichtaufgabe der Gemeinden
werden (SZ, 04.11.2002).

Buch

Schlechte Stimmung
Die Stimmung der Branche ist
schlecht. Der Umsatz im deut-
schen Buchhandel, der seit 1991
kontinuierlich gestiegen war,
ging 2000 auf 2001 (erstmals seit
Einführung der Branchenstatis-
tik 1976) um 0,1 % zurück (FAZ,
15.12.2002), 2002 wurde mit ei-
nem leichten Umsatzrückgang
von etwa 2 % gegenüber 2001
abgeschlossen (als Folge der
schlechten Wirtschaftslage).

Bis 2006, so die Hypo-Ver-
einsbank, würden die Geschäfte
stagnieren. Die 90.000 Titel, die
allein in 2001 auf den Markt ge-
bracht wurden, sind offenbar zu
viel. Daher denken alle Verlage
darüber nach, ihr Programm zu
straffen. Die Krise lässt sich
auch an der Frankfurter Buch-
messe selbst ablesen. Insgesamt
präsentierten sich 6.284 Ausstel-
ler, das bedeutet einen Rückgang
von fast 5 %. Hugendubel, zweit-
größter Buchhändler Deutsch-
lands, verordnete 90 % seiner
Belegschaft in allen 98 Filialen
Kurzarbeit. (SZ, 08.10.2002).

Dazu die WELT vom 19. De-
zember 2002: “Müde schleppt
sich der Buchhandel, dessen
Umsatzgröße ungefähr dem von
ALDI Süd entspricht, dem Fest
entgegen (...) Düstere Aussich-
ten? Ach nein, es gibt ja einen
Börsenvereinsvorsteher. Der
heißt Dieter Schormann, trägt
bunte Schals und schrille Bril-
len und versteht sich aufs schön
reden. 2002 sei zwar nicht so
gelaufen, gibt er zu. Nächstes
Jahr könnte man aber auf 2 %
plus hoffen. Wie schön. Alles
wird gut.”

In der FAZ vom 28. April

2003 empfiehlt Rainer Groo-
thuis (vormals Wagenbach):
“Entscheidend für die Zukunft
wird (..) sein, daß die Anzahl der
Titel, insbesondere der aus-
tauschbaren, drastisch reduziert
wird (...) Die Buchhandlungen
werden lernen müssen, daß mit
trostloser Präsentation, ideenlo-
ser Werbung und einem aus-
tauschbaren Angebot Kunden
unzufrieden ausbleiben.”

Ob da das “schnellste Buch
der Welt” wirklich weiterhilft,
muss derzeit ebenso offen blei-
ben (vgl. SZ, 25.04.2003: “Das
Brummen der Eintagsfliege im
Buchkörper”) wie die Frage, ob
die Verlagsfusion der Ullstein
Heyne List-Gruppe durch Ber-
telsmann dem deutschen Buch-
markt wirklich gut tun werden;
das Kartellamt hat sich jedenfalls
gerührt (FAZ, 23.05.2003; vgl.
15.05.2003).

Frankfurter Buchmesse:
Vorerst doch in Frankfurt
Die Frankfurter Buchmesse (die
Zahl der Besucher lag mit
265.000 deutlich unter der vor
zwei Jahren: 300.000; gegen-
über 2001 liegt allerdings ein
Besucheranstieg von 2,6 % vor)
bleibt nun doch in Frankfurt
(FAZ, 21.01.2003): eine “absur-
de Diskussion” nennt das ganze
Theater die ‚WELT‘ vom 9.
April 2003 im Rückblick: “Das
alles hätten sich die Verantwort-
lichen ersparen können. Sie wä-
ren nicht zu den Witzfiguren ge-
worden, die sie zeitweilig wa-
ren.” Auch beworben hatten sich
München, Berlin und Köln.

Der Kanzler und Böll
Bei der Vorstellung der neuen
Heinrich-Böll-Gesamtausgabe
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war natürlich auch Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder wieder ein-
mal anwesend, der seine Begei-
sterung für Literatur kaum ver-
bergen kann. Dazu die WELT
vom 02. November 2002: “Kaum
hat er einen schmerzhaften Spar-
kurs, schwärmt er öffentlich vom
großen Erzähler der ‚kleinen
Leute‘, die den “bitteren Verhält-
nissen ein Leben in Würde und
ein bisschen Glück” abtrotzten
(...) Gewiss, Böll hat das geisti-
ge Klima der alten Bundesrepu-
blik in hohem Maße mit geprägt,
und es gibt Grund, ihm auch of-
fiziell Dank abzustatten. Aber
nicht für eine glückliche Kanzler-
rede, die offensichtlich nur dem
Zweck dient, Schröders zur Zeit
schlechtes Image aufzupolie-
ren.”

Schwarze Zahlen
Die Leipziger Buchmesse hat in
2003 erstmals schwarze Zahlen
geschrieben (WELT, 19.03.2003).

Denkmalschutz

Konsequent umsteuern
6.500 Bauwerke waren zum Tag
des offenen Denkmals am 08.
September 2002 angemeldet,
500 mehr als in 2001. Aus die-
sem Anlass widmete sich die
WELT vom 7. September 2002
der “tatsächlichen Lage des
Denkmalschutzes”: “In zahlrei-
chen Bundesländern ist der Ab-
bau des Denkmalschutzes in vol-
lem Gange (...). Bemerkenswert
an dieser Demontage des Denk-
malschutzes ist der Versuch, sie
mit den Erfordernissen des wirt-
schaftlichen Aufschwungs zu
begründen. Denn die Hauptnutz-
nießer des Neubaus sind in zu-

nehmendem Maße Generalüber-
nehmer. Der mobilisierende Ef-
fekt für den handwerklichen
Mittelstand, der von Mittelzu-
weisung an den Denkmalschutz
ausgeht, und einer von der hes-
sischen Wissenschaftsministerin
in Auftrag gegebenen Untersu-
chung das neunfache an Investi-
tionen auslöst, wird dabei jedoch
verschenkt (...). Richtig ange-
packt, könnte der Denkmal-
schutz zu einem Motor des wirt-
schaftlichen Aufschwungs wer-
den. Es ist offensichtlich nicht
die Trägheit der Bevölkerung
sondern der Politik, die ein kon-
sequentes Umsteuern in den Fra-
gen der Stadtentwicklung und
der Bestandpflege noch immer
blockiert.”

Politikfähig bleiben
Im November 2002 hat die von
NRW-Kulturminister Michael
Vesper gegründete Denkmal-
kommission, die sich im Mai
2002 konstituiert hat, ihren “er-
sten Ergebnisbericht” vorgelegt.
Darin geht es darum, auch in
Zeiten knapper Kassen politik-
fähig zu bleiben. Drei Vorschlä-
ge werden konkret geäußert:

1. sollen “Weiterbildungsange-
bote intensiviert” werden,
2. sollen junge Leute auch ein
freiwilliges Jahr der Denkmal-
pflege leisten können,
3. eine Denkmalpädagogik, die
nach dem Vorbild der Museums-
pädagogik entwickelt wird.

Ein weiterer Abschnitt der
Empfehlung betrifft ein neues
Moderationsverfahren, das bei
herausragenden Streitfällen der
Denkmalpflege und der “Stadt-
baukultur” eingeleitet werden
soll. Allerdings kommentiert die

FAZ vom 22. November 2002
eher negativ, was den Minister
betrifft. Vorschläge “kommen ih-
nen gelegen, um rhetorische
Schönwetterwolken und sonni-
ge Good-will-Bekundungen
über der überaus trüben Praxis
aufziehen zu lassen, die seit sei-
nem Amtsantritt vorherrscht.
Denn in keinem der Konfliktfäl-
le der letzten Jahre hat der Mi-
nister im Sinne des Denkmal-
schutzes entschieden (...).

Erinnerungskultur

Gesamtkonzept gefordert
Günter Nooke, Sprecher für Kul-
tur und Medien der CDU/CSU-
Fraktion, fordert eine nationale
Erinnerungs- und Gedenkstät-
tenkultur. Dafür müsse es ein
Gesamtkonzept von Bund und
Ländern geben, wonach alle Ge-
denkstätten zusammenwirken.
Es gehe zudem nicht an, dass
sich der Bund für die Erinnerun-
gen an den Volksaufstand des 17.
Juni und den Mauerbau am 13.
August nicht zuständig fühle.

Die Berliner-Mauer-Gedenk-
stätte gehöre ebenso in die Bun-
desägide wie auch die Gedenk-
stätte Hohenschönhausen.

Restaurator schützen
Bayerns Staatsminister Kurt
Faltlhauser will die Berufsbe-
zeichnung “Restaurator” recht-
lich schützen lassen (WELT,
09.12.2002).

Film

Kulturtechnik “Film”
Das Verstehen von Film gehöre
zu den Kulturtechniken des 21.
Jahrhunderts, so Kulturstaats-
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ministerin Christina Weiss, auf
der Internationalen Konferenz
zur “Medien- und Filmerziehung
an Schulen Europas”. Die Bun-
desregierung wolle sich um die
“Medien- und Filmerziehung der
Jugend” verstärkt bemühen
(FAS, 08.12.2002). Dabei gehört
der Satz: “Jetzt wollen wir mal
einen Film sehen.” zu den lieb-
sten Ausreden, keinen Unterricht
machen zu müssen.

Neues Filmförderungsgesetz
Im Februar 2003 hat sich das
Bündnis für Film weitgehend auf
die Grundsätze für ein neues
Filmförderungsgesetz geeinigt,
das zum 1. Januar 2004 in Kraft
treten soll. Vorgesehen ist u. a.
eine stärkere Förderung der
Filmvermarktung, eine höhere
finanzielle Beteilung von Fern-
sehanstalten und Kinobetreibern
an der Filmförderungsanstalt
und eine bessere Vertretung des
deutschen Films im Ausland
(WELT, 27.02.2003). Weitere
Einzelheiten WELT vom 25.
Februar 2003. In Kraft treten soll
es zum 1. Januar 2004 (SZ,
27.02.2003). Das ist auch drin-
gend nötig, weil es wieder kein
deutscher Film nach Cannes ge-
schafft hat.

Insgesamt kommt die FAZ zu
dem Ergebnis: “Es geht bei der
Novellierung des Filmförde-
rungsgesetzes nicht bloß um eine
Handvoll Zuschauer mehr, son-
dern um eine klare Perspektive
für den deutschen Film. Wenn
die staatliche Landschaftspflege
nicht zur brachialen Flurbereini-
gung führen soll, und an ihren
Folgen kleine und vielleicht
auch einige mittlere Unterneh-
men verschwinden, dann muss

ich erst einmal zur Kenntnis neh-
men, wie die Landschaft aus-
sieht, der man Sicherheit ver-
schaffen will. Ein Markt, der wie
in den Vereinigten Staaten An-
gebot und Nachfrage im Kino
regulierte, gibt es nicht. Statt
dessen gibt es neben den Länder-
förderungen eine Filmförderung
des Bundes, die im Kanzleramt
ressortiert, und den verwasche-
nen Begriff ‚Kulturgut‘ zumin-
dest notdürftig definieren muss
– andernfalls könnte sie gleich
Superminister Clement bitten,
dass er sie mit neuen Subventio-
nen versorge. Bevor die Novel-
le festgeschrieben wird und im
Bundestag zur Abstimmung an-
steht, kann es nicht schaden, an
solch triviale Dinge zu erin-
nern.”

Die WELT vom 4. April 2003
meint hingegen: “Das Fernsehen
muss aufhören, unser Kino auf
seine Bedürfnisse hin um ein
paar Köpfe kürzer zu machen.
Weniger Fernsehen im Kino
nützt allen - auch dem Fernse-
hen.” Mehrere Organisationen
der deutschen Filmwirtschaft
haben den Entwurf bereits abge-
lehnt (“inkonsistent, unausgego-
ren und unsolidarisch”, FAZ,
12.4.2003).

Filmakademie geplant
Die Gründung einer Filmaka-
demie hat Kulturstaatsministerin
Christina Weiss auf den Berliner
Filmfestspielen in Aussicht ge-
stellt. Die Akademie sollte nach
Presseberichten vor allem den
Deutschen Filmpreis verleihen
(Lola), der mit insgesamt gut 3
Mio. Euro dotiert ist, sie soll
etwa 2.000 Mitglieder aus der
Filmbranche haben, die alle über

Preise abstimmen (SZ, 08.02.
2003).

Dazu die FAZ vom 8. Februar
2003: “Soll in Zukunft die Bran-
che allein darüber entscheiden,
welches ihrer Mitglieder das
Geld bekommt? (...) Nur in Ber-
lin wird die Trophäe für die be-
sten Filme zusätzlich vergoldet
(...) Vielleicht sollte man beim
Deutschen Filmpreis anfangen
ans Image und aufhören ans
Geld zu denken. Kulturstaats-
ministerin Weiss hat diese neue
Rollenverteilung allerdings als
“ein großes Missverständnis”
bezeichnet: “Es gab von meiner
Seite in keinem Moment auch
nur die Absicht, der Deutschen
Filmpreis aus der Hand zu ge-
ben.” (WELT, 19.05.2003).

Umsatz weiter eingebrochen
Im ersten Quartal 2003 ist der
Umsatz der deutschen Kinos
weiter eingebrochen: gegenüber
2002 ein Minus von 12,6 % und
nur 5,3 Mio. Besucher; nur im
Osten (“Good bye Lenin” ) wur-
den 40.000 Besucher mehr ge-
zählt (WELT, 07.05.2003).

Museum

Neuer Rekord
Mit über 100 Mio. Besuchern
verzeichnen die Museen in
Deutschland einen neuen Re-
kord, so eine vom Institut für
Museumskunde der Staatlichen
Museen zu Berlin vorgelegte Er-
hebung. Dies zeige gegenüber
dem Vorjahr (etwa 99,6 Mio.)
ein weiterer Zuwachs von 3,4 %
(WELT, 11.11.2002).

Das weltweit populärste Mu-
seum bleibt allerdings immer
noch der Louvre mit mehr als 5,7
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Mio. Besuchern in 2002. Aber
auch die Berliner Zahlen können
sich sehen lassen: 2001 waren
8,74 Mio. Besucher in Berliner
Museen. Und während im Bun-
desdurchschnitt je Museum
17.481 Besucher gezählt wur-
den, waren es in Berlin 57.803.
Am meisten frequentiert das –
wie schon in 2000 – das Perga-
mon Museum, das Haus am
Check point Charly und das
Schloss Charlottenburg. Das erst
2001 eröffnete neue Jüdische
Museum kam im ersten Jahr auf
276.545 (WELT, 04.01.2003).

Publikumsmagnet ist auch das
neue “Haus der Geschichte” in
Stuttgart. Schon in den ersten
Wochen der Eröffnung wurden
40.000 Besucher gezählt. Ge-
rechnet hat die Leitung des Hau-
ses mit 100.000 Gästen pro Jahr.
(WELT, 31.12.2002).

Immer beliebter werden auch
die Ausstellungen im Bonner
Haus der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland. 2002
zählte das Museum rd. 900.000
Besucher, der Tagesdurchschnitt
lag bei 1.800 Besuchern (WELT,
24.01.2003). Die Liste der Aus-
stellungsbesucher 2002, die die
Zeitschrift “The Art Newspaper”
herausgebracht hat, weist die
Troja-Ausstellung in Bonn mit
2.610 täglichen Besuchern auf
Platz 31 der Weltrangliste aus.
Es folgten die Ausstellungen zu
Monet, Emil Nolde und die Süd-
see und in Berlin Andy Warhol
(WELT, 18.02.2003).

Klassische Aufgaben nicht
aufgeben
Der Präsident des Deutschen
Museumsbundes, Martin Roth,

hat die Kulturpolitik der Länder
vor einer zu starken Abkehr von
den klassischen Aufgaben der
Museen gewarnt. Für die For-
schung und den Erhalt der Kul-
turgüter im Museum werde zu-
gunsten der besser zu vermark-
tenden Sonderprojekte immer
weniger getan, sagte Roth. Auch
in Zeiten leerer Kassen müsse
eine Ausgewogenheit zwischen
der Pflege eigener Sammlungen
und der Präsentation populärer
Sonderschauen gewahrt bleiben
(WELT, 20.01.2003).

Warnung vor Verkauf
Hilmar Hoffmann hatte vorge-
schlagen, die Museen sollten mit
dem Verkauf von Depotstücken
ihre leeren Kassen aufbessern.
Davor warnte Kulturstaatsminis-
terin Christina Weiss auf der Jah-
restagung des Deutschen Muse-
umsbundes in Berlin. Man kön-
ne nur darüber reden, Duplikate
zu veräußern, wobei der Ertrag
allerdings den Sammlungen zu-
gute kommen müsse (SZ/WELT,
06.05.2003).

Kassandraruf
Unter der Überschrift “Schiff
versenkt” sieht der langjährige
Präsident des Deutschen Muse-
umsbundes , Martin Roth, “un-
sere Museen (...) bedroht”:” Der
Konsens über die kulturelle
Identität ist in Gefahr. Politiker
schieben Museen hin und her
wie Freizeit-Feldherrn, die
“Schiffe versenken” spielen (...)
Kunst soll als freie Verfügungs-
masse des Staates nach den For-
derungen lokaler Lobbyisten hin
und her geschoben werden.”
(FAZ, 19.05.2003).

Musik

Am liebsten Pop
Nach einer EMNID-Umfrage
hören 53 % der Befragten am
liebsten Pop oder Rock, 30 %
volkstümliche Musik und Schla-
ger, 15 % Klassik und 3 % Jazz.
Bei den 14- bis 39-Jährigen do-
minieren Rock und Pop (82 bis
73 %), bei den über 60-Jährigen
Schlager und volkstümliche Mu-
sik (SZ, 04.01.2003).

Kopien und Umsatzeinbußen
Jeder vierte Deutsche kopiert il-
legal Musik aus dem Internet,
berichtet die FAZ vom 5. April
2003; es handele sich um ein
“Massenhobby” (Steigerung um
32 % gegenüber 2001) insbeson-
dere in der Altersgruppe zwi-
schen 16 und 24 Jahren, in der
auch die meisten Filme kopiert
werden; insgesamt ist die Zahl
der mit Musik bespielten CD-
Rohlinge um 42 % gegenüber
dem Vorjahr gestiegen (259 Mil-
lionen); hingegen wurden nur
165 Mio. CD-Alben verkauft.
Daher nannte Gerd Gebhardt,
Vorsitzender des Bundesverban-
des der phonografischen Wirt-
schaft, neben der Wirtschaftskri-
se das Problem des Musikko-
pierens mit CD-Brennern oder
CD-Rohlingen (WELT, 27.12.
2002) als Grund für gravieren-
de Umsatzeinbußen. Denn laut
deutscher Phono-Akademie
brach in 2002 der Gesamtplat-
tenmarkt um 11 % Umsatzein-
buße ein; dabei ist das Klas-
siksegment um 15 % eingebro-
chen. Während sich vor 10 Jah-
ren noch über 7 Mio. Menschen
für Bach, Beethoven oder Bartok
interessierten, so sind es derzeit
nur noch 5 Mio., der Klassikan-
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teil fiel von 11,3 auf 8,3 %.
Grundtendenz weiter fallend.
Dazu die WamS vom 2. März
2003: “Die Rahmenbedingun-
gen können die Plattenfirmen
kaum ändern. Die Konjunk-
turflaute auf der einen und die
von Künstlern (...) immer wie-
der beklagte fehlende Klassiker-
ziehung an den Schulen auf der
anderen Seite.”

Attraktiver Online-Vertrieb
Unter der Überschrift “Die Mu-
sikbranche verspielt ihre Zu-
kunft appelliert Marcus Theurer
an die Konzerne, endlich einen
attraktiven Online-Vertrieb von
Musik anzubieten. Außerdem
müsse die Musikindustrie ihre
Preise senken und könne ent-
sprechende Umsatzverluste da-
durch ausgleichen, wenn es ge-
länge, mehr ältere Käufer anzu-
sprechen: “Wer über 50 Jahre alt
ist, für den hat die Musikin-
dustrie heute wenig interessante
Angebote (...). Die Musikme-
dienindustrie hat keine Zeit zu
verlieren. Es wächst gerade eine
ganze Generation heran, die nie
etwas anderes kennen gelernt hat
als den kostenlosen Musikkon-
sum.”

Erste Pop-Akademie
Die erste deutsche Pop-Akade-
mie wird in Mannheim eröffnet.
Nach den Planungen sollen die
ersten 55 Studierenden im näch-
sten Herbst beginnen. Abge-
deckt wird das ganze Spektrum
des Pop-Marktes vom Star über
den Manager bis zum Konzert-
veranstalter. Mit einem Bache-
lor-Diplom und viel Praxiserfah-
rung sollen die Studierenden die
Akademie nach drei Jahren ver-
lassen (WELT, 03.12.2002).

Die Zukunft des Deutschen
Musikrates
Am 25. Februar 2003 berichtet
die Süddeutsche Zeitung, dass
der Musikrat in seine neue Sat-
zung eine Öffnungsklausel in
Richtung GmbH aufgenommen
habe. Dazu Kulturstaatsminis-
terin Christina Weiss: Die neue
Satzung sei ein “erster Schritt
dazu, dass der Musikrat wieder
handlungsfähig wird”. Denn der
Musikrat stand schlichtweg vor
der Pleite.

Rückblick
Nach einem Bericht der WELT
vom 28. Oktober 2002 befand
sich der Deutsche Musikrat nach
Überschuldung in einer prekären
Situation. Dazu die FAZ: “Das
Defizit ist wahrlich nicht so rie-
sig, dass sich bei leidlich gutem
Willen nicht ein Ausgleich fin-
den ließe. Sollte dieser Wille je-
doch auf die Zerschlagung des
Deutschen Musikrates gerichtet
werden, darf man das Ergebnis
schlichtweg als Katastrophe
nicht allein für das deutsche Mu-
sikleben, sondern für die Kultur
in diesem Lande überhaupt be-
trachten ... Es wäre dringend an
der Zeit, die gesamte organisa-
torische und rechtliche Struktur
des Deutschen Musikrates neu
zu ordnen, um ihm eine selbstän-
dig funktionierende Disposi-
tionsfreiheit in finanziellen Be-
langen zu geben, etwa in der
Rechtsform der GmbH, mit ei-
nem allein verantwortlichen Ge-
schäftsführer und einem qualifi-
zierten Aufsichtsrat, in den
selbstverständlich auch die Ver-
treter des Bundes und der Län-
der-Kulturstiftung gehörten.”

Generalsekretär Thomas Riet-

schel machte als Hauptursache
“Managementfehler innerhalb
des Musikrates” verantwortlich,
die bis auf das Jahr 1975 zurück-
gingen. Mittel seien nicht ent-
sprechend den Richtlinien der
Zuwendungsgeber ausgegeben
worden (Zur Krise des Deut-
schen Musikrats hier auch die
Sonderausgabe der Zeitschrift
NMZ (Neue Musikzeitung) vom
November 2002). Der Präsident
des Deutschen Musikrates Franz
Müller-Heuser gab sein Amt auf;
dem Generalsekretär des DMR
Thomas Rietschel wurde fristlos
gekündigt; gleichzeitig machen
sich Musiker, Künstler und Po-
litiker für den Erhalt des DMR
stark. Zu den Unterzeichnern ei-
nes entsprechenden Aufrufs ge-
hört auch CSU-Generalsekretär
Thomas Goppel (FAZ, 05.11.
2002). Mit Wirkung vom 11. Ja-
nuar 2003 trat das Präsidium des
Deutschen Musikrates aus Pro-
test gegen die Entlassung von
Thomas Rietschel geschlossen
zurück (FAZ, 13.01.2003).

Der Musikrat sieht für sein
Weiterbestehen neue Chancen,
berichtet die WELT am 18. Fe-
bruar 2003. Die Lösung liegt in
der Bildung einer gemeinnützi-
ge GmbH, die eine entscheiden-
de Voraussetzung dafür sei, dass
der Dachverband des Deutschen
Musiklebens seine “Handlungs-
und Sprachfähigkeit” wiederer-
langen” könne.

Sprache

“Karton “ statt “Box”
Aus Protest gegen den Irakkrieg
hat die “Arbeitsgemeinschaft
Sprachen in der Politik” dazu
aufgerufen, englische Ausdrük-
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ke im Deutschen durch franzö-
sische zu ersetzen, also “Billet”
statt “Ticket”, “Karton” statt
“Box” (FAZ, 08.04.2003).

Deutsche Akademie Sprach-
beobachtungsstelle...
Nach Ansicht des vormaligen
Präsidenten der Akademie für
Sprache und Dichtung in Darm-
stadt, Christian Meier, verliert
die deutsche Sprache immer
mehr an Bedeutung: “Ich habe
immer deshalb darum gekämpft,
dass die deutsche Sprache in ih-
rer vollen Breite und Tiefe erhal-
ten bleibt. Und mein Nachfolger
wird dies auch tun müssen.”
Meier sprach sich für die Grün-
dung einer Sprachbeobach-
tungsstelle aus, bei der Bürger
bei Sprachproblemen anrufen
können. Vorbild dafür könnte
Frankreich sein (WELT, 25.10.
2002).

... und harsche Kritik
Eine ziemlich harsche Kritik übt
die WELT vom 28. Oktober
2002 an der Tätigkeit der Deut-
schen Akademie für Sprache und
Dichtung in Darmstadt (“schläf-
rig in Darmstadt”) und fragt:
“Wer evaluiert eigentlich Akade-
mien? Vermutlich niemand,
doch soll es eine dafür zustän-
dige Institution geben, der An-
glist Klaus Reichert – Meiers
Nachfolger als Präsident – hätte
sie zu fürchten. Diese Akademie
ist nicht zuletzt deshalb geistig
provinziell, weil viele kulturell
anspruchsvolle Mitglieder den
jährlichen Aufenthalt in Darm-
stadt fürchten und nach Kräften
meiden.”

Aufschwung in China?
Ob der Aufschwung des

Deutsch-Unterrichts in China
die deutsche Sprache in Asien
stabilisieren könne, diskutiert
die WELT vom 21. November
2002. Während chinesische Ex-
perten da eher positiv gestimmt
sind, sind Deutschlehrende in
Japan und Korea eher pessimi-
stisch. In den vergangenen zehn
Jahren hat sich die Zahl der
deutschlehrenden Japaner hal-
biert, ähnlich steht es in Korea.
Da wirke sich nach japanischen
Aussagen aus, dass deutsche
Prominente im Ausland, wie
Schumacher oder Beckenbauer,
in Interviews nie Deutsch spre-
chen, sondern ausschließlich
Englisch, während etwa der
französische Trainer der japani-
schen Nationalmannschaft ge-
flissentlich seine Muttersprache
verwandte.

Tanz

Ein Wirtschaftsfaktor ist auch
die Tanz-Szene, dort werden
jährlich 250 Mio. Euro umge-
setzt. Nach Berechnungen des
NRW-Wirtschaftsministeriums
finden etwa 15.000 Menschen
bundesweit ihren Lebensunter-
halt in den Bereichen Tanzsport,
Fitness und Tanzpädagogik (FR,
31.08.2002).

Theater

Lieber ins Kino
Nach einer Studie, die vom
Deutschen Bühnenverein vorge-
stellt wurde, gehen unter gut
1.000 Befragten 16- bis 29-Jäh-
rigen fast 78 % lieber ins Kino,
50 % bevorzugten ein Video
oder einen Videoclip gegenüber

einem Theaterbesuch. Mithin
halten Kino, Fernsehen und
Computer einer Studien zufolge
Jugendliche vom Theaterbesuch
ab. Offenbar führen Elternhaus
und Schule die Jugendlichen
nicht ausreichend an das Thea-
ter heran, nur knapp 19 % der
Befragten sagten, ihre Eltern
hätten ihnen das Theater näher
gebracht (SZ, 24.01.2003; vgl.
auch WELT, 27.03.2003).

Auch sonst machen sich Kul-
turschaffende Sorgen: s. die In-
terviews in der WELT vom 9.
April 2003.

Zwischenbericht zur Lage
der Theater
Bei der Entgegennahme des
Zwischenberichts zur Lage der
Theater am 11. Dezember 2002
mahnte Bundespräsident Johan-
nes Rau wesentliche Verände-
rungen der deutschen Theater-
betriebe an. Dazu bedürfe es frei-
lich einer grundsätzlich neuen
Einstellung der Gesellschaft ge-
genüber der Notwendigkeit von
Theater und dazu gehöre, dass
Bund, Länder und Kommunen
Kulturausgaben künftig zur
staatlichen Pflichtaufgabe ma-
chen sollten. Der Stuttgarter In-
tendant Klaus Zehelein: “Es gibt
(...) keine Sinn-, sondern eine
Finanzierungskrise.” Nach Auf-
fassung der Intendanten macht
vor allem die unterschiedliche
Behandlung von künstlerischem
Personal und Bühnenarbeitern
und Hauspersonal keinen Sinn,
da alle der Kunst dienten.
(WELT, 12.12.2002). Im Vorfeld
hatte der Bundespräsident, der
schon früher ein “Bündnis für
Theater” gefordert hatte, die
Hoffnung geäußert, der Zwi-
schenbericht werde der Debatte
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über die Theaterlandschaft in
Deutschland “neuen Schwung”
verleihen: “Es geht um mehr als
Geld. Es geht um unser Selbst-
verständnis als Kulturnation.”

Dazu kommentiert die WELT
vom 11. Dezember 2002: “Bis
jetzt blieb es beim Aufschreien.
Noch immer spielen hierzulan-
de die meisten Theater der Welt
... Zwar gab es immer Streit um
Etats, doch nie wurde es grund-
sätzlich infrage gestellt. Das ge-
schieht jetzt. Die traditionsrei-
chen Identifikationsstätten der
Städte und Kommunen stehen
beinahe – und dies ist das No-
vum – flächendeckend zur Dis-
position. Nicht, weil das Publi-
kum ausbliebe (...) oder weil ir-
gendein ästhetischer Extremis-
mus triumphiert, sondern weil
eine Wirtschaftskrise Steuerauf-
kommen ruiniert.(...) Gut, dass
heute der Bundespräsident mit
einem dankbaren Blick zurück
und vielen mahnenden nach
vorn einen Bericht präsentiert
zur Notlage der Theater-Nation.
Pessimistisch auch Uwe
Wittstock ebenda: (...) “Unsere
Politiker stehen zur Zeit nicht im
Verdacht, ehrliche Wege einzu-
schlagen. Also werden sie wei-
termachen wie bisher, den öf-
fentlichen Dienst ungeschoren
lassen und die künstlerischen
Budgets reduzieren mit dem Er-
gebnis, dass die Theater nach
wie vor viel Geld verschlingen,
aber einen immer größeren Teil
des Jahres leer stehen, weil man
sich den Bühnenbetrieb nicht
leisten kann.”

In diese Kerbe haut auch die
SZ vom 2.Dezember 2002: “Wir
haben - wie jedermann weiß - die
größte Theaterlandschaft der

Welt. Wir sind stolz darauf, wir
möchten, dass das so bleibt, wir
haben Zweifel, dass das gelingt.
Auch die Theater sind für das,
was sie leisten, zu teuer. Sie wer-
den von allen finanziert, aber nur
von einer immer älter werden-
den bürgerlichen Mittelschicht
genutzt; denn das isoliert sie so-
zial und schafft zusätzlich einen
Generationenkonflikt. Irgend-
wann werden es die Jugendli-
chen leid sein, auf so vielen Fel-
dern für das Wohl der Alten auf-
kommen zu sollen. Also wird
man die Jungen zurückgewinnen
müssen. Im Augenblick gelingt
das nur an wenigen Bühnen (...)
Die Theater sind der am meisten
gefährdete Teil unserer Kultur,
aber wir tun immer noch so, als
hätten wir nichts gemerkt. Die
Theaterleute selbst verhalten
sich fahrlässig, wenn sie in nur
banger Hoffnung auf die Politik
blicken. Die Legislaturperioden
sind in der Regel zu kurz, um in
ihnen tragende Lösungen erar-
beiten zu können. Da hat jeder
Dezernent genug zu tun, um ei-
nigermaßen über die Runden zu
kommen. Berlin ist ein abschrek-
kendes Beispiel.”

Zu teuer
Zur katastrophalen Lage unserer
Theater hatte sich schon die SZ
vom 13. November 2002 geäu-
ßert: In der Spielzeit 2000/2001
wurde jedes der von den Thea-
tern verkauften Ticket - knapp
über 22 Mio. - mit durchschnitt-
lich 90 Euro gefördert. Insge-
samt gab die öffentliche Hand
für ihre 150 Theater, die 728
Spielstätten betreiben, über 2
Mrd. Euro aus, während die
Theater nur 18 % ihrer Etats er-
wirtschafteten: “Dass Opern nur

eine Auslastung von 76,7 % auf-
weisen, das Sprechtheater bloß
auf 69 % kommt, könnte man als
mangelnde Attraktivität und Re-
levanz deuten. Andererseits ver-
weisen diese Zahlen auch auf
ganz andere Schwierigkeiten.

Nach wie vor hat die Hochkul-
tur, vor allem klassische Musik,
einen schweren Stand in der Ge-
sellschaft. Sie gilt als elitär, nur
für Experten geeignet. Zudem
werden ihr gerade von den Pro-
pheten des langsam verstei-
nernden Pop, die Sünden der
Vergangenheit vorgeworfen, wo
sie angeblich ausschließlich als
Freizeitbeschäftigung der herr-
schenden Schicht diente. Aus
diesem Ghetto muss die deut-
sche Theaterkultur herauskom-
men, um überleben zu können,
sie muss sich wie Kino und Li-
teratur wieder als eine Kultur für
alle verstehen und vor allem als
solche vermitteln. Daran wollen
die Theater und Orchester dem-
nächst verstärkt arbeiten. Sie
werden sich neue Marketing-
strategien überlegen und ihre
Education-Programme verbes-
sern, sie werden stärker im Stadt-
bild und damit im Bewusstsein
der Einwohner präsent sein, und
sie werden endgültig die Elfen-
beintürme verlassen und sich
ohne Berührungsängste unters
Volk mischen. Andererseits
könnte das deutsche Theater-
system (ästhetisch) erledigt sein
- ob mit oder ohne Wirtschafts-
krise.” Immerhin beschert die
von den Tarifpartner des öffent-
lichen Dienstes ausgehandelte
Lohnerhöhung um 4,4 % den
Theatern nach Angaben des
Deutschen Bühnenvereins jähr-
lich rd. 85 Mio. Euro Kosten.
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Streit um Mitbestimmung
Im Streit um das Mitbestim-
mungsrecht bei Theaterproben
hat der Deutsche Bühnenverein
Verfassungsbeschwerde beim
Bundesverfassungsgericht ein-
gelegt. Geklärt werden soll, ob
die Länge einer Bühnenprobe
der Zustimmung von Personal
und Betriebsrat bedarf. Nach-
dem das Bundesverwaltungsge-

Kulturpolitik im Bund

Neu: Christina Weiss
Neue Kulturstaatsministerin ist
die frühere Hamburger Kultur-
senatorin Christina Weiss (par-
teilos), auch Favoritin von Kul-
turstaatssekretär Knut Never-
mann. Dazu die WELT vom 14.
Oktober 2002: “Nichts veran-
schaulicht treffender den Zu-
stand der Kulturgestaltung in
Deutschland im Zeichen der Re-
zession. Nicht umsonst ist die
designierte Kulturstaatsminis-
terin im neuen Bundeskabinett,
Christina Weiss, im Gegensatz
zu ihrem Vorgänger eine Verwal-
tungsexpertin. Denn wer heute
eine Party feiern will, sollte sei-
nen Kontostand kennen. Kredit
wird nicht gewährt.” (WELT,
14.10.2002) Antje Vollmer, der
offenbar Aspirationen anhafte-
ten, hat jedenfalls rasch zurück-
gezogen: “Ich strebe diesen Po-
sten nicht an.” (FAS, 29. Sep-
tember 2002); im Gespräch wa-
ren noch Thomas Krüger, Präsi-
dent der Bundeszentrale für po-
litische Bildung, Monika Grief-
hahn, die Vorsitzende des Kul-
turausschusses des Bundestages,

der Berliner Verleger Arnold
Conradi wie Lothar Mark, Bun-
destagsabgeordneter und ehema-
liger Mannheimer Kultur-
bürgermeister. Des Kanzlers
letzter Bundesbeauftragter für
Kultur und Medien, Nida-Rü-
melin selbst, soll noch Oliver
Scheytt, seit 1993 Kulturdezer-
nent in der Stadt Essen, vorge-
schlagen haben (FAS, 06.10.
2002).

Nida-Rümelin ging zunächst
an die Universität Göttingen zu-
rück (will sich aber jetzt nach
München verändern). Zu seinem
Rücktritt die SZ vom 2. Okto-
ber 2002: “Mit seiner ruhigen
und bedächtigen Amtsführung
hat Nida-Rümelin keine Funken
geschlagen wie sein Vorgänger
Michael Naumann (...) Nida-
Rümelin verdient deshalb ein
großes Lob, weil er es geschafft
hat, sich aus den inneren Zirkeln
der Macht zurückzuziehen. So
demonstriert er, dass Politik
durchlässig sein kann, und dass
es ein Leben außerhalb der Po-
litik gibt.” Der damalige kultur-

politische Sprecher der CDU/
CSU-Fraktion, Dr. Norbert Lam-
mert, MdB erklärte: “Kulturpo-
litik erfordert mindestens so sehr
wie andere politische Aufgaben-
felder einen langen Atem, Ver-
lässlichkeit und Kontinuität.

Diesen Ansprüchen genügt die
rot-grüne Koalition offensicht-
lich nicht. Unauffällig, aber dra-
matisch bleibt das Missverhält-
nis zwischen den Erwartungen
und einem scheinbar neuen Stel-
lenwert für Kultur und Medien
und dem tatsächlichen Gewicht
im Bundeshaushalt. Das gilt
auch für Geschäftsgrundlage der
von Nida-Rümelin vorangetrie-
benen Bundeskulturstiftung:
Auch im kommenden Jahr soll
der Haushalt des Staatsministers
um die Summe schrumpfen, die
der Finanzminister für die Stif-
tung zweckgebunden überweist.
Bei diesem jähen Absturz auf
den harten Boden der Realitäten
mag das Philosophieren attrak-
tiver erscheinen (und preiswer-
ter allemal) als kulturpolitische
Höhenflüge. Als Nachfolger
werden Handwerker gebraucht,
nicht Feuerwerker.”

Und schließlich die WELT
vom 2. Oktober 2002: “Umso
wichtiger ist es, dieses Amt mit
(...) einer Person von hoher Aus-
strahlungskraft (zu besetzten).
(...) Ein brillanter Kopf muss her.
Mit weniger ist der Kultur nicht
geholfen.” Unter den Über-
schriften “Mehr Licht!” und
“Weniger Lärm!” formulierten
in der SZ Ulrich Raulff und Jens
Bisky je 7 Forderungen an den
Bundeskulturminister, und die
SZ vom 5. Oktober 2002 bilan-
ziert: “Im öffentlichen Erschei-
nungsbild immerhin kam man

richt ein solches Mitspracherecht
plötzlich bejaht hat, hält der
Deutsche Bühnenverein dage-
gen, wann eine Probe beendet
werde, sei eine künstlerische
Entscheidung.

“Es geht den Personalrat
nichts an, wie lange Hamlet sei-
nen Monolog probt”, so Rolf
Bolwin, Direktor des Büh-
nenvereins (WELT, 14.12. 2002).
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voran (...) Was aber könnte ein
Medienministerium wirklich lei-
sten? ... Zunächst wäre harte Me-
dienpolitik nicht länger mit dem
tausendmal umgewälzten Pala-
ver um den Stellenwert des deut-
schen Kinofilms zu verwech-
seln. (...) Denn solange sie noch
formale Geschäftigkeit vorspie-
geln können, wird sich eine A-
vantgarde des Kinofilms in die-
sem Lande nicht herausbilden.
(...) Die neue Medienkultur hat
deshalb mit der teutonischen
Lieblingsdebatte über die Ge-
gensätze von Fernsehen und
Kino nichts mehr zu tun. Ohne
größeren Aufwand wäre das seit
Jahren durch alle Medienforen
geisternde Projekt eines Kom-
munikationsrates als schlanke
Institution unabhängiger Fach-
leute beim Medien- und Kultur-
ministerium anzusiedeln. (...) In
Zusammenarbeit mit dem Wirt-
schaftsministerium des Bundes
und der Länder wären viel mehr
Konzepte für das Überleben der
kleineren und mittelständischen
Medienfirmen zu entwickeln.
(...)

Die Zeiten der Appelle und
folgenlosen Kolloquien sind
vorbei. Die zweite rot-grüne Re-
gierung kann nicht mehr im
Ernst die Medien- und Kultur-
wissenschaft zu den Leitindus-
trien des 21. Jahrhunderts zäh-
len, wenn sie über den Wandel
und Grenzen der Kommunika-
tionsgesellschaft nicht Bescheid
wissen will.” Natürlich taucht in
der Nachfolgediskussion um Ni-
da-Rümelin immer wieder der
Ruf nach einem Bundeskultur-
ministerium auf. “Im Prinzip
sehr gut” fand das jedenfalls
Monika Griefhahn (WamS,
29.10.2002).

Enquete-Kommission
Mit dem in den Koalitionsver-
einbarungen von Rot-Grün auf-
gelisteten Vorhaben für die Ein-
richtung einer Enquete-Kom-
mission “Kultur in Deutsch-
land”, seien, so die WELT vom
1. November 2002, den Kultur-
dezernenten in den Städten und
Gemeinden gewichtige Argu-
mente an die Hand zu geben, mit
denen sie um ihre Etats kämp-
fen könnten. Überdies soll über
konkrete Anreize nachgedacht
werden, die Kommunen zum
Aufbau eines reichhaltigen Kul-
turlebens zu motivieren. Nach
einer Idee von Antje Vollmer soll
es sogar eine “Kultur-Taxe” ge-
ben, die von wohl ausgestatte-
ten Kommunen von Touristen
etwa erhoben werden könnte.

Nach einem Hinweis in der
FAZ vom 22. Mai 2003 soll die-
se Kommission noch vor der
Sommerpause eingesetzt wer-
den.

Urhebervertragsrecht
Eine erste Wertung des vor ei-
nem halben Jahr verabschiede-
ten Urhebervertragsrechts nimmt
die FAZ vom 13. April 2003 vor
(“Wie hält man’s mit dem Künst-
ler?”).

Enteignete Kunst
Eine eigene Kommission wird
sich der Rückgabe von Kultur-
gütern widmen, die während der
NS-Zeit enteignet wurden
(WELT, 10.04.2003).

Urheberrecht im Internet:
jetzt im Vermittlungsaus-
schuss
Am 9. April 2003 wurde der Ent-
wurf “zur Regelung des Urhe-

berrechts in der Informationsge-
sellschaft” zugunsten der Um-
setzung entsprechender EU-
Richtlinien im Rechtsausschuss,
am 11. April im Plenum beraten.
Die Stellungnahmen sind unter-
schiedlich: In einem offenen
Brief haben etwa 2000 Wissen-
schaftler gegen die geplante Re-
form als Eingriff in die Eigen-
tumsrechte von Verlagen und Au-
toren protestiert (WELT,
31.03.2003). Mit das “Verleger-
Schlachtfest” überschreibt die
SZ eine eher abwartend-zustim-
mende Stellungnahme von Heri-
bert Prantl (09.04.2003), der im
neuen Gesetz (§ 52) keine be-
sondere Änderung gegenüber
der bisherigen Praxis sieht, die
Kopieren (auch digital) im klei-
nem Umfang erlaube, zumal alle
sonstigen Rechte gewahrt blie-
ben (SZ, 09.04.2003); auch bei
Thomas Hoeren in der FAZ vom
21. Februar 2003 werden im
Vorfeld geäußerte Besorgnisse
der Verlage dem Entwurf nicht
gerecht. Grundsätzlich weist
Hoeren darauf hin, dass “Urhe-
berrecht nur lebe, wenn es in den
Köpfen einer Bevölkerung lebt,
wenn ein allgemeines Bewusst-
sein für den Wert von Kreativi-
tät vorhanden ist.”

“Raubbau” unterstellt hinge-
gen Heike Schmoll in der FAZ
vom 8. April 2003 dem geplan-
ten Urheberrecht und dem § 52,
der es Schulen, Hochschulen
und nicht kommerziellen For-
schungseinrichtungen erlauben
soll, urheberrechtlich geschütz-
te Werke oder Werkausschnitte
für eigene Zwecke ohne Geneh-
migung zu digitalisieren, ins In-
ternet zu stellen und zu kopie-
ren. Die Autorin fürchtet “große
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wissenschaftliche Tauschbör-
sen” und das “Ende der wissen-
schaftlichen Verlage”: “Sollte
der Entwurf unverändert be-
schlossen werden, wird die Nut-
zungsfreiheit die Qualität unter-
graben.”

Etwas positiver Jürgen Kaube
in der FAZ vom 10. April 2003,
der allerdings auch weitere Qua-
litätseinbußen befürchtet: Ende
2006 sei zu untersuchen, “wel-
che Auswirkungen es auf die
Praxis gehabt haben wird. Es ist
Frau Zypries zu wünschen, dann
nicht als die Ministerin dazuste-
hen, die Namen wie Mohr, Sie-
beck, Klostermann, Akademie
oder Vandenhoeck auf dem Ge-
wissen hat”.

Die CDU/CSU-Opposition
hatte sich für die Streichung des
§ 52 eingesetzt. Protestiert ha-
ben auch der Börsenverein, Verle-
ger und Autoren. Die unions-
regierten Länder im Bundesrat
werden den Vermittlungsaus-
schuss anrufen (FAZ, 24.05.
2003).

Stiftungsrecht
Das am 1. September 2002 in
Kraft getretene neue Stiftungs-
recht kommentiert Rupert Graf
Strachwitz in der SZ vom 2. Sep-
tember 2002: Dieses “zögerliche
Reförmchen” sei zu bedauern,
denn dieses Reförmchen sei von
den grundsätzlichen Neuorien-
tierungen in allen europäischen
Ländern weit zurück.

Fusion
Über die mögliche Fusion von
der Kulturstiftung der Länder
und der Bundeskulturstiftung be-

richtet die FAZ am 14.03.2003:
“Wir fusionieren”, bestätigte
Kulturstaatsministerin Weiss am
31. März 2003 (SZ, 01.04.2003),
aber: “So sinnvoll und so kosten-
sparend die Vereinigung auch
wäre, beschlossen ist sie noch
nicht”, zumal die Kulturhoheit
der Länder “noch immer gern als
Anlass zu einem prachtvollen
politischen Grabenkrieg genom-
men“ wird (WELT, 02.04.2003):

Im Sommer 2003 wird eine
Arbeitsgruppe in den Staats-
kanzleien Pläne für eine Fusion
der beiden Kulturstiftungen vor-
legen, die von den Länderchefs
und vom Bundeskanzler disku-
tiert werden sollen. Die Wirt-
schaftskrise könnte den Prozess
nach den scharfen Auseinander-
setzungen über Bundes- und
Länderkompetenzen (“Verfas-
sungsbarock”) der vergangenen
Jahre beflügelt haben, so die SZ
vom 2. April 2003, lässt aller-
dings die Frage offen, was sich
denn “strukturell” wirklich än-

dern werde; die FAZ unterstellt
beiden Stiftungen auch eigen-
nützige Ziele. Die Länderstif-
tung zugunsten einer Erweite-
rung ihres Kompetenzbereichs,
etwa des Denkmalschutzes und
auf eine gerechte Verteilung der
Mittel, die Bundeskulturstiftung
wiederum würde als Förderin in-
novativer Kunst gerne ihren Sitz
von Halle nach Berlin verlegen.
Erhalten bleiben die Stiftungs-
zentralen in Halle und Berlin und
der bisherige Personalstamm, als
“mittlere Säule” wird ein Koope-
rationsmodell zur Förderung von
Großprojekten angestrebt (FAZ,
01.04.2003). Der Bundeskultur-
stiftung steht ein Etat von 25,6
Mio. Euro in 2003 und 38,4 Mio.
in 2004 zur Verfügung; die Län-
derstiftungen sollen 8 Mio. Euro
in die Fusion einbringen. Wei-
terhin im Gespräch die Überfüh-
rung der ostdeutschen “Stiftung
Kulturfonds” (Sachsen-Anhalt
hat Austritt angekündigt) in die-
se gemeinsame Kulturstiftung
(SZ, 20.05.2003).

Finanzierung/Sponsoring allgemein

Topographie des Terrors
gesichert?
Sofern die Baukosten 39 Mio.
Euro nicht übersteigen, wird der
Bund bislang jedenfalls (vgl.
FAZ, 24.05.2003) die Hälfte der
Gesamtkosten tragen (FAZ,
21.03.2003); allerdings wird
man erst in frühestens drei bis
vier Jahren fertig sein; vgl. den
Bericht in der SZ vom 23. Mai
2003 (“Inkompetent inkonse-
quent”): “Die neunziger Jahre
waren das Jahrzehnt des Erin-

nerns in Deutschland. Nun, wo
alle dafür sind, droht die Erstar-
rung in Betriebshaften.”

Rückgang bei Stiftungen
2002 wurden insgesamt 798
selbständige gemeinnützige Or-
ganisation gegründet, 40 weni-
ger als in 2001. Schuld daran sei
die schlechte Wirtschaftslage, so
der Bundesverband Deutscher
Stiftungen (BVDS) auf der 59.
Jahrestagung. Antje Vollmer
sieht Nachholbedarf bei “der
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Kultur auf allen Ebenen”(SZ,
15.05.2003).

Spendenabzug abgeblockt
Nach massiven Protesten, auch
aus den Bereichen Kultur und
Wissenschaft, hat Kanzler
Schröder Eichels Sparpläne für
die Besteuerung gemeinnütziger
Spenden von Wirtschaftsunter-
nehmen zurückgenommen: “Die
steuerliche Abzugsfähigkeit für
Spenden für sportliche, soziale,
kulturelle und gemeinnützige
Zwecke bleibt”, erklärte Schrö-
der am 25. Oktober 2002 in Düs-
seldorf. (FAZ, 28.10.2002); bis-
her konnte ein Betrieb Spenden
in Höhe von 5, in bestimmten
Fällen von bis zu 10 % seines
Einkommens, von der Steuer ab-
setzen. Im Vorfeld hatten auch
Berlins Kultursenator Thomas
Flierl und der nordrhein-westfä-
lische Kulturminister Michael
Vesper die Pläne von Bundesfi-
nanzminister Eichel zur Ab-
schaffung des steuerlichen Spen-
denabzugs für mildtätige, kirch-
liche, wissenschaftliche und ge-
meinnützige Zwecke kritisiert.
Sollte die Abzugsfähigkeit von
Unternehmensspenden einge-
schränkt werden, hätte das “ver-
heerende Folgen für die Finan-
zierbarkeit vieler Kulturprojekte
und würde eine Vielzahl von In-
itiativen gefährden”, sagte Ves-
per. Die Pläne des Bundesfi-
nanzministers seien “selbst fi-
nanzpolitisch mehr als fragwür-
dig” (WELT, 25.10.2002).
Kulturstaatsministerin Christina
Weiss sprach von einem “un-
glücklichen Plan”, Steffen Kam-
peter, Obmann der CDU-Bun-
destagsfraktion im Haushalts-
ausschuss und zuständiger Be-
richterstattung für Kultur und

Medien, nannte Eichels Vor-
schlag “haushaltspolitisch kon-
traproduktiv”.

Der Präsident des Stifterver-
bandes für die Deutsche Wissen-
schaft, Arend Oetker, hatte in ei-
nem Schreiben an Bundeskanz-
ler Schröder deutlich gemacht,
dass es Aufgabe des Regierungs-
chefs sei, “das gemeinnützige
gesellschaftliche Engagement
der Wirtschaft und der Bürger
unseres Landes ausdrücklich zu
ermutigen, statt die Keimzellen
bürgerlichen Gemeinsinns zu er-
sticken” (vgl. WELT, 26.10.
2002).

Auch Bundespräsident Johan-
nes Rau warnte “vor falschen
Entscheidungen”. Otto Graf
Lambsdorff bezeichnete das Gan-
ze in der WELT vom 26. Ok-
tober 2002 als “schweren Schlag
für die Kulturförderung in
Deutschland”: “Rot-Grün ist mit
dem Bekenntnis angetreten, dass
bürgerschaftliche Engagement
zu stützen und fördern zu wol-
len. Die Streichliste, die Eichels
Beamte offenbar reflexhaft zu-
sammengestellt haben, belegt
das genaue Gegenteil und kon-
terkariert alle schönen Worte im
Koalitionsvertrag.”“Das gemein-
nützige Engagement der Wirt-
schaft wird drastisch einbre-
chen”, so Manfred Erhardt, Ge-
neralsekretär des Stifterverban-
des für die Deutsche Wissen-
schaft.

Denkmalschutz gefährdet?
Auf seiner Jahrestagung in Ber-
lin 2002 hatte das Deutsche
Nationalkomitee für Denkmal-
schutz Finanzminister Eichel vor
einer Änderung im Steuerrecht
gewarnt, die zu einem stetigen

Verfall, wenn nicht gar Verlust
von Denkmälern zu führen dro-
he. Michael Vesper, Präsident
des Nationalkomitees sieht die
geplanten Änderungen sich “läh-
mend” auf private Besitzer von
Denkmälern und auf Kaufwil-
lige legen. Bei einer Anzahl von
rd. 1 Mio. Baudenkmäler in
Deutschland würde sich der vor-
liegende Referentenentwurf zum
Steuervergünstigungsabbau ver-
heerend auswirken (FAZ,
20.11.2002); zur Kritik an der
Steuerpolitik der Bundesregie-
rung zum Denkmalschutz siehe
auch den Bericht in der WELT
vom 19.11.2002. Auch hier zog
das Ministerium zurück: der Er-
werb und Erhalt denkmalge-
schützter Häuser soll nicht – wie
von Eichel ursprünglich geplant
– steuerlich höher belastet wer-
den (FAZ, 23.11.2002).

Kunstmarkt von Mehrwert-
steuer verschont
Schließlich scheiterte auch der
Plan des Finanzministers, den
Mehrwertsteuersatz für den Ver-
kauf von Kunstwerken von 7 auf
16 % zu erhöhen. Las man in der
Koalitionsvereinbarung von
Rot-Grün: “Der Mehrwertsteu-
ersatz im Kulturbereich muss
erhalten bleiben”, so legt das Fi-
nanzministerium dies offenbar
dahingehend aus, man dürfe die
Mehrwertsteuer ruhig erhöhen.

Dazu der bissige Kommentar
in der FAZ vom 2. November
2002: “Am Ende könnte etwas
ganz Seltsames geschehen. Es
könnte immer weniger Kunst
hier in Deutschland verkauft
werden, immer geringer könnten
die Steuereinnahmen werden.
Das müsste dem Finanzminister
dann wohl jemand erklären.”
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Der Deutsche Kulturrat zeigte
sich erleichtert darüber, dass die
“Kulturverträglichkeitsklausel”
erstmals ihren Sinn erfüllt hat
(FAZ, 21.11.2002). Gegen die-
se Pläne hatten zahlreiche Ver-
bände und Organisationen pro-
testiert. So hatte der Bundesver-
band deutscher Galerien darauf
hingewiesen, dass die 9 % Ge-
winn, mit dem eine Galerie im
Schnitt arbeitet, durch die Erhö-
hung aufgezehrt worden wäre.
Hier ist dem Kunststandort
Deutschland ein wesentlicher
Wettbewerbsnachteil erspart ge-
blieben (WELT, 21.11.2002; vgl.
SZ, 21.11.2002).

Entflechtung!
Einen Vorschlag zur Beschäfti-
gung” regt Stephan Opitz in der
SZ vom 28. September 2002 an:
“Die, egal mit welcher Kultur-
förderung beschäftigten öffent-
lichen und privaten Hände müs-
sen allmählich Verabredungen
darüber treffen, wer was wo
wann fördert. Eine solche Debat-
te über kulturelle Identität, Zie-
le und Kulturfinanzierungen an-
zustoßen, zu steuern und mit
Ländern, Kommunen, privaten
Stiftungen und anderen kultur-
fördernden bürgerschaftlichen
Initiativen zu führen – das kön-
ne eine lohnende, gesamtstaat-
lich-kulturpolitische Aufgabe für
den Kulturbeauftragten der Bun-
desrepublik sein.”

Dauerhafte Bundesbetei-
ligung im Osten
Die Konferenz Nationale Kul-
tureinrichtungen hat eine dauer-
hafte Beteiligung von langfristig
50 % an den Kosten für die Mu-
seen, Bibliotheken und anderen
Einrichtungen von nationaler

Bedeutung in den neuen Ländern
gefordert (WELT, 09.11.2002).

Ausgaben und Einnahmen
Nach einer Studie der Berliner
Industrie- und Handelskammer
gibt Berlin 230 Euro pro Ein-
wohner für Kultur aus, Frankfurt
am Main 303 Euro, Stuttgart 235
Euro. In diesen 230 Euro ist be-
reits das Engagement des Bun-
des berücksichtigt, etwa für den
Preußischen Kulturbesitz, die
Festspiele oder das Jüdische Mu-
seum. Zugleich nimmt das Land
jährlich 2,7 Mrd. Euro durch
Kultur und Kultur-Tourismus
ein, gibt aber nur 370 Mio. Euro
(mit Bundesbeteiligung 558
Mio. Euro) für Kultur aus (BZ,
12.10.2002).

Tarife nicht finanzierbar
Es hat alles nichts genutzt: Der
Deutsche Bühnenverein hatte
eine Nullrunde im gesamten öf-
fentlichen Dienst, ohne Abkop-
plung der Theater gefordert. 1 %
Lohnerhöhung im gesamten öf-
fentlichen Dienst seien so viel
wie der gesamte Kulturetat.
Mehr als der Abbau von 6.000
Arbeitsplätzen (bei insgesamt
45.000) gehe an die Substanz,
sagte der Direktor des Deutschen
Bühnenvereins, Rolf Bolwin.
(SZ, 25.11.2002). Schon zuvor
hatte der Bühnenverein Tarifs-
teigerungen von mehr als 3 %
Lohn und Gehalt im öffentlichen
Dienst als nicht finanzierbar be-
zeichnet. Rolf Bolwin, erklärte,
ein solcher Zuwachs sei bei öf-
fentlichen Kulturbetrieben uto-
pisch. Bei 3 % in den alten Bun-
desländern und mehr als 5 % in
den neuen Bundesländern
müssten viele Theater und Or-
chester ihre Eigeneinnahmen um

rd. 25 % steigern (WELT, 24.10.
2002).

Auch die Intendantengruppe
im Deutschen Bühnenverein hat-
te auf ihrer Herbsttagung in
Leipzig die Tarifpartner im öf-
fentlichen Dienst zu einem maß-
vollen Lohnabschluss aufgefor-
dert. Die Intendanten gaben zu
bedenken, dass in den meisten
Theatern die Erhöhung der Löh-
ne nur mit Abbau von Arbeits-
plätzen finanziert werden könne.
In den letzten Jahren waren Stel-
len im Bereich Theater und Or-
chester um fast 6.000 auf knapp
40.000 Stellen abgebaut worden.

Anders Verdi: die Probleme
der Theater würden nach Auffas-
sung der Dienstleistungsge-
werkschaft  “nicht durch Lohn-
verzicht der Beschäftigten ge-
löst”: “Die Intendanten spielen
auf der völlig falschen Bühne,
wenn sie auf einen “maßvollen
Lohnabschluss” im öffentlichen
Dienst drängen.” (WELT, 19.11.
2002).

Rückgang um 2,9 %
Wie der Arbeitskreis Kultur-
statistik mitteilte, sind in 2002
etwa 8,3 Mrd. Euro in den öf-
fentlichen Kultursektor geflos-
sen, das bedeutet 250 Mio. we-
niger als im Jahr 2001 und ent-
spricht einem Rückgang von 2,9
%. Dieses “Abschmelzen” der
Etatmittel binnen eines Jahres sei
“absolut dramatisch”, heißt es im
Arbeitskreis. Der negative Trend
treffe jetzt auch die finanzstar-
ken Bundesländer im Süden, am
stärksten habe Berlin seinen
Kulturhaushalt zurückfahren
müssen. Der Rückgang bei den
Stadtstaaten lag bei 7,2 %, da-
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gegen stieg der Bundeskulturetat
für 2002 um 2,5 % (SZ, 05.12.
2002).

Geld versus Kultur
Aus Anlass der zunächst von
Schließung bedrohten, dann aber
doch geretteten Sächsischen
Staatsoperette Dresden formu-
liert die WELT vom 31.12.2002
über das Verhältnis von Geld
und Kultur: “Was da in Sachsen
läuft, läuft oft noch krasser
längst überall: Kinder kontra
Kunst (...). Womöglich haben
wir bald beides nicht mehr. Ge-
wiss, auch ohne werden die Gö-
ren groß. Aber darf das gelten als
Argument einer Kulturnation?
Doch welcher Politiker heute
würde es wagen, etwa für den
Fortbestand unserer Bühnen
dem Volk Sondersteuern zuzu-
muten? Und wie würde das Kul-
turvolk darauf reagieren? Noch
riskiert man, da es nicht direkt
ans Portemonnaie geht, öffent-
lich - nicht nur in Dresden - Pro-
stest gegen folgenschwere Kür-
zungen staatlicher Kulturaus-
gaben. Was aber, wenn tatsäch-
lich amputiert wird? Prosit Neu-
jahr!”

Subventionen im Vergleich
Ein Städtevergleich ergab, dass
– etwa im Vergleich zu München
– die öffentlichen Zuschüsse für
Berlins Oper zu hoch sind: In
München wird jeder Opern-
besucher vom Staat mit 103 Euro
subventioniert, in Hamburg mit
111 Euro, in Berlin mit 160
Euro. Eine Eintrittskarte in die
Münchner Oper bringt durch-
schnittlich 42 Euro ein, in der
Deutschen Oper Berlin aber nur
21 Euro. Die Besucherauslas-
tung ist in München deutlich bes-

ser als in Berlin: 92 %, in der
Berliner Staatsoper sind es nur
80, in der Komischen Oper 65 %
(Tagesspiegel, 15.01.2003).

Auswärtige

Kulturpolitik

Goethe-Institut
Die Jahrespressekonferenz des
Goethe-Instituts Inter Nationes
stand unter dem zukunftsfrohen
Motto “Neue Kompetenzen,
neue Ziele, neue Inhalte”, dazu
kommentiert die WELT vom 06.
Dezember 2002: “Vorbei die
Zeit der Wehleidigkeit, in der die
miserable finanzielle Lage und
die daraus resultierenden In-
stitutsschließungen gebetsmüh-
lenartig beklagt wurden.” Nach
den Institutsschließungen der
vergangenen Jahre stehen jetzt
neue Wiedereröffnungen auf
dem Programm: in Havanna, in
Kabul, Algier, Teheran und bald
auch in Slowenien. Für ein Goe-
the-Institut in Bagdad plädiert
der irakische Lyriker Khalid Al-
Maaly in der FAZ vom 16. April
2003.

Deutsche Welle
Die deutsche Welle wird fünfzig
– dazu s. die Betrachtung von
Hildegard Stausberg

in der WELT vom 5. Mai 2003
(muss seine “Rolle erst noch fin-
den”): “Modell für die Zukunft
muss die britische BBC sein,
deren World Service eben sehr
wohl Teil des gesamten Sende-
angebots ist.”

Deutsch-französische Kultur-
beziehungen
Jörg von Uthmann bezeichnet in
der WELT vom 15. Januar 2003
die deutsch-französische Kultur-
beziehung als “noch nie so
schlecht wie heute”: “Der Kul-
turaustausch ist die Achillesfer-
se des deutsch-französischen
Tandems.” Deutschland sei terra
incognita, französische Verleiher
machten um deutsche Filme ei-
nen großen Bogen. Nur 1,6 Mio.
Franzosen machen sich selbst
ein Bild von Deutschland. Um
den Deutsch-Unterricht in
Frankreich und den Französisch-
Unterricht in Deutschland steht
es “noch katastrophaler als um
den Rest der Kulturbeziehungen:
Er ist in den letzten 20 Jahren
um die Hälfte zurückgegangen”.
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Kulturstiftung der Länder
Die Kulturstiftung der Länder
unterstützte den Ankauf von
Kunstwerken mit 9,3 Mio. Euro.
Den größten Anteil der Förder-
summe erhält Hamburg mit 1,6
Mio. Euro. (WELT, 16.11.2002).

Stiftung Preußischer
Kulturbesitz
Der Beschlussstand der Minis-
terpräsidentenkonferenz vom
24. Oktober 2002 darf lt. FAZ
vom 26.11.2002 dahingehend
interpretiert werden, dass die
Länder auch weiterhin bereit
sind, sich an der Finanzierung
der Betriebskosten der Stiftung
Preußischer Kulturbesitz zu be-
teiligen. Damit ist der gefürch-
tete Ausstieg der Länder aus der
gemeinsamen Trägerschaft mit
dem Bund kein Thema mehr,
und es gilt als sicher, dass der
2005 auslaufende Staatsvertrag
seitens der Länder nicht aufge-
kündigt wird.

“Hauptstadtkultur”

Palast der Republik
zwischennutzen?
Die geplante Zwischennutzung
des Palastes der Republik mit
Opern und Technoparties ist auf
die Kritik der Unionskulturpo-
litiker Peter Gauweiler und Vera
Lengsfeld gestoßen. Günter
Nooke, Kulturpolitischer Spre-
cher der Unionsfraktion, sprach
von “kontraproduktiven Initiati-
ven”: “In Berlin herrscht wahr-
scheinlich kein Mangel an abar-

Kulturpolitik in den Ländern

tigen Veranstaltungsstätten, und
ein dringender Bedarf nach
künstlicher Beatmung des einsti-
gen Sitzes der Volkskammer der
DDR ist schlicht nicht vorhan-
den. Die Unionsmitglieder im
Kulturausschuss forderten einen
schriftlichen Bericht der Bun-
desregierung über die Umset-
zung des Bundestagsbeschlusses
zum Schloss (FAZ, 15.11.2002).

Opernfinanzierung: letzte
Etappe
Der Bund will die künftige
Opernstiftung zugunsten eines
Personalfonds und des Stiftungs-
kapitals anfangs mitfinanzieren,
sofern sich die drei Opernhäu-
ser und die Kulturverwaltung bis
zum Juni 2003 einigten. Damit
ist freilich das Ende einer die
Feuilletons permanent beschäf-
tigenden Diskussion noch nicht
erreicht, zu der auf Dauer aller-
dings nicht mehr viel einfällt, zu-
mal sich Finanzsenator Sarrazin
auch weiterhin weniger Oper
vorstellen kann. Die zuletzt be-
kannt gewordenen Zahlen über
Haushaltskürzungen wenig
Hoffnung machen (vgl. FAZ, 23.
05.2003: “Na, prost”; FAZ, 22.
05.2003: “Ausgetanzt? Unklare
Zahlen bei Berlins Opernre-
form”) und der Finanzsenator
auch weiterhin ca. 100 Mio Euro
bis 2006 im Kulturetat einspa-
ren will (WELT, 24.05.2003).

Rückblick
Der Berliner Kultursenator Tho-
mas Flierl lehnte im November
2002 die Schließung eines der

drei Berliner Opernhäuser ab:
“Mit mir wäre so etwas nicht zu
machen”, sagte der PDS-Politi-
ker und wollte bis zum Jahres-
ende ein Konzept zur Reform
der Berliner Opernhäuser vorle-
gen (SZ, 20.11.2002).

Am 23. Dezember 2002 be-
richtet die WELT, es sei ein
Kompromiss über die Reform
der Berliner Opern gefunden
worden. Kultursenator Thomas
Flierl erklärte Kernpunkte dieses
Konzepts, dem die Intendanten
von Staatsoper, Deutscher Oper
und Komischer Oper zuge-
stimmt hätten. Drei eigenständi-
ge Häuser und eine langfristige
Festschreibung sowie “Absen-
kung der Zuschüsse”. Flierl
wollte dieses Modell zusammen
mit seinem bisher favorisierten
Plan einer Stiftung als Dach für
die drei Opernhäuser jetzt am 6.,
dann Mitte Januar 2003 vorle-
gen (SZ, 03.01.2003).

Eine Schließung oder Fusion
der drei Häuser ist nicht vorge-
sehen. Kulturstaatsministerin
Christina Weiss zierte sich noch,
sich in die Diskussion der Fusi-
on um die Zukunft der drei Ber-
liner Opern einzuschalten.
(WELT, 03.01.2003).

Aus der Behörde der Kultur-
staatsministerin soll aber verlau-
tet sein, dass sich der Bund nun
doch in der Opernfrage engagie-
ren will, und an einer Anschub-
finanzierung für eine Berliner
Opern-Stiftung denkt. Einflie-
ßen soll dieses Vorhaben in den
Hauptstadtkulturvertrag, wobei
allerdings die Frage offen ist, ob
der mit jährlich 10,2 Mio. Euro
dotierte Fonds mit zusätzlichen
Mitteln für eine Opern-Stiftung
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rechnen kann oder nur eine Um-
verteilung stattfinden soll (FAZ,
27.01.2003).

Anfang Februar hat Berlins
Kultursenator Thomas Flierl sein
“Opern-Strukturkonzept” vorge-
legt, nachdem er der Staatsoper
Unter den Linden die wirtschaft-
lichen Rücklagen in Höhe von
7,2 Mio. Euro entziehen (SZ,
03.02.2003) wollte.

Durch veränderte Betriebs-
strukturen solle in den nächsten
fünf Jahren der Erhalt der drei
Berliner Opernhäuser garantiert
werden. Wobei die drei Opern-
häuser als künstlerisch selbstän-
dige gemeinnützige GmbHs un-
ter dem Dach einer “Stiftung
Oper” fortgeführt werden sollen,
und zwar als Zuwendungs-
stiftung, nicht als Kapital-
stiftung. Ergänzt werden soll der
Opern-Verbund um eine ge-
meinnützige GmbH und eine
Bühnenservice-GmbH. Der Ber-
liner Senat hat dem Opernre-
formkonzept Flierls unter der
Bedingung zugestimmt, dass der
Opernetat wie geplant um jähr-
lich 9,6 Mio. Euro gesenkt wird,
und der Bund den Berliner Kul-
turetat um rd. 20 Mio. entlaste
(WELT, 05.02.2003).

Zum Flierl-Plan siehe auch
den Bericht der WELT vom 4.
Februar 2003.

Zur Errichtung dieser Rechts-
form will der Bund einmalig die
Gründungskosten in Höhe von
3,6 Mio. Euro beisteuern und
sich darüber hinaus beim “so-
zialverträglichen Abbau” von
220 Stellen finanziell engagieren
(FAZ, 04.02.2003).

An der Spitze der Stiftung soll
ein “Generaldirektor” stehen.
Wie Flierl versicherte, seien an
diesem Strukturvorschlag alle
wesentlichen Einwände der In-
tendanten in der Deutschen
Opernkonferenz aufgenommen
worden (SZ, 04.02.2003).

Jetzt stehen Beratungsprozes-
se in Senat, Parlament und Öf-
fentlichkeit an, auch müssen die
Betriebsangehörigen der Häuser
von den Vorschlägen überzeugt
werden, und der Bund muss grü-
nes Licht geben für den geplan-
ten Einstieg (“Ein Anfang ist ge-
macht, damit die gewachsene
Berliner Musikkultur angstfrei in
die Zukunft sehen kann.”) (SZ
ebd.).

Alle fünf Fraktionen des Ber-
liner Abgeordnetenhauses haben
sich jedenfalls für den Erhalt von
drei Opernhäusern in der Haupt-
stadt ausgesprochen, die SPD
wollte aber erst nach einer ver-
bindlichen Anschubfinanzie-
rungszusage des Bundes über
das Opern-Stiftungskonzept von
Senator Flierl entscheiden (SZ,
10.04.2003). Auch Bayerns Kul-
turminister Hans Zehetmair will
drei Opernhäuser in Berlin
(WELT, 04.04.2003).

Zur Lösung der Berliner
Opern-Krise hatte die CDU die
Gründung einer Stiftung der drei
Musiktheater vorgeschlagen. Al-
lerdings, so die kulturpolitische
Sprecherin der CDU im Abge-
ordnetenhaus Monika Grütters,
sollte zur besseren Auslastung
von Staatsoper, Deutscher Oper
und Komischer Oper ein auf die
jeweilige Größe der Häuser an-
gepasstes Repertoire gespielt

werden. Die Staatsoper Unter
den Linden sei vor allem für Ba-
rock-Opern und Gastspiele ge-
eignet, während die Deutsche
Oper sich für die Opern des 19.
und 20. Jahrhunderts anbiete.
Die Komische Oper sollte sich
– ihrer Tradition entsprechend –
auf Deutsch gesungene Opern
und Operetten konzentrieren. In
einer Stiftung soll jede Oper ei-
nen künstlerischen Leiter erhal-
ten. Die drei Häuser könnten
Werkstätten, Kartenverkauf und
Marketing gemeinsam betrei-
ben, zudem könnten die Tarif-
verträge und die Vertretungen
bei Chor und Orchester flexibler
gestaltet werden. (SZ, 28.11.
2002).

Stadtschloss
Auch im letzten halben Jahr ein
Dauerbrenner der Feuilletons ist
es um das Schloss und dessen
Wiederaufbau in Berlin-Mitte
ruhiger geworden. Die Frage der
Finanzierung, bislang ungeklärt,
ist siehe den Bericht in der FAS
vom 12.01.2003.

Startschuss für Holocaust-
Denkmal
Am 4. Mai 2003 hat Bundestags-
präsident Thierse den Start-
schuss für den Baubeginn des
Holocaust-Mahnmals gegeben
(Bericht: SZ, 05.04.2003); es
soll am 8. Mai 2005 eingeweiht
werden Das Mahnmal war im
Juni 1999 vom Bundestag be-
schlossen worden und soll 27
Mio. Euro kosten.

Baden-Baden
Das privat finanzierte Baden-
Badener Festspielhaus konnte
zwei neue Stifter gewinnen. Ihre
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Zahl stieg damit auf 10, gemein-
sam haben sie bisher 6,5 Mio.
Euro Stiftungskapital einge-
bracht, damit hat das Festspiel-
haus seine wirtschaftliche Basis
im fünften Jahr seines Bestehens
weiter gefestigt (WELT, 18.11.
2002).

Bayreuth gesichert
Wie Kulturstaatsministerin Chri-
stina Weiss mitteilte, ist der
Bundeszuschuss für die Bayreu-
ther Festspiele gesichert. Noch
vor rd. einem Monat hatte Weiss
sich geäußert, der Zuschuss für
die Wagner-Festspiele müsse
überprüft werden (WELT, 04.
12.2002).

Bonn
Im März 2003 wird eine neue
Bonn-Vereinbarung unterzeich-
net. Für die Jahre 2000 bis 2011
fließen damit 150 Mio. Euro in
die Bonner Kultureinrichtungen
(WELT, 10.03.2003).

Weimar
Nach jahrelangem Rechtsstreit
habe sich Thüringen und das
Fürstenhauss Sachsen-Weimar-
Eisenach auf einen Vergleich ge-
einigt, nachdem die Familie auf
die Rückübertragung von Kul-
turgütern  verzichtet; dafür lei-
stet der Freistaat eine Entschä-
digung von 15,5 Mio Euro (SZ,
23.05.2003).

Weniger Geld aus Brüssel
35 Mio. Euro gibt die EU im Jahr
für Kultur aus. Das ist etwas
weniger als die Hälfte dessen,
was die Stadt Bonn in diesem
Jahr für Kultur ausgibt. Daher
bemerkt auch die FAZ zu einem
Kolloquium in Brüssel im Ok-
tober 2002: “Außer Spesen
nichts gewesen. Konfliktscheu,
abgehoben und formalistisch,
wie fast durchweg über Kultur-
politik gesprochen wurde, ver-
mittelte sich unweigerlich der
Eindruck, dass diese in der EU
nicht nur einen schweren Stand
hat, sondern auch schwach ver-
treten ist.” (FAZ, 05.10.2002).

Großbritannien: Senkung
beim Eintritt
Dank der Streichung der Ein-
trittsgelder ist die Zahl der Be-
sucher in den großen britischen
Museen in 2002 stark angestie-
gen. Die Steigerungsraten betra-
gen bis zu 111 % (WELT,
02.01.2003). Allerdings reichen
die als Ausgleich gewährten Zu-
schüsse von 70 Millionen Pfund
nicht dafür aus, die höheren Ko-
sten der größeren Besucher-
dichte zu kompensieren. Den be-
merkenswerten Zuwachs ver-
dankt man offenbar denen, die
schon immer ins Museum gin-
gen, und das nun häufiger täten
(WELT, 03.01.2003).
.
EU-Projekte
Aus Anlass der Aufnahme von
Beethovens IX. in die UNES-
CO-Liste des “Gedächtnisses
der Welt” kommentiert die
WELT, dass der Begriff der
“Weltkultur” seit Einführung des

Prädikats “Welterbe” nicht si-
cherer sondern eher sogar belie-
biger geworden sei: “Warum
Goethe, und nicht auch Schiller
und Kleist? Die Auswahl er-
scheint willkürlich und lobbyis-
tisch manipuliert.” (WELT, 11.
01.2003).

224 Kulturprojekte in 15 EU-
Staaten und weiteren 13 europäi-
schen Ländern wurden in 2002
mit Geldern der Europäischen
Union unterstützt. Hier wurden
insgesamt rd. 33 Mio. Euro aus-
gegeben. Die Hälfte der Projek-
te betreffen die bildenden Kün-
ste. Daneben sollen mit EU-Gel-
dern mehr als 200 Bücher über-
setzt werden; die EU-Kommis-
sion sicherte 48 Projekten ihre
Unterstützung zu (WELT, 03.08.
2002).

Nach Graz, Genua, Lille und
Cork wird Patras Europäische
Kulturhauptstadt 2006 (WELT,
07.05.2003).

Kulturpolitik im Ausland

Personalien

Kulturreferentin Lydia Hartl hat
nicht nur dementiert, sie stehe
vor dem Absprung zur Univer-
sität Linz, wo sie sich um eine
Professur bewerbe. Sie versi-
cherte, ihre Amtszeit in Mün-
chen bis zum 31. Juni 2007 voll
zu erfüllen und stehe auch für
eine zweite Amtszeit zur Verfü-
gung (FAZ, 25.10.2002).

Der Frankfurter Anglist Klaus
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Reichert ist neuer Präsident der
Deutschen Akademie für Spra-
che und Dichtung und damit
Nachfolger des Historikers Chri-
stian Meier, der sich nach zwei
Amtszeiten nicht mehr zur Wahl
stellte (FAZ, 26.10.2002).

Nach einem Bericht der SZ
vom 13. Februar 2003 hat sich
der Berliner Senat von der par-
teilosen Kulturstaatssekretärin
Krista Tebbe getrennt. Als Be-
gründung wurden “unterschied-
liche Arbeitsstile” genannt.

Joachim-Felix Leonhard gab
sein Amt als Generalsekretär
vom Goethe-Institut / Inter Na-
tiones auf und wechselt im April
als Staatssekretär in das hessi-
sche Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst (SZ, 12.03.
2003). Die Vorstände Ulrich
Braeß und Peter Sötje werden als
Institutsleiter nach Barcelona
bzw. New York entsandt (FAZ,
15.11.2002).

Immer wieder Streit um Dana
Horakova (“Meister-Propper-
Ästhetik”, WELT, 08.05.2003),
Hamburgs Kultursenatorin, de-
ren Kritiker das Ansehen der
Stadt durch Taten und Reden ih-
rer Senatorin beschädigt sehen.
Blick auf den Streit in der FAZ
vom 08.03.2003.

Der Verband deutscher
Schriftsteller hat Bundeskanzler
Gerhard Schröder und Außenmi-
nister Joschka Fischer für den
Friedenspreis des deutschen
Buchhandels vorgeschlagen.
Begründung: Sie hätten Stand-
haftigkeit bewiesen und “aus
dem weltpolitischen Abseits für
eine friedliche Lösung des Irak-

konfliktes gearbeitet” (SZ,
21.03.2003). Unwirsch Peter
Handke: “ Mit diesem Vorschlag
ist das Wort Schriftsteller außer
Gebrauch zu setzen (...) Mein
Beruf wird dann Rentner oder
Maikäfer oder irgendwas” (FAZ,
25.04.2003).Auch der NRW-
Landesverband des VS hat sich
davon distanziert: VS-Vorsitzen-
der Breinersdorf (“Lachnummer
des deutschen Feuilletons”) habe
dem Verband “durch seinen  er-
neuten Versuch, die Einbettung
des VS in die Sozialdemokratie
voranzutreiben”, schwersten
Schaden zugefügt (FAZ, 15. Mai
2003).

Neuer Präsident des Deut-
schen Bühnenvereins ist der
Stuttgarter Staatsopernintendant
Klaus Zehelein; er löst Regisseur
Jürgen Flimm (seit 1999) ab
(FAZ, 19.05.2003).

- “Aber immerhin wurde es
gebaut – das unterscheidet Hel-
mut Kohls Grands Projets von
Gerhard Schröders einzigem
Großprojekt, dem Wiederaufbau
des Berliner Stadtschlosses, bei
dessen Planung man sich so
gründlich verrechnet hat wie
Hans Eichel beim Bundeshaus-
halt.”
Niklas Maak anlässlich der Neu-
eröffnung des Deutschen Histo-
rischen Museums, lt. FAS vom
25. Mai 2003.

- “Deutschland war das Land
der Plattenfirmen. Heute sind sie
alle in amerikanischer oder eng-

lischer Hand – selbst die “Deut-
sche Grammophon”. Sie denken
gar nicht daran, deutsche Inter-
preten aufzubauen, sondern wol-
len ihre eigenen Künstler unter
die Leute bringen.”
René Kollo in der WamS vom
6. April 2003.

- “Es darf nicht als Hang zur
Nostalgie abgetan werden, wenn
viele Menschen das Gefühl ha-
ben, das mit Neubauten mehr
Werte vergehen als hinzu kom-
men.”
Bundespräsident Johannes Rau
anlässlich des 1. Konventes Bau-
kultur, lt. WELT vom 08. April
2003.

- “Wie Johannes Rau sagt er
nur das politisch Korrekte – und
daher gesellschaftlich Überflüs-
sige.”
Autor Norbert Kron über Autor
Günter Grass (WELT, 29.03.
2003).

- “Die Tariffrage ist ein
Schlüssel zu Lösung.”
Kulturstaatsministerin Christina
Weiss zur aktuellen Theater-
krise.

- Die Tarifverträge sind nicht
das Problem, sondern dass die
Theater am öffentlichen Dienst
hängen, mit dessen gnadenloser
Automatik der Tariferhöhun-
gen.”
 Jürgen Flimm, vorm. Präsident
des Deutschen Bühnenvereins,
lt. WamS vom 26.01.2003.

 “Wer sollte im Bundestag et-
was dagegen haben, dass wir
der Berliner Musiktheater-
landschaft das Überleben ga-
rantieren ...”

Zitate
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Kulturstaatsministerin Christina
Weiss über den Zuschuss des
Bundes zur Berliner Opernstif-
tung (WELT, 05.02.2003).

- SPIEGEL: “Hat Bundes-
kanzler Schröder Sie schon ein-
mal zu einer Kulturrunde einge-
laden?” Grönemeyer: “Es gab
immer mal unterschiedliche Ein-
ladungen. Aber ich gehe grund-
sätzlich nicht hin. Ich halte nicht
viel vom Kanzler, der ändert
auch sein ‚Nein‘ zum Krieg
nicht. Was soll ich mich mit je-
mandem unterhalten, von dem
ich nicht glaube, dass er zuhört?
Der hat keine Vision, keine Idee,
der lässt sich immer nur wieder
von irgendjemand etwas ein-
husten.”
Herbert Grönemeyer im Ge-
spräch mit dem SPIEGEL 7/
2003.

- Künstlerische Fächer spie-
len in der PISA-Diskussion eine
völlig untergeordnete Rolle.
Warum vernachlässigen ausge-
rechnet die kunst-, klassik-
beflissenen Deutschen die Mu-
sik? Vielleicht auch, weil man
gar nicht sieht, dass es nicht ein
hübsches Fach ist, sondern dass
beim gemeinsamen Musizieren
wichtige soziale Fähigkeiten ent-
wickelt werden. Gerade in der
Grundschule, wo es heute so vie-
le Sprachbarrieren unter den
Kindern gibt, könnte die Musik
einen wundervollen Bogen
schlagen ganz im Sinne der – so
altmodisch und verstaubt es
auch klingen mag – Völkerver-
ständigung. Außerdem bereitet
es den Kindern enorme Freude.
Aber es muss sich auf einem Ni-
veau bewegen, dass kindgerecht
ist, aber nicht infantil.

Was heißt denn kindgerecht?

“Ein Beispiel: Ich las vor kur-
zem, dass in der 2. Klasse
Grundschule in Bayern Musik-
Erfinden angeboten wird – und
ich dachte: Wow, jetzt wird’s in-
teressant! Und was war es? Die
Kinder füllen Schachteln mit
Kieselsteinen und hauen auf
Gläsern rum. Da ist der Begriff
Musik nicht mal so weit definiert,
was zwischen Geräusch und
Musik unterscheidet.”
Anne Sophie Mutter im Ge-
spräch mit der Frankfurter Rund-
schau (14.12.2002).

- “Ich kann Ihnen nur aus mei-
ner eigenen Erfahrung sagen,
dass das, was Sie einem Kind an
Wissen nicht sehr früh vermit-
teln, Bewusstseinsebenen sind,
die verkümmern. Klassische
Musik ist zu kompliziert, als dass
man sich gemütlich auf den
Standpunkt zurückziehen könn-
te, es gebe doch die riesige Pro-
duktpalette, und wenn wir es in
der Schule nicht lernen, dann
kaufen wir uns die CD halt ein-
fach um die Ecke. Das ist abso-
luter Unsinn. Die Schule soll bil-
den und Musik gehört nun ein-
mal zum Menschsein, zur
Sozialisierungsfähigkeit. Musik-
erziehung dient nicht nur dazu,
mit mehr Genuss eine Beetho-
ven-Sinfonie anhören zu können,
sondern zu lernen zuzuhören,
sich einzuordnen und auch eine
Gruppe Menschen zu führen. Sie
bildet ganz spezifische psycho-
logische Qualitäten an Men-
schen aus, ohne die unsere See-
le verarmt.”
Anne-Sophie Mutter über früh-
kindliche Musikerziehung, lt.
FAZ vom 5. Oktober 2002.

- “Was ich da von meinen Kin-
dern so mitkriege, ist traurig.
Auf das bisschen, was sie musi-
kalisch lernen, könnte man auch
ganz verzichten.”
Kabarettist Konrad Beikircher
über den Musikunterricht an den
Schulen, lt. SPIEGEL 1/30.12.
2002.

“Bildung ist mehr als Pisa, mu-
sikalische Bildung erst recht.”
Bundespräsident Johannes Rau,
lt. WELT vom 3. Mai 2003.

- “Das Bewusstsein für den
Wert einer musikalischen Bil-
dung ist nicht mehr vorhanden.
Und warum nicht? Weil wir uns
zu wenig darum gekümmert ha-
ben (...). Für ihre Zukunft
braucht die Gesellschaft Krea-
tivität und Ideen. Und es gibt
keinen Bereich, der das stärker
schult als die musische Bildung.
WamS: Bildung soll in erster Li-
nie die sogenannten Schlüssel-
qualifikationen vermitteln.
Rietschel: Bildung ist ja wohl ein
bisschen mehr. Sie macht den
Menschen überhaupt erst lebens-
fähig, glücksfähig. Zum Leben
gehört ja nicht nur der Beruf.”
Thomas Rietschel, vorm. Gene-
ralsekretär des Deutschen Mu-
sikrates im Interview mit der
WamS vom 10. November 2002.

- “Welchen Geheimtipp oder
geheimen Wunsch würden Sie
dem zukünftigen Bundesminister
für Kultur vor dem Amtsantritt
gern zuflüstern?” “Nicht flü-
stern, sondern schreien: dass
man endlich aufwachen und auf-
hören muss, die Kulturarbeit,
einschließlich Sprachkursen, Sti-
pendien und dergleichen, kaputt-
zumachen. Das richtet sich nicht



IM GESPRÄCH Heft 13 - Juni 2003

40

nur an die Politiker sondern
auch an die Industrie, die expor-
tieren will, aber nicht kapiert,
wie viel Kapital im Kulturbe-
reich gerade in entfernteren
Weltregionen zerstört wird.”
Dieter Strauss, Leiter des Pari-
ser Goethe-Instituts im Gespräch
mit der FAZ vom 4. Oktober 2002.

- “Was die hiesigen Opern be-
trifft, so muss Berlin Vorschläge
machen. Es geht nicht, dass der
Bund eine einzelne Oper über-
nimmt.”
Staatsministerin Christina Weiss
zur Berliner Opernsituation, lt.
SZ vom 6. November 2002.

- “Der in den Sand gesetzte
Figaro würde dann dem Bundes-
kanzler angelastet.”
Eckhardt Barthel, SPD-Obmann
im Bundestagskulturausschuss
zur Ablehnung von Übernahmen
eines der Berliner Opernhäuser
durch den Bund, lt. SZ vom 12.
November 2002.

- “Ich kann mich überhaupt
nicht darüber freuen, dass ich
mich verwendet habe für eine
Sache, die nicht geklappt hat.
Das ist kein gutes Gefühl.”
Schauspieler Manfred Krug über
seine Werbung für die Telekom-
Aktien, lt. WELT vom 18. No-
vember 2002.

-“Man spart sich kaputt und
erreicht nur, dass alles vor die
Hunde geht. Das ist ein Irrsinn,
der da passiert. Es ist dumm und
kurzsichtig und kontraproduktiv,
weil Kulturinvestitionen auch
wieder in verschiedenen ande-
ren gesellschaftlichen Bereichen
Geld einbringen.”
Sänger René Kollo zu weiteren
drastischen Einsparungen in der
Kultur, lt. FAS vom 17. Novem-
ber 2002.

- “Wer aus der Geschichte
aussteigt, der läuft Gefahr, in die
Irre zu gehen.”
Der baden-württembergische
Ministerpräsident Erwin Teufel
anlässlich der Eröffnung des
neuen “Hauses der Geschichte”
in Stuttgart (WELT, 14.12.2002).

- “Allgemein kann man sagen:
Je weiter von Büchern entfernt
junge Menschen aufwachsen,
desto schwerer wird es für sie an
der Uni. Gerade für Bildungs-
aufsteiger ist es unerlässlich,
Zeitungen und Bücher zu lesen.
Eine häusliche Leseerziehung ist
nicht tragfähig, wenn Eltern ihre
Kinder zwar anhalten zu lesen,
dies aber selber nicht tun.”
Hans-Werner Rückert, Leiter der
Studienberatung an der FU Ber-
lin, lt. SZ vom 14. Dezember
2002.

- Die Zeitschrift “Kulturpoli-
tik” 4/2002 stellt ihre Projekte
für die kommende Legislaturpe-
riode (Ausstellungshonorare,
Verbesserungen im Urheber-
recht) und verweist auf die Be-
reitschaft der Bundesregierung,
eine Ausstellungsvergütung für
bildende Künstlerinnen und
Künstler zu prüfen.

- Die Zeitung “Politik und
Kultur” Nr. 4/02 Dezember
2002 bis Februar 2003) beschäf-
tigt sich u. a. mit der Zukunft des
bürgerschaftlichen Engagements
und dem Beitrag der kulturellen
Bildung zur Bildungsreform, die
Nr. 2/03 (Mai Juni 2003) legt
einen besonderen Schwerpunkt
auf die Bildungspolitik und auf
Fragen der Kulturfinanzierung
(hier insbes. der Beitrag von Olaf
Zimmermann und Gabriele
Schulz: “Den letzten beißen die
Hunde...”, S. 15).

- Die Zeitschrift “Musik in
Sachsen” berichtet u.a. von der
Mitgliederversammlung des
Sächsischen Musikrates.

- Über 350 Kontakte auf kom-
munaler, Länder-, Bundes- und
Europaebene stellt das von ei-
nem Autorenteam der Landes-
arbeitsgemeinschaft kultur-
pädagogische Dienste NRW
(LKD) erarbeitete Kompendium
“Kurs pro Kulturförderung”
dar. Der Ländervergleich über
einen Internetwegweiser ver-
vollständigt die Neuauflage.

Zeitschriften und

Bücher
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- In dem von Hilmar Hoff-
mann/Wolfgang Schneider her-
ausgegebene Band ‚Kulturpoli-
tik in der Berliner Republik‘ un-
terstreicht der Stuttgarter Staats-
minister Christoph-E. Palmer die
Bedeutung der Länder als “Ga-
ranten der Kulturstaatlichkeit”:
“Meine große Sorge ist, dass wir
immer stärker zu einem vollstän-
digen Kultur-Anspruch der Bun-
despolitik gelangen. Getreu der
alten und bewährten Salami-
Taktik werden Grenzen verscho-
ben, Kompetenzen verwischt
und Aufgaben übernommen. Da-
bei handelt es sich bei der Kul-
turpolitik aber nicht um irgend-
eine Kompetenz der Länder,
sondern um ein Herzstück des
Föderalismus.”

- Das 2002 zum zweiten Mal
vorgelegte “Jahrbuch für Kul-
turpolitik” widmet sich dem im-
mer wieder aktuellen Thema
“Kulturföderalismus”; von Sei-
ten der Christlichen Demokratie
haben Bernhard Vogel (“Kultur-
politik - Aufgabe und Verant-
wortung der Länder in Deutsch-
land”), Norbert Lammert („In
bester Verfassung? Oder: Der
Kulturstaat als Kompetenzpro-
blem”), Hans Zehetmaier (“Fö-
deralismus als unverzichtbares
Strukturprinzip moderner Kul-
turpolitik”) und  Johanna Wanka
(“Kulturpolitik auf Landesebe-
ne – Tradition und Innovation”)
Beiträge veröffentlicht: Klar ist:
“Der Reichtum des kulturellen
Lebens in Deutschland beruht
auf seiner föderalen Prägung.
Die Länder stehen dafür ein,
dass dieser Zusammenhang von
Kultur, Kulturpolitik und Fö-
deralismus gewahrt bleibt”
(Bernhard Vogel). Aber zu-

gleich: “Die unbestrittene beson-
dere Verantwortung  der Lände
und der Kommunen in der Kul-
turförderung wird durch ein stär-
keres kulturpolitisches Engage-
ment des Bundes nicht nur nicht
beeinträchtigt, sondern  im Er-
gebnis gestärkt” (Norbert
Lammert).

- In den Diskussionen um die
“Bürgergesellschaft” als gesell-
schaftliches Leitbildung nimmt
das ehrenamtliche Engagement
naturgemäß eine besondere Rol-
le ein (s. auch die entsprechen-
de Enquete-Kommission des
Bundestages), weil sich am ihm
an ehesten zeigen, was eben die-
ses Engagement bewirken kann.
Dabei steht die Kultur üblicher-
weise nicht an erster Stelle, da-
her ist es hilfreich, dass der Band
“Engagiert für Kultur”, hgg.
von B. Wagner/K. Witt (Doku-
mentation 59, hg. von der Kul-
turpolitischen Gesellschaft) mit
Beispielen aus der Praxis die Be-
deutung solchen Engagements
(immerhin ca. 2,1 Millionen
Bürger!) gerade in Zeiten knap-
per Kassen für den Erhalt von
Leistungen  und Einrichtungen
verdeutlicht und die Vielfalt der
Einsatzmöglichkeiten aufzeigt
(“good practice”), wobei eine
umfassende Dokumentation
möglicher Arbeitsfelder bis hin
zu “Freiwilligenbüros und
Vermittlungsagenturen” ange-
strebt wurde, die bis dato nicht
vorhanden war. Dabei verweisen
die Herausgeber zu Recht dar-
auf, dass es nicht  nur darum
gehen könne, fehlende öffentli-
che Mittel zu ersetzen (“Lücken-
füller”); vielmehr geht es darum,
ein “verändertes Verhältnis von
Staat, Markt, Gesellschaft und

Individuum” zu formulieren und
als Leitbild  zu propagieren.
Dabei gehören auch hier das
Verhältnis von sog. Professiona-
lisierung und Ehrenamtlichkeit,
die Bedeutung entsprechender
Qualifikation auch durch Weiter-
bildungsformen und schließlich
fördernde Rahmenbedingungen
(etwa Versicherungsschutz, steu-
erliche Entlastung, Anreizfor-
men) zu den zentralen Themen
auch der Diskussion im kulturel-
len Bereich, wobei auch hier das
Motiv, sich dort zu engagieren,
jenen Wertemix verrät, der heu-
te allen Formen bürgerschaft-
licherer Beteiligung zugrunde
liegt: auf die hübsche Formel
gebracht: “solidarischer Indivi-
dualismus”.

- Etwas ratlos hingegen bleibt
man mit dem vom Institut für
Kulturpolitik der kulturpoliti-
schen Gesellschaft/Institut für
Bildung und Kultur hgg. Reader
“Kultur.Kunst.Arbeit” (Doku-
mentation 60) zurück. Während
einem beim Thema “Kultur und
Wirtschaft viel einfällt, ist beim
hier behandelten keine klare rote
Linie zu entdecken, zumal der
eindeutige Schwerpunkt der Au-
toren auf der Analyse des Wan-
dels der Arbeitswelt liegt, wäh-
rend die Beziehung zum Thema
in den darauf bezogenen Arti-
keln eher en passant hergestellt
wird; das liegt nicht zuletzt dar-
an, dass der Kulturbegriff weit
verstanden wird (daher kann un-
ter ihn auch der gesamte Bil-
dungsbereich subsumiert wer-
den) und dann alle möglichen
Formen der Begegnung zwi-
schen Kultur und Arbeitswelt
(Betrieb) einbezogen werden
(Künstler im Betrieb, Künstler
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als kreative Querdenker, Einbe-
ziehen der Belegschaft in Kul-
turaktivitäten, Gesprächskreise
Manager-Künstler usf.). Dabei
ist das Anliegen der Autoren
selbst höchst sympathisch, man
stört sich nur an der fehlenden
Systematik. Daher hier ein kur-
zer zusammenfassender Ver-
such: Auch wenn man das aus
der Berufsbildung stammende
Konzept der Schlüsselqualifika-
tionen (-kompetenzen), das sich
hier großer Beliebtheit erfreut,
nicht unbedingt für der Weisheit
letzten Schluss hält (weil es auch
und primär um Inhalte geht, an
denen sie sich ausbilden kön-
nen!), natürlich ist richtig, dass
wir wieder einen komplexen
Bildungsbegriff brauchen, der
auch der ästhetischen Bildung
entsprechenden Raum gibt, eine
solche Bildung Unsicherheiten
kompensiert, künstlerisches Tun
Kreativität freisetzt, zu Selbst-
bewusstsein und Selbstwertge-
fühl beiträgt, dass die Beschäf-
tigung mit Kultur Distanz ver-
schaffen kann, alternatives Den-
ken befördert und all dies zu ei-
nem “guten Leben” beiträgt, die-
se Einsichten lassen sich gern
unterschreiben (“Dabei haben
heute kulturell-künstlerische Be-
tätigungen eine immer größere
Bedeutung für Menschen, und
offensichtlich ist, dass kulturel-
le Aktivitäten zentral dazu bei-
tragen können, neue Orientie-
rungen und Kompetenzen  ver-
mitteln, S. 193).

Angesichts der Ökonomisie-
rung aller Lebensverhältnisse,
sinkender ethischer Ressourcen
und der Notwendigkeit, sich
selbst auf Sinn hin zu entwerfen
bedarf es – einmal fällt der Be-
griff - der “Persönlichkeitsbil-

dung”, - der “wetterfesten” Per-
sönlichkeit, aber das ist mehr als
“Schlüsselqualifikationen” oder
Bildung nach Konjunktur, das ist
mehr als nur Vorbreitung auf
oder Begleitung von  “Arbeit”.
Das hat vielmehr etwas damit zu
tun, dass sich ein sinnvoller
Bildungsbegriff nur über das
Erschließen der Dimensionen
des Menschen begründen lässt,
und dazu gehört nur einmal un-
mittelbar der ästhetisch-gestal-
tende und –verstehende Angang
an “Welt”.

“Kunst-Kunst-Nachhaltigkeit
ist das Thema eines von H. Kurt
und B. Wagner herausgegeben
Sammelbandes (2002; Doku-
mentation 57), wobei auch hier
nur ganz allgemeine Zusammen-
hänge fassbar werden: die “men-
tale Innovation”, die notwendig

sei, sei “ohne die Künste und äs-
thetisch-kulturelle Praktiken
nicht zu leisten” (40), weil Kunst
anders und anderes reflektiert -
das Räselhafte, das Nicht-Auf-
lösbare, das Nicht-Beantwort-
bare – als Naturwissenschaften
und Technik. Das ist sicher rich-
tig, aber wie nun konkret zu
“Nachhaltigkeit” und “Umwelt”,
das bleibt auch hier etwas belie-
big, als “Kultur der Nachhaltig-
keit” (bezogen auf die Umwelt)
etwas anderes ist als “Kultur und
Nachhaltigkeit” oder gar Kunst
und Nachhaltigkeit”. Dass Kul-
turpolitik “nachhaltig” sein muss
(also nicht nur dem Event ver-
pflichtet) ist freilich ebenso un-
bestreitbar wie schwer einzulö-
sen; und die Frage, was heute
notabene noch “nachhaltige
Kunst” sein soll, dürfte kaum
schlüssig zu beantworten sein.
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Statt der Krise die
Perspektive!
Zwei Kommunalpolitische Fo-
ren der Konrad-Adenauer-Stif-
tung zum Thema Kultur in Bonn
und Saarbrücken

von Ursula Gründler, HA “Po-
litische Bildung und Kommunal-
politik”

Was ist der kommunale Kultur-
auftrag?
Wie legitimiert er sich?
Wie kann er kontinuierlich ge-
sichert werden?

Auf diese  drei grundsätzlichen
Fragen ließe sich die Diskussi-
on über Kommunale Kulturpo-
litik fokussieren.

Unter dem Leitgedanken
“Statt der Krise die Perspektive”
konzentrierten sich die Hauptre-
ferate und Podiumsbeiträge auf
die Chancen, die kommunale
Kulturpolitiker  und Kulturak-
teure auch in Zeiten knapper
Kassen noch haben.

Das Grundgesetz schützt die
Freiheit der Kunst und sichert
den Ländern die Kulturhoheit
zu. Das Fehlen gesetzlicher Vor-
gaben für die Kommune sichert
die Kultur als Selbstverwal-
tungsaufgabe par excellence.
Kulturelle Pflichtaufgaben gibt
es nur in eng begrenztem Um-
fang.  Eine Ausnahme bildet das
Bundesland Sachsen mit seinem
Kulturraumgesetz. So sind letzt-
endlich der Kultur Gestaltungs-
und Entfaltungsmöglichkeiten
beschert, von denen man in an-

deren Verwaltungsbereichen nur
träumen kann. Wer diese Frei-
heiten ausfüllen will, muss kon-
zeptionell eine Antwort darauf
suchen, warum heute noch öf-
fentliche Kulturpolitik betrieben
wird. Gerade diese Herausforde-
rung hat viele Kulturverwaltun-
gen zu einer Reformfreudigkeit
geführt, die oft als Modellfall für
die gesamte öffentliche Verwal-
tung betrachtet wurden.

Nach der Wiederherstellung
der kulturellen Infrastruktur in
der Nachkriegszeit versuchte in
den 70er Jahren die sogenannte
“neue Kulturpolitik” den gesell-
schafts- und sozialpolitischen
Auftrag zu formulieren, was mit
einer Ausweitung des Kulturbe-
griffs und einer entsprechenden
Ausweitung der Förderprojekte
einherging. Fehlende Kontrolle
der künstlerischen Qualität,
Erbhöfe bei der Projektförde-
rung, vor allem aber mangeln-
des Kostenbewusstsein machten
diese Praxis der Kulturpolitik
auf Dauer angreifbar, vor allem
als schrumpfende Haushalte
Verteilungsdiskussionen auslö-
sten.

Positive Fernwirkungen wa-
ren allerdings die kulturelle Par-
tizipation, die Besucherorien-
tierung und die Marketingele-
mente vieler Kultureinrichtun-
gen, die sich aus der Betriebs-
wirtschaft in die Kulturverwal-
tungen übertrugen. Hier liegen
wohl auch die Ursprünge für den
Paradigmenwechsel zur “Kultur
in einer neuen Bürgergesell-

schaft”, die seit Mitte der 90iger
Jahre den kommunalen  Kultur-
auftrag leitet. Nun steht nicht
mehr das Angebot an alle im
Vordergrund, sondern die Frage,
wie Bürger daran mitwirken
können , Kultureinrichtungen in
Krisenzeiten zu retten bzw. so-
gar neu aufzubauen. Das setzt
fast selbstverständlich voraus,
dass die Bedürfnisse definiert
werden müssen . Wenn auch das
finanzielle und zeitliche private
Engagement im Kulturbereich in
Deutschland nicht im entfernte-
sten an angelsächsische  Verhält-
nisse heranreicht, so ist doch das
bürgerschaftliche Engagement
im Sinne einer Identifikation mit
den Kultureinrichtungen von
grundlegender Bedeutung für
deren Erhalt nach dem Motto:”
Wenn ein Theater geschlossen
werden soll, protestieren auch
Leute, die das Foyer zum ersten-
mal betreten!”

Es wird im Zusammenhang
mit der öffentlichen Förderung
wieder wichtig,  Diskussionen
über Inhalte und Qualität des
Kulturbegriffs zu führen. In die-
sem Zusammenhang sind durch-
aus wieder Themen wie “konser-
vatives Kulturverständnis” und
“bildungsbürgerliche Angebote”
erlaubt.

Die inhaltliche Diskussion ist
auch aus anderen Gründen erfor-
derlich. Die mit der Globalisie-
rung einhergehenden Grenzver-
wischungen, der technologische
und wirtschaftliche Wandel füh-
ren bei vielen Menschen zur Ver-

Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung
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unsicherung. Das weckt wieder-
um eine starke Sehnsucht nach
kultureller Identität. Parallel da-
zu entwickelt sich das Phänomen
des “cultural cross over” in  der
Jugendkultur unserer großen
Städte. Junge Migranten bzw.
Ausländer der zweiten und drit-
ten Generation versuchen, ihre
eigenen kulturellen Wurzeln mit
der Kultur des Heimat bzw.
Gastlandes zu verbinden, was zu
interessanten Hybridbildungen
führt.

Der Kommunale Kulturauf-
trag muss in dieser Welt gesell-
schaftlicher Orientierungssuche
Angebote und Möglichkeiten
schaffen, die eigene kulturelle
Identität wieder stärker in den
Blick zu nehmen, eine inhaltli-
che Bestimmung vornehmen,
die sich nicht von rasch wech-
selnden Moden der öffentlichen
Meinung leiten lässt, sondern
von bewusster Wertorientierung.
Es wäre hilfreich, an den Kul-
turbegriff aus der Antike anzu-
knüpfen, der vom Verb colere
(pflegen, bearbeiten) abstammt.
Aus diesen Inhalten leiten sich
Legitimation und Absicherung
des kommunalen Kulturauftrags
ab.

In diesem Zusammenhang
wurde von der “politischen
Pflichtaufgabe” gesprochen.
Kosten für Kultur dürfen nicht
als konsumtive sondern müssen
als investive Ausgaben betrach-
tet werden. Der Auftrag der kul-
turellen Bildung kann auch in ei-
nem Haushaltssicherungskon-
zept untergebracht werden.

Kulturpolitiker müssen den
Mut und das Selbstbewusstsein
haben, Inhalte und Werte zu de-

finieren. Zu den besonderen
Herausforderungen ihrer Arbeit
seien einige Ergebnisse eines
entsprechenden Forschungs-
projektes zusammengefasst:

Kommunale kulturpolitische
Arbeit ist ehrenamtliche Arbeit.
Vielen Beteiligten im kommu-
nalpolitischen Partizipations-
prozess ist die genaue Rolle und
Funktion ehrenamtlicher Kom-
munalpolitiker/innen überhaupt
nicht klar. Hier muss mehr öf-
fentliches Bewusstsein herge-
stellt werden.

Kulturpolitik spielt innerhalb
der gesamtpolitischen Gemen-
gelage in den jeweiligen Frak-
tionen eine eher untergeordnete
Rolle. Eine wesentliche Aufga-
be liegt also darin, deutlich zu
machen, welche Wertigkeit
Kunst und Kultur für die Ent-
wicklung des Gemeinwesens
haben.

Kommunale Beteiligungen
sind “untersteuert”. Vor allem im
Kultursektor gibt es mittlerwei-
le neue Betriebsformen, die u.a.
auf kommunale Beteiligungs-
unternehmen hinauslaufen. An
der politischen Steuerung sol-
cher Konstruktionen mangelt es
erheblich. Kommunale Man-
datsträger brauchen vermehrt In-
formationen zum Ausüben die-
ser Funktionen.

Eine starke Verwaltung domi-
niert die Politik, aber Politik ge-
lingt nur mit Unterstützung von
Verwaltung. Im Extremfall
könnte Verwaltung Politik aus-
bremsen und eigene Vorstellun-
gen mit Unterstützung basis-
demokratischer Elemente durch-
setzen. Diesem Konflikt muss

sich Kommunalpolitik in der
Auseinandersetzung mit Parti-
zipationsmodellen stellen.

Kommunalpolitiker/innen ha-
ben bei gleichbleibend wenig
Freizeit mehr kommunalpoliti-
sche Aufgaben zu bewältigen.
Das erfordert eine Diskussion
über zusätzliche Unterstützungs-
leistungen materieller wie imma-
terieller Art, um überhaupt noch
zu einer Amtsübernahme zu mo-
tivieren.

Alle Referate und Diskussions-
beiträge der Foren können
ausführlich nachgelesen wer-
den in:

www.politik-fuer-kommunen.de

Auf dieser Internetseite der Ab-
teilung Kommunalpolitik wird
ein  “E-Treff” unter dem Titel
“Statt der Krise die Perspektive
–kommunale Kulturpolitik bei
knappen Kassen” eingerichtet.

Zur Tagung “10 Jahre Haupts-
stadtarchitektur” s. den Be-
richt in der FAZ vom 16. Mai
2003: “Ohne Band kein Bund”.
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Gastbeitrag

Was wir nicht wissen können
und dennoch wissen müssen.
Kulturpolitik in der Wissens-
gesellschaft als Ertüchtigung
des Imaginärsinnes
(Aus dem Bericht über den er-
sten Jahrgang 2002 des Col-
legium PONTES Görlitz /
Zgorzelec / Zhorelec)

von Prof. Dr. Matthias Theodor
Vogt, Institut für kulturelle Infra-
struktur Sachsen, Görlitz

Es gilt, den Begriff der Wissens-
gesellschaft neu zu definieren.
Wissen im heute notwendigen
Sinne ist nichts Enzyklopädi-
sches, es ist mehr als die notwen-
dige Vorbedingung für Entschei-
dungen. Das in Politik wie Kul-
tur und übrigens auch in der
Wirtschaft benötigte Wissen
geht darüber hinaus. Als kom-
plexes Wissen beinhaltet es ne-
ben einem Realanteil auch einen
Imaginäranteil.

Für die Übung im Überschrei-
ten des Horizontes ist keine Wis-
senschaft zuständig. Wohl aber
die Künste. Wer, wenn nicht sie,
vermöchte uns zu lehren, was
wir nicht wissen können und
dennoch wissen müssen?

Daß sich aus einem solchen
Ansatz, durch Kulturpolitik den
Imaginärsinn zu ertüchtigen, kri-
tische Fragen nicht nur an die
aktuellen Politiken der Kultur-
verantwortlichen, sondern auch
an die Kulturinstitutionen ablei-
ten, versteht sich.

Komplexes Denken: die i-
Frage
Anekdote Ischia
Zu Forio auf Ischia im Golf von
Napoli gab es, so erzählt man
sich, in den fünfziger Jahren des
letzten Jahrhunderts ein Konzert.
Der Sommerabend war lau, die
Piazza gefüllt mit zahlreich er-
schienenen Gästen, das Orche-
ster renommiert, das Programm
gut ausgesucht. Der Dirigent er-
schien, hob den Taktstock, und
eine wunderschöne Musik er-
klang. Die Musik zu Ende – Stil-
le. Keiner klatschte. Dirigent
und Musiker blickten sich an,
mit verdoppeltem Einsatz ging
es in das nächste Stück. Und
wieder die Musik zu Ende – und
wieder Stille. Da legten die Mu-
siker die Instrumente weg und
klatschten sich selber Beifall.

Analyseversuch Ischia
Was war geschehen? Haben die
Musiker gegen das Publikum re-
voltiert, empört über die offen-
sichtliche Geringschätzung ihrer
Darbietungskunst? War es eine
einfache Trotzreaktion? Oder
waren sie belustigt und haben
nun ironischerweise die Funkti-
on des Publikums selbst über-
nommen?

Oder aber haben wir es gar mit
einem gewitzten Publikum zu
tun, das den Art. 5 Abs. 3 Grund-
gesetz studiert hatte: “Die Kunst
ist frei” – so frei, dass es der An-
teilnahme des Publikums viel-
leicht gar nicht bedarf? Ist dies
nicht die Kehrseite des deut-
schen Idealismus, dass der Ei-

genwert der Kunst – in Ablösung
religiöser Transzendentalia – so
hoch gestellt wird, dass es phi-
losophisch betrachtet auf Inter-
aktion mit Publikum gar nicht
mehr ankommt? Spricht nicht
Schopenhauer vom “Zeitalter,
d.h. die jedesmalige stumpfe
Menge”1 ? Und wenn die Men-
ge den Dienst an der Kunst nicht
erfüllt, sind dann die Berufenen
nicht sogar verpflichtet, dem
Geist der Musik zu huldigen?
Haben vielleicht die Musiker gar
nicht sich selbst geklatscht, viel-
mehr dem genius musicae et
auctoris?

Aber ist das noch ästhetisch?
Haben nicht schon die Griechen
das Schöne und das wahrhaft
Nützliche ineinsgesetzt? Was
bleibt von der Kunst, wenn man
das Nützliche entfernt und nur
das im modernen Sinne Schöne
verbleibt?

Im ökonomischen Sinn geht
das Publikum einen Vertrag ein,
indem es neben den Lira und sei-
nem Zeitbudget auch Konzentra-
tion, also eine geistige Anstren-
gung, einsetzt und hierfür den
Gegenwert einer gelungenen
Darbietung erwartet. Für die es
nach gängigem abendländi-
schem Habitus mit Klatschen zu
danken gewillt ist. Aber dieser
Vertrag verpflichtet das Publi-
kum nur zur Präsenz, nicht zur
Zustimmung. So, im Schweigen
zu Forio, lief der Vertrag ins Lee-
re.

Ökonomie-, vertrags- und
kommunikationstheoretisch ist
der Besuch eines Konzertes ein
komplizierter Akt. Das Publi-
kum als Empfänger der vom Or-
chester als Sender ausgelösten
Stimmung; das ist die Situation

1 Arthur Schopenhauer: Die Welt als
Wille und Vorstellung, Sämtliche Wer-
ke, Großherzog Wilhelm Ernst-Aus-
gabe, Band 1, Leipzig (Insel) 1905,
S. 319.



IM GESPRÄCH Heft 13 - Juni 2003

46

während des Stückes. Und nun
kommt der berühmte Moment,
in dem der Dirigent noch seinen
Stock erhoben hält, während das
Stück schon verklungen ist, Or-
chester aber und gegebenenfalls
Chor nicht ausatmen dürfen, da-
mit die Spannung ins Publikum
wandern kann und dieses sich im
Applaus zum Sender wandelt,
während die Musiker abspannen
und freudig lächeln. Der Ap-
plaus fällt gegebenenfalls so
atembetäubend und durchsetzt
mit DaCapo-Rufen aus, dass das
Orchester eine Zugabe gibt, also
wieder zum Sender wird. Kurz:
wenn Kultur, zum Beispiel ein
Konzert, funktioniert, handelt es
sich um eine klassische Win-
Win-Situation, wie die Ökono-
men sagen würden. Verona. Auf
Forio aber: eine ganz
unklassische Lose-Lose-Situati-
on? Funktioniert Kultur nicht,
noch nicht oder nicht mehr?

Was eigentlich heißt Kultur in
dem Sinne, dass man daraus eine
Kulturpolitik aufbauen und kon-
kret agieren könnte?

In Mitteleuropa
Wenn unser Konzert weder auf
Ischia noch in Sachsen, sondern
heute und in einem der Kan-
didatenländer für den EU-Bei-
tritt stattgefunden hätte, zum
Beispiel in Lowetsch in Bulga-
rien, so hätte es vermutlich ei-
nen sehr einfachen Grund für
den ausbleibenden Applaus ge-
geben. Weil die Bewohner der
noch vor zwölf Jahren blühen-
den Stadt schon weggezogen
wären. Weil die Verbliebenen in
ungeheizte Büros und Schulen
gehen müssen und für ein Kon-
zert nicht mehr die Muße auf-
bringen wollen oder können.

Weil sich die Älteren angesichts
hoher Jugendkriminalität vor
dem nächtlichen Rückweg
scheuen, weil die Jüngeren ihre
Kräfte dem Erwerb widmen und
mindestens zwei Berufe gleich-
zeitig ausüben.

Der Hauptgrund aber wäre,
dass im heutigen Bulgarien die
Musik, jedenfalls die klassische
Musik, die bis 1989 eine wichti-
ge gesellschaftliche Bezugs-
größe gebildet hatte, so dass
gerade die Hochbegabten ein
künstlerisches Studium aufnah-
men, heute zur Restgröße ge-
worden ist. Die Dozenten sind
nach Bochum, Tokio und Boston
verzogen, all die Opernhäuser
außerhalb Sofias sind mit einer
Ausnahme geschlossen, die Be-
gabten unter den Jungen studie-
ren nicht mehr Musik, sie stu-
dieren Juristerei und, ach, Öko-
nomie.

Aber auch Lowetsch, wie das
restliche Bulgarien und sein
Nachbar Rumänien, wie die
Kandidatenländer der ersten
Runde und wie im übrigen auch
Deutschland, stehen vor der Her-
ausforderung, den Schritt in die
Wissensgesellschaft erfolgreich
meistern zu müssen, um in der -
durch gegen Null strebende
Transport- und Kommunika-
tionskosten globalisierten - Welt
Märkte aufzubauen und zu be-
haupten. Kann hierzu Kultur ei-
nen Beitrag leisten, der über rei-
nen Kulturexport hinausgeht,
und, wenn ja, wie ist diese Kul-
tur zu definieren, welche Über-
legungen sind aus dieser Defi-
nition abzuleiten, welche Strate-
gien, welche konkreten Aktio-
nen?

Dies war das Themenfeld des
ersten Jahrgangs des Collegium
PONTES Görlitz (polnisch:
Zgorzelec, tschechisch: Zhore-
lec): Kulturpolitik für die Wis-
sensgesellschaft, mit besonde-
rem Augenmerk auf die Situati-
on in den postsozialistischen
oder transition countries auf dem
Weg in die Europäische Union.2

Klar dabei war von Anfang an
nur, dass Konzerte wie das in
Forio sicher keinen konstrukti-
ven Beitrag leisten. Sofern nicht
die Besucher den Applaus der
Musiker als Einladung aufge-
fasst haben, nun ihrerseits die In-
strumente zu ergreifen und frei
nach Beuys selbst zu musizieren.
Doch wie es weiterging, hierüber
schweigt sich der Bericht aus.

Unsere Anekdote als Aporem
Bei näherem Zusehen erweist
sich die kleine Anekdote als A-
porem, als Geschichte, die uns
– gr. aporéo – ob unseres Nicht-
wissens ratlos zurücklässt, ja –
die zweite Bedeutung von
aporéo – in Not geraten lässt. Mit
der einfachen Logik Vorsatz (a)
Verlauf (b) Ergebnis (c) kommen
wir der Geschichte mit aller
Rechts-, Wirtschafts- oder
Politikwissenschaft nicht bei.
Vielmehr scheint hier eine höhe-
re Logik zu spielen.

Vielleicht hängt das mit der
Schwierigkeit zusammen, dass
nur schwer von zwei Dimensio-
nen auf eine dritte geschlossen
werden kann – man denke nur
an all die Häuser, die am Reiß-
brett entworfen wurden und bei
der Übertragung in die Baurea-
lität der entscheidenden Quali-
tät, nämlich der Raumqualität er-
mangeln (...)2 vgl. www.kultur.org
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Kultur in der
Wissensgesellschaft

Wissensgesellschaft
Und damit sind wir bei einem
zentralen Problem der heutigen
Gesellschaft. Die Wissensgesell-
schaft ist gekennzeichnet durch
die gesteigerte Anforderung für
komplexes Denken.

Komplexes Denken ist ein
Denken und ein Formulieren mit
Begrifflichkeiten, die einen ima-
ginären Faktor beinhalten, um zu
schlüssigen, d.h. operablen Er-
gebnissen zu gelangen.

Wenn Robert Musil zur Be-
schreibung der Situation im
Wien vor 1914 einen Wirklich-
keitssinn beschrieb, dem er ei-
nen Möglichkeitssinn gegen-
überstellte, so müssten wir heu-
te eingangs des 21. Jahrhunderts
diese beiden um einen Sinn für
das Imaginäre ergänzen. Es ist
sicher kein Zufall, dass jenes
Werk, dass dieses Imaginäre und
die Gefahr, sich in ihm rettungs-
los zu verstricken, die “Unend-
liche Geschichte” von Michael
Ende, zu einem Welterfolg ge-
worden ist. Und dass sich die
einschlägigen Fantasy-Jugend-
bücher und –Computerspiele
gerade in jenen Ländern häufen,
in denen die Informations-
technologie am weitesten voran-
geschritten ist. Wir alle sind der-
zeit fast täglich Zeuge, wie das
Imaginäre mit seiner Doppelbö-
digkeit Einzug in die Weltwirt-
schaft gehalten hat. Während die
Gewinne durch Börsenaktionen
Papiergewinne sind und imagi-
nären Charakter tragen - kaum
ein Prozent der Umsätze sind
durch Handels- oder andere
Werte gedeckt -, so sind die Ver-

luste speziell der Kleinaktionä-
re, zum Beispiel bei der Tele-
kom, bei vielen Amerikanern,
die ihre Altersvorsorge über pen-
sion funds abgesichert hatten,
aber auch bei den Großen der
Versicherungswirtschaft, höchst
real und alles andere als virtu-
ell. Virtuell ist kein zureichen-
der Begriff für unseren Zusam-
menhang.

Musil schrieb in einer Hoch-
zeit des Positivismus. Seither hat
die Technikgläubigkeit keines-
wegs abgenommen, wie der An-
teil der Natur- und Technikwis-
senschaften am aktuellen Bud-
get der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft beweist. Aber auch
innerhalb der sogenannten Le-
benswissenschaften gibt es mitt-
lerweile Theorien wie die Maia-
Theorie oder die morphogeneti-
schen Felder eines Rupert
Sheldrake, dessen formative
causation imaginäre Elemente
enthält und zu verblüffenden Er-
gebnissen führt, die den Hori-
zont der Schulwissenschaft
übersteigen.

Die Frage stellt sich nicht, ob
die Welt komplexer geworden
ist. Die Komplexität der Vorgän-
ge beispielsweise auf der politi-
schen Ebene dürfte an sich die
gleiche geblieben sein. Positiv
gesprochen: einen Alexander,
der den gordischen Knoten
durchhaut, gab es früher ebenso
wie heute einen amerikanischen
Präsidenten, der angesichts der
Armee-inkompatiblen Low In-
tensity Conflicts3  der ganzen
Welt den Krieg erklärt und sein

Verteidigungsministerium da-
durch ins Defizit stürzt (trotz der
ungeheuerlichen Budgetsteige-
rung war Anfang Juli 2002 schon
das Septembergeld ausgegeben).
Negativ gesprochen: die Fähig-
keit des Menschen zur zutreffen-
den Prognose war und ist be-
schränkt: “Das Mißliche an der
Prognose ist, daß sie es mit der
Zukunft zu tun hat” (Niels
Bohr).

Solange aber die Bewältigung
komplexer Probleme auf eine
kleine Schicht beschränkt blieb,
zu deren Erziehung die jeweili-
ge Gesellschaft hohe Ressourcen
aufwandte - man denke an die
Grande Tour des barocken Adels
im Werte abertausender Jahres-
gehälter der Latifundienknechte
-, und die anderen minder-
komplexe Probleme zu lösen
hatten, solange stellte sich die Si-
tuation anders dar, als heute, wo
die Benutzung der einfachsten
Gerätschaften schon fast ein Stu-
dium voraussetzt (das jedoch
selten zum Erfolg führt, da die
meisten Gebrauchsanleitungen
aus dem Japanischen ins Engli-
sche maschinell übersetzt wur-
den).

Es kennzeichnet die Wissens-
gesellschaft, dass die Bewälti-
gung des täglichen Lebens die
Fähigkeit zum erfolgreichen
Einsatz komplexen Denkens
nicht nur bei einer kleinen
Schicht, sondern praktisch bei
allen Mitgliedern der Gesell-
schaft voraussetzt. Bis nach dem
Zweiten Weltkrieg besuchten in
Deutschland 5% der Bevölke-
rung die Hochschulen, heute
sind es 28%. Doch eine erneute
Bildungsrevolution wie in den
60er Jahren, die noch mehr Stu-
dierunfähige oder zumindest

3 vgl. Martin van Creveld, Die Zukunft
des Krieges (The transformation of
War, New York 1991). München,
1998.
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Studierunwillige an die Hoch-
schulen spült, ist nicht die Lö-
sung des Problems, vielmehr
kommt es an allen Bildungsplät-
zen, gerade und besonders bei
der beruflichen Bildung, auf die
Vermittlung des komplexen
Denkens an. In diesem Zusam-
menhang stimmt es durchaus
nachdenklich, dass die Anforde-
rungen in der Lehre, beispiels-
weise bei der Ausbildung zum
Buchhändler oder gar zum Dro-
gisten, in manchen Feldern die
Anforderungen an einen Studen-
ten übersteigen.

Komplexität ist geradezu ein
Kennzeichen bei allen wirt-
schaftlichen Prozessen gewor-
den. Das beginnt bei der Büro-
kratie. Die OECD-Auflistung
der notwendigen Formulare für
Steuer, Zoll, Berufsgenossen-
schaft, Amtsgericht, Kammern
selbst in den Transition Coun-
tries umfasst selbst mehrere Sei-
ten. Die deutschen Steuerbera-
ter sind kürzlich bei ihrer Dresd-
ner Jahrestagung in den offenen
Aufstand gegen die Finanzer-
lassverwaltung getreten. Wie
fern sind die Zeiten des bibli-
schen Zehnten! Dies ist aber nur
die Binnenperspektive, an der zu
scheitern kleinere Unternehmen
notwendigerweise bereits verur-
teilt sind, besonders solche in
Gründung begriffene. Die mei-
sten dieser Vorschriften stam-
men aus einem politischen
Raum, der von einem Idealunter-
nehmensbild ausging, das mit
der heutigen Wirklichkeit immer
weniger korreliert. Wirtschafts-
politik ist an der Wurzel ein kul-
turelles Phänomen, insofern als
ihre Prognosen und Vorschriften
notwendigerweise von einem

vereinfachten Bild ausgehen und
somit stets nach einer auch kul-
turell getragenen Interpretation
verlangen.

Auch die der Bildungspolitik
zugrundeliegenden Bilder des
Wirtschafts-, nämlich des Be-
rufslebens - die berühmten Be-
rufsbilder - korrelieren mit der
Wirklichkeit immer weniger. Die
Spezialisierung unserer kosten-
intensiven Helfer ist so weit vor-
angeschritten, dass sie bei einem
komplexen Problem, das mehr
als eine Fertigkeit erfordert, zu
versagen drohen. Als bei mir
kürzlich das E-mail-System des
Computers versagte und ich den
Techniker rief, erhielt ich zwar
schon am nächsten Tag eine
Rechnung von mehreren hundert
Euro, aber das Problem hatte er
nicht lösen können. Ich selbst,
der von Computern eigentlich
nichts verstehe, musste zwei Ar-
beitstage und zahlreiche Telefo-
nate investieren, um die diver-
sen Netzwerke wieder in Gang
zu setzen (am meisten Zeit ko-
stete es natürlich, meine eigenen
Fehler wieder zu beheben).

Und damit sind wir bei einem
weiteren Problem der Bildung in
der Wissensgesellschaft. Sie
sprengt die tradierten didakti-
schen Formen. Mit dem Fach
Computeranwendung, vulgo:
Wirtschaftsinformatik, haben
wir bei unserem Görlitzer Stu-
diengang “Kultur und Manage-
ment” die größten Probleme.
Und zwar deshalb, weil einer-
seits die Vorwissensstände, an-
dererseits die Lernfortschritts-
kapazitäten so grob unterschied-
lich sind, dass ein geregelter
Unterricht mit Lehrer dort und
Studenten hier nicht mehr mög-

lich ist. Da Sie alle von der Phy-
sik der Krümmung eines Bongo-
Gehörns , einer afrikanischen
Antilopenart, wahrscheinlich
nichts verstehen, wäre es unpro-
blematisch, Ihnen darüber eine
Vorlesung zu halten. Aber da Sie
vermutlich alle einen Computer
zumindest benutzen, wo sollte
ich da anfangen bei einem Excel-
Kurs?

Es ist geradezu systemtypisch
für die Globalisierung, dass das
individuell Nützliche jenseits der
unmittelbaren Erfahrungs-
horizonte liegt. Damit ist sowohl
die Informationsbeschaffung als
auch die Aneignung ungleich
schwieriger als das Hineinwach-
sen in neue Verantwortungs-
zusammenhänge innerhalb eines
gegebenen stabilen sozialen
Kontextes. Wir können es hier
kurz bezeichnen als Lernen-
müssen ohne auf Vorbilder zu-
rückgreifen zu können.

Wenn es um den Markt geht,
der unaufhaltsam global gewor-
den ist, welch unendliche Men-
gen an Informationen gilt es da
zu filtern, um die angestrebte Po-
sition auf dem Weltmarkt reali-
stisch einzuschätzen, zu erringen
und schließlich zu behaupten!
Wie fern sind die Zeiten der
Hirschhornknopf-Produktion in
Spitzcunnerdsdorf. Wie sollen
zumal jüngere Unternehmen die-
se Wissensgenerierung durch
Informationsfilterung angemes-
sen leisten können bzw. wie sol-
len sie an die Ressourcen für eine
externe Informationsbesorgung
gelangen? Aber auch dann be-
dürfen sie unternehmensintern
wiederum des komplexen Den-
kens, um ihr Wissen zuverlässig
in die komplexen Betriebsabläu-
fe umzusetzen.
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Es ist unsinnig, die Wissens-
gesellschaft zu definieren als hi-
storisch nächste Etappe nach
Agrargesellschaft, Industrie-
gesellschaft, Dienstleistungsge-
sellschaft und nun eben Wissens-
gesellschaft.

Natürlich hängt nicht mehr al-
les vom Boden ab, wie die Phy-
siokraten des 18. und heute noch
ein Schweizer Wirtschaftswis-
senschaftler glauben. Aber nach
wie vor brauchen wir Menschen
Lebensmittel zum Überleben
und also Bauern, die sie produ-
zieren. Dabei ist Zypern m. W.
der einzige Staat in der EU-27,
bei dem das von den Bauern er-
zeugte BIP höher ist als der ent-
sprechende Anteil an Arbeits-
plätzen. Dies lässt auf eine Zu-
kunft mit wieder schmeckenden
Lebensmitteln hoffen. Jedoch
auch hier geht um es 2% der
Gesamtwirtschaft, soviel wie in
Frankreich, wenn man die Sub-
ventionen wegrechnet.

Auch ist es nicht so, dass Indu-
strieprodukte keine Rolle mehr
spielen. Selbst in den USA er-
zeugen sie einen Anteil von 11%
am BIP, wobei diese Zahl keine
realistische ist, da sie die ausgela-
gerte Buchhaltung, Rechtsbe-
ratung, Altersversorgung nicht
umfasst, also einen Großteil der
statistisch als Dienstleistungen
ausgewiesenen Wirtschaftsbe-
reiche.

Präziser wäre es also, unter
Dienstleistungen nur das zu ver-
stehen, was einerseits die Viel-
zahl der öffentlichen Systeme
(Staat, Kommunen, Sozial-
systeme) mit rund einem Drittel
des BIP verbrauchen, anderer-
seits diejenigen Angebote, die

von der Nachfrage Privater im
Sinne von Privatleuten erzeugt
werden, also Privatversicherun-
gen, private Altersvorsorge-
systeme, das Reisewesen und
der weitere Freizeitbereich etc.
Diesen drei – oder wenn man die
öffentlichen Systeme separat
rechnen will – vier Sektoren des
Wirtschaftslebens fügt die sog.
Wissensgesellschaft keine wei-
tere Stufe hinzu. Vielmehr ste-
hen alle Sektoren recht gleich-
mäßig unter dem Diktat des
komplexen Wissens. Ins Politi-
sche gewendet, ist die Befähi-
gung möglichst der gesamten
Gesellschaft zum komplexen
Denken die zentrale politische
Herausforderung beim Über-
gang ins 21. Jahrhundert.

Die Frage lautet: ist diese po-
litische Herausforderung von
den klassischen Instrumenten
des klassischen Staates noch zu
leisten?
Die Hypothese des Collegium
PONTES 2002 lautet: nein, es han-
delt sich vielmehr um eine kul-
turpolitische Herausforderung.
Wobei unter Kulturpolitik sicher
nicht die Frage nach der Steuer-
finanzierung von Staatsopern zu
verstehen ist. Wie sollte oder
muss man Kultur in der Wissens-
gesellschaft vielmehr definie-
ren? Als Bedeutungssystem
nach Clifford Geertz, als Werte-
system in der Tradition Max
Webers und Talcott Parsons, als
Repertoire von Handlungsstra-
tegien nach An Swidler (um nur
einige der Autoren zu nennen)?

Die ethische Dimension des
Wachstums und Mittelost-
europa
Eine übergeordnete Perspektive
für den Begriff “Kultur” bietet

die Frage Platons: “Was ist der
Sinn des Lebens?” Auf die Pla-
ton die Antwort gibt: “Das Gute
schmecken zu lernen!”

Nach dem Wegfall des Sozia-
listischen Systems als Gegen-
größe zum westlichen System
hat letzteres vielfach Zweck und
Mittel vertauscht und die instru-
mentellen Werte des Kapitalis-
mus zu para-ethischen Werten
der globalisierten Welt überhöht.
Die historische Leistung von Jo-
hannes Paul II. liegt ja wesent-
lich im Sturz des sowjetischen
Imperiums, der seinerseits aller-
dings das Ergebnis hat, dass
eben diese Länder nun energisch
um eine neue Mitte ihres gesell-
schaftlichen Lebens ringen müs-
sen. Ihr Dilemma hält “Cen-
tesimus Annus” bereits 1991
fest:

Diese Kritik richtet sich nicht
so sehr gegen ein Wirtschaftssy-
stem als gegen ein ethisch-kul-
turelles System. Die Wirtschaft
ist ja nur ein Aspekt und eine Di-
mension der Vielfalt des
menschlichen Handelns. Wenn
sie verabsolutiert wird, wenn die
Produktion und der Konsum der
Waren schließlich die Mitte des
gesellschaftlichen Lebens ein-
nehmen und zum einzigen Wert
der Gesellschaft werden, der kei-
nem anderen mehr untergeord-
net wird, so ist die Ursache da-
für nicht allein und nicht so sehr
im Wirtschaftssystem selbst als
in der Tatsache zu suchen, dass
das ganze sozio-kulturelle Sy-
stem mit der Vernachlässigung
der sittlichen und religiösen Di-
mension versagt hat und sich
nunmehr allein auf die Produk-
tion von Gütern und Dienstlei-
stungen beschränkt.

Das alles lässt sich zusammen-
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fassen, indem man noch einmal
feststellt, dass die wirtschaftliche
Freiheit nur ein Element der
menschlichen Freiheit ist. Wenn
sie sich für autonom erklärt, das
heißt, wenn der Mensch mehr als
Produzent bzw. Konsument von
Gütern, nicht aber als ein Sub-
jekt gesehen wird, das produziert
und konsumiert, um zu leben,
dann verliert sie ihre notwendi-
ge Beziehung zum Menschen,
den sie schließlich entfremdet
und unterdrückt.4

Wachstum und Wirtschaft der
Welt jenseits von Bilanzen und
BIP-Indizes zu definieren ist der
Auftrag des Johannesburger
Gipfels im September 2002. Sei-
ne ethische Dimension charak-
terisiert Markus Vogt, Umwelt-
theologe an der Hochschule Be-
nediktbeuern:

Wirtschaftliches Wachstum in
einem global verträglichen und
lebensdienlichen Sinn bedeutet
nicht ständige Steigerung der
Materialproduktion, sondern
den Übergang zu einer weniger
material- und energieintensiven
Wertschöpfung durch intelligen-
te Technik, eine stärkere Akzen-
tuierung von Dienstleistungen
sowie durch die Ausrichtung der
gesamten Kultur auf geistiges
und spirituelles Wachstum statt
auf Massenkonsum. Der Kon-
flikt zwischen unserem Wachs-
tumsstreben und den Bedürfnis-
sen der Entwicklungsländer er-
gibt sich vor allem aus einem fal-
schen Verständnis des Wachs-
tums als Leitgröße unserer Zivi-
lisation.5

Politik in ihrer einfachsten De-
finition ist die Arbeit an Hoff-
nungen und Ängsten. Die Ge-

schichte Mittel- und Osteuropas
seit 1989 kann vielfach als Ge-
schichte enttäuschter Hoffnun-
gen geschrieben werden. Insbe-
sondere ist der avisierte EU-Bei-
tritt ein Projekt für die dynami-
scheren Elemente der Gesell-
schaft, bei dem die weniger dy-
namischen zurückbleiben; man
denke an die polnischen Rent-
ner. Der dreifache Ineinsfall von
Übergang zur Demokratie, Ü-
bergang von der Industrie- zur
Dienstleistungsgesellschaft und
Übergang zur Globalwirtschaft
ist eine ungeheure, an sich Ge-
nerationen beanspruchende Auf-
gabe, deren Ausmaß aus westli-
cher Perspektive kaum adäquat
wahrgenommen werden kann,
aufgrund eigener Transforma-
tionserfahrung von Sachsen aus
etwas leichter. Dass die Moder-
nisierung beispielsweise in
Szczecin, das fast ausschließlich
auf eigene Kräfte verwiesen ist,
besser gelingt als im unmittelbar
anschließenden Vorpommern,
das an das bundesstaatliche Sy-
stem insbesondere der Arbeits-
förderung angeschlossen ist,
steht auf einem anderen Blatt.6

Der historische Umfang der Auf-
gabe wird deutlich, wenn man
realisiert, dass mancherorts, be-
sonders in den Regionen Ost-
europas und jenen Südosteuro-
pas außerhalb des ehemaligen
Habsburgerreiches wie im west-
lichen Moldavien, Bulgarien
oder Serbien, schon der An-
schluss an die Aufklärung
schwer fällt, geschweige denn an
die sogenannten postmodernen
Strukturen.

Wobei für Deutschland und
die westeuropäischen Staaten
gilt, dass die Aufklärung nicht
gescheitert ist, wie manche be-
haupten. Vielmehr ist ihr Auf-
trag, der sich grob als quantita-
tive Befriedigung von Wohlfahrt
umschreiben lässt, erfüllt. Die
Frage heißt jetzt: wohin wollen
wir uns entwickeln? Und im Zu-
sammenhang der EU-Integrati-
on: können wir bei diesem Fra-
gen von den EU-Kandidaten
vielleicht so manches lernen, wie
insbesondere Andrei Plesu be-
tont hat?

Für die Stabilisierung der wirt-
schaftlichen und sozialen Situa-
tion in den Ländern Mittel- und
Osteuropas entscheidend ist, ne-
ben allgemeinen Aspekten wie
insbesondere der Eigen-
tumsordnung, eine Stärkung der
lokalen und regionalen Eigen-
kräfte. Ihr jedoch wird durch die
in den Staaten selbst erfolgte
Zentralisierung keinen Vorschub
geleistet. Krasses Beispiel ist die
tschechische “Regionalisierung”
der Theater außerhalb Prags, de-
ren Titel im Staatshaushalt auf
Null gesetzt wurde ohne Rück-
sicht darauf, ob die Kommunen
Vorkehrungen getroffen hatten
oder nicht. Ein weites, und im
Collegium lange diskutiertes

4 Johannes Paul II.: Centesimus
Annus vom 1. Mai 1991, 5. Kapitel:
Das Privateigentum und  die univer-
sale Bestimmung der Güter,
Abschnitt 39.

5 Markus Vogt, Benediktbeuren: In-
terview für den Europäischen Religi-
ösen Nachrichtendienst SIR zum be-
vorstehenden Weltgipfel für Nach-
haltige Entwicklung in  Johannesburg
26.08. – 04.09.2002 (Manuskript).

6 vgl. Walter Wüllenweber, Einwan-
derungsblockaden. Kafka. Zeitschrift
für Mitteleuropa. Hg. von Goethe-
Institut Inter Nationes. Heft 6 / 2002,
S. 6.



IM GESPRÄCH Heft 13 - Juni 2003

51

Feld ist das der kulturellen Iden-
tität in den Beitrittsländern, in-
wiefern es durch den Beitritt zu
einer Schwächung, Stärkung,
zur Transkulturation oder Akkul-
turation, zur Hybridisierung,
Bricolage, Kreolisierung oder ei-
nem neuen Ökotypus kommt.
Sicher jedenfalls ist, dass der
interkulturellen Kompetenz, also
der “Fähigkeit ein Zeichenreper-
toire zu identifizieren und mit
ihm umzugehen” (Dirk
Baecker),7  eine hohe Bedeutung
zuwächst.

Der Blick auf die Beitrittsver-
handlungen mit ihren 33 Kapi-
teln zeigt, in welchem Maß das
ursprüngliche Konzept der Eu-
ropäischen Einigung, das doch
ein Friedenskonzept war, verlo-
ren gegangen ist. Das erhebliche
Maß an Spannungen zwischen
den Einzelregionen Mittel- und
Osteuropas wird weder zurei-
chend berücksichtigt noch wird
Vorkehrung zur Konfliktmin-
derung getroffen. Die bürokrati-
schen Regularien verbieten mit-
unter explizit eine Annäherung
über die Binnengrenzen des
MOE-Raumes hinweg, bei-
spielsweise im Sokrates-Bereich
zwischen den rumänischen und
den ungarischen Universitäten.

Das Grundproblem ist, dass
die europäische Union noch im-
mer als Wirtschaftsraum konzi-
piert ist und sich nicht als e-
thisch-kulturelles System ge-
meinsamer politischer Voraus-
setzungen begreift, die der oben
genannten wirtschaftlichen Frei-
heit klare Grenzen setzt, sondern
im Gegenteil die Begrenzungen
der wirtschaftlichen Freiheit in-
sofern einseitig aufhebt, als die
Verantwortung für etwaige Ge-

genkräfte bei den Nationalstaa-
ten verbleibt. Ob sich dies durch
den Verfassungskonvent ändern
wird, bleibt abzuwarten.

In unserem Zusammenhang
jedoch ist festzuhalten, dass die
ethische Dimension von Politik
nicht identisch sein kann mit
Kulturpolitik. Versteht man un-
ter “Kultur” die ethischen Wer-
te, so bilden sie den Grund, auf
dem alle Politik aufbaut oder,
siehe die Appelle im Zusammen-
hang des Johannesburger Gip-
fels, zumindest aufbauen sollte,

sie sind aber nicht Gegenstand
dieser Politik. Wie ja schon
Böckenförde feststellte, dass die
Demokratie auf Werten basiert,
die sie selbst zu schaffen nicht
in der Lage ist.8

Kulturpolitik als Ertüchti-
gung des Imaginärsinns
Kulturpolitik lässt sich beschrei-
ben als Ermöglichung, und zwar
Ermöglichung durch einen Ak-
teur, auf dass die Subjekte sei-
ner Politik im Sinne Platons “das
Gute schmecken lernen”.

Wobei im Altgriechischen das
kalón, das Schöne, das sittlich-
Gute, das agathón, als Nebenbe-
deutung immer impliziert und
umgekehrt, also nicht ohne ethi-
sche Dimension vorstellbar war.
In heutigen Zeiten könnte man
von der notwendigen Funktiona-
lität reden, in dem Sinne, dass
Kunst oder Kultur eingebunden
bleiben muss in allgemeinere
Zusammenhänge und erst dann
zum Objekt von Kulturpolitik
werden kann, wenn das Kunst-
werk nicht als autonomes ver-
standen wird. Die Freiheit der
Kunst impliziert, auch wenn eine
geradezu tollkühne Volte des
Hamburger Rechtswissenschaft-
lers Ulrich Karpen dies kürzlich
behauptete,9  keine Staatsver-
pflichtung zu ihrer Finanzierung.
Wohl aber ist es legitim, dass der
Staat unter den Mitteln, die er zur
Verwirklichung seiner überge-
ordneten Ziele benötigt, sich der
Kunst bedient und sie dann fi-
nanziert, wenn ihre Mittel-
verwendung seiner Zielsetzung
entspricht.

Wenn, wie oben dargestellt,
die Befähigung möglichst der
gesamten Gesellschaft zum
komplexen Denken die zentrale

7 Dirk Baecker, Globalisierung und
kulturelle Kompetenz. In: Id., Wozu
Kultur?, Berlin 2000, 18.

8 „Es gehört zur Struktur des freiheit-
lichen Rechtsstaates, daß er von Vor-
aussetzungen lebt, die er selbst nicht
garantieren kann.“ Vgl. dazu Paul
Kirchhof: “Der Verfassungsstaat lebt
von Voraussetzungen, die von den
Freiheitsberechtigten geschaffen
werden, die der Staat aber rechtlich
zu regeln, zu stützen, zu entwickeln
und zu fördern hat”. In “Staat, Na-
tion, Europa. Studien zur Staatslehre,
Verfassungstheorie und Rechtsphilo-
sophie” (Frankfurt 1999) rückt Ernst-
Wolfgang Böckenförde von der frü-
heren apodiktischen Formulierung
eher ab und hält “eine politisch ini-
tiierte aktive Bewußtseinsbildung, die
vom Staat getragen wird”, für denk-
bar. Zitiert nach Stephan Rixen,
Frankfurter Allgemeine Zeitung,
8.3.2000.

9 “Das Land muß im Einzelfall bewei-
sen, warum Kulturförderung unter-
bleibt.” Ulrich Karpen, Rechtsgut-
achten zum Sächsischen Kulturraum-
gesetz im Auftrag des Sächsischen
Staatsministeriums für Wissenschaft
und Kunst. Universität Hamburg,
Seminar für Öffentliches Recht und
Staatslehre, Forschungsstelle für
Kulturverfassungs- und -verwaltungs-
recht, 7. September 2001
(Manuskript), S. 7.
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politische Herausforderung beim
Übergang ins 21. Jahrhundert ist
und die klassischen Instrumente
des klassischen Staates hierbei
versagen, und wenn die Hypo-
these des COLLEGIUM PON-
TES 2002 lautet: es handelt sich
hierbei um eine kulturpolitische
Herausforderung, wie können
dann Kultur und Kunst entspre-
chend eingesetzt werden?

Unsere Antwort heißt: durch
die Mithilfe bei der Ausbildung
des Imaginärsinns - neben Wirk-
lichkeitssinn und Möglichkeits-
sinn - möglichst in der gesam-
ten Gesellschaft. Ein Missver-
ständnis sollte hierbei nicht auf-
treten: der Imaginärsinn bedarf
der beiden anderen Sinne, des
Sinnes für das Mögliche bzw. für
die vorgegebenen Möglichkei-
ten ebenso wie des Sinnes für
das Wirkliche, so wie diese ihn
und einander brauchen.

Organisation der Kulturpoli-
tik: die k-Frage
Es stellt sich abschließend die
Frage, wie denn der Gedanke ei-
ner Ertüchtigung des Imaginär-
sinnes in konkrete Politik, ge-
nauer: in eine staatliche Organi-
sation umgemünzt werden kann.

Ein eigenständiges Kunst-
ministerium in dem Sinne, wie
es jetzt auf Bundesebene wieder
gefordert wird, wäre ja wieder-
um nur auf die Förderung ein-
zelner Institutionen oder besten-
falls Projekte verwiesen. Als Un-
terabteilung des Wissenschafts-
ministeriums, wie derzeit in
Sachsen, hat es eher noch weni-
ger politische Kraft. Der Gegen-
satz zwischen Hoch- und
Breitenkultur bleibt unproduk-
tiv.10

Anders wäre es mit einer Trans-
versal-Organisation. Auf der
Landesebene zum Beispiel mit
einem Kulturbeauftragten in der
Staatskanzlei, dem in allen Res-
sorts ein Kulturbeauftragter mit
Sitz im Z-Referat, also in unmit-
telbarer Nähe des jeweiligen
Fachministers, zugeordnet wäre.
Und so wie heute schon, jeden-
falls in Sachsen, bei jedem Ge-
setzesvorhaben ein Punkt F wie
finanzielle Folgekosten aus dem
Vorhaben und ein Punkt U wie
Umweltauswirkungen sorgfältig
bedacht und ausgefüllt werden
muss, so könnte künftig bei je-
dem Gesetzesvorhaben ein

Punkt K wie kulturelle Wirkun-
gen auszufüllen sein. 11

Was sind die Folgewirkungen,
um nur ein Beispiel zu nennen,
etwa von Schulschließungen? In
Sachsen werden diese aufgrund
des demographischen Wende-
knicks derzeit viel diskutiert. Für
die Identität der dörflichen Ge-
meinschaft? Für die am Abrea-
gieren ihrer morgendlichen Mo-
torik gehinderten, da künftig im
Schulbus sitzenden statt zur
Schule laufenden oder radelnden
Kinder? Für die Unvermerktheit
des Rauschgiftkonsums (derzeit
etwa 20% der Schüler) etc.? Wie
hoch fallen die Kosten von
Schließung oder Nichtschließ-
ung aus, im haushalterischen
und im politischen Sinn? Wären
die Eltern nicht eventuell bereit,
den Unterschied zwischen einer
zentral gelegenen, also günstig
zu bewirtschaftenden staatlichen
Schule und einer mit geringeren
Schülerzahlen notwendigerwei-
se etwas teureren Schule vor Ort
selbst zu tragen? Die staatliche
Verpflichtung kann ja nicht für
das suum cuique gelten (jedem
das Seine), sondern nur für das
idem cuique (jedem das Gleiche)
gelten. Aber müssen diese staat-
liche Verpflichtung und die staat-
liche Schulorganisation die ra-
tio unica von Lernen sein? Das
sächsische Kabinett hat kürzlich
beschlossen, die Zuschüsse für
Privatschulen von 80% auf 75%
zu senken. Wäre es nicht zu-
kunftsweisender, den Satz um-
gekehrt auf 90% der tatsächli-
chen Kosten bei einem Maxi-
mum von 80% der staatlichen
Vergleichskosten zu senken, um
das eine große Plus der Privat-
wirtschaft, den kreativen Um-

10 Zu einem ebenso politischen wie
philosophischen, aus Goethes Far-
benlehre entwickelten Beitrag über
die Notwendigkiet, Komplimentari-
täten stehen zu lassen statt sie auf-
zulösen, vgl. Hartmut Marhold: Geist
des Widerspruchs. Wilhelm Meisters
Lehrjahre als naturwissenschaftlich
fundiertes Gesellschaftsmodell (Ma-
nuskript, Köln o.J. ).

11 Ähnlich, aber aus der Binnenper-
spektive der Kultur und für die kom-
munale statt für die von ihm mitver-
antwortete Bundesebene argumentiert
Julian Nida-Rümelin, Staatsminister
für  Kultur und Medien, wenn er fest-
stellt: “Wir haben in den Kommunen
relativ komplizierte Verfahren der
Umweltverträglichkeitsprüfung und
der Sozialverträglichkeitsprüfungen
von Planungsvorhaben. Wir haben
merkwürdigerweise keine Kultur-
verträglichkeitsprüfungen.” (Julian
Nida-Rümelin, Redetext auf dem
„Treffen regionaler Kulturforen mit
dem Vorstand und den Mitgliedern
des  Bundes-Kulturforums der SPD“
am 10. März 2001 im Willy-Brandt-
Haus, Berlin.
Zitiert nach: http://www.kulturforen.de.
(Ich danke Ph. Bormann für den Hin-
weis.)
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gang mit Kosten, nicht zu bestra-
fen, sondern zu belohnen?
Moderne Politik ist, wie das Bei-
spiel zeigt, ein Vorgang, der mit
hochkomplexen Feldern zu tun
hat, und selbst nicht minder
komplex ist. Die Ressortautono-
mie verträgt sich damit herzlich
schlecht. Man macht sich in
Deutschland selten klar, dass die
Grundsätze der heutigen Verwal-
tungsorganisation rund vierhun-
dert Jahre alt sind. Wie kürzlich
wieder betont wurde,12  gehen sie
wesentlich auf das gegen-gegen-
reformatorische Umfeld der
“Leges Societatis christianae”
(1620) von Andreae und seine
“Christianopolis” zurück, sind
also tief im Mechanistischen ver-
wurzelt. Wie will man sich der
Herausforderung des komplexen
Denkens stellen, wenn man es
nicht in die eigene Organisation
integriert? Ein solcher Punkt K
würde die Ressorts zu einer weit
höheren Zusammenarbeit zwin-
gen als es derzeit der Fall ist.

Wie sieht es aber umgekehrt
innerhalb der Kultur aus? Julian
Nida-Rümelin argumentiert:
“Kulturpolitik [ist] nicht nur eine
Querschnittsaufgabe, sondern
eine Verpflichtung der jeweils
Verantwortlichen in der Kultur-
politik, sich permanent in ande-
re Ressorts einzumischen, ob-
wohl dieses natürlich nicht sehr
beliebt ist.”13  Und wenn nun die-
se sich in die Kultur einmischen
und fragen, wie es mit der
Komplexitätsvermittlung in den
geförderten Kunstprojekten aus-
sieht? Was wüssten da wohl die
Verantwortlichen für die diesjäh-
rige Documenta XI zu antwor-
ten, bei deren Künstlerauswahl,
wie speziell die amerikanischen

Kritiker meinten, nach Unkom-
plexität und Unsubtilität ent-
schieden wurde? Und wer, au-
ßer den Künstlern, hat Beifall ge-
klatscht? Wem hätte man in Kas-
sel einen Stein setzen wollen wie
ihn Jacopone de Todi erhalten
sollte und in dem die Grundbe-
dingungen modernen Künstler-
tums aufs lapidarste enthalten
sind: “stultus propter Christum
nova mundum arte delusit et
coelum rapuit – als Narr um
Christi willen hielt er die Welt
mit seiner Neuen Kunst zum
Narren und errang das Himmel-
reich.”14

Vielleicht wäre ein solcher
Punkt K für die Kunstpflege ge-
rade in den vorrangig aus
Stadtentwicklungsaspekten be-
triebenen Kulturinstitutionen er-
staunlich unbequem.

In welches Ressort man auch
blickt: es fehlt an fruchtbaren
Querverbindungen zwischen
Wirtschaft - Kunst - Gesellschaft
und ihrer adäquaten Widerspie-
gelung in der Politikorganisa-
tion. Um die Gesellschaft insge-
samt in den Horizont der Res-

sorts zu bringen und sich der
Herausforderung “Wissensge-
sellschaft” umfassend zu stellen,
also möglichst die gesamte Ge-
sellschaft zum komplexen Den-
ken zu befähigen, bedarf es ei-
nes ressort-, sparten- und träger-
übergreifenden Ansatzes nicht
nur in der Kulturpolitik.

Es gilt, den Begriff der
Wissensgesellschaft neu zu de-
finieren. Wissen im heute not-
wendigen Sinne ist nichts Enzy-
klopädisches, es ist mehr als die
notwendige Vorbedingung für
Entscheidungen. Das in Politik
wie Kultur und übrigens auch in
der Wirtschaft benötigte Wissen
geht darüber hinaus. Es ist eine
Aussicht: wohin die Reise geht,
gehen kann, gehen soll. “Die
Notwendigkeit zu handeln reicht
für den Menschen weiter als die
Möglichkeit zu erkennen” (Ar-
nold Gehlen, nach Immanuel
Kant).

Um in Politik wie Alltag zu
wissen, was wir nicht wissen
können und dennoch wissen
müssen, brauchen wir Vertraut-
heit mit komplexem Wissen, das
neben einem Realanteil immer
auch einen Imaginäranteil be-
inhaltet.

Für die Übung im Überschrei-
ten des Horizontes ist keine Wis-
senschaft zuständig. Wohl aber
die Künste. Wer wenn nicht sie,
vermöchte uns zu lehren, was
wir nicht wissen können und
dennoch wissen müssen? In die-
sem Sinne ist Kulturpolitik ein
zentrales Politikfeld.

Wenn aber Kulturpolitik die
Ertüchtigung des Imaginärsin-
nes ist, ist sie dann nicht viel-
leicht sogar: das zentrale Politik-
feld? Könnte frei nach Böcken-

12 Wilhelm Schmidt-Biggemann, Von
Damcar nach Christianopolis. An-
dreaes ‚Christianopolis‘ als Verwirk-
lichungskonzept der Rosenkreuzer-
ideen. In: Bibliotheca Philosophica
Hermetica (Hg), Rosenkreuz als euro-
päisches Phänomen im 17. Jahrhun-
dert. Amsterdam, 2002, S. 118.

13 vgl. Fußnote 11.

14 Jacopone da Todi starb 1306. Das
Grabmal in der Kirche des S. Fortu-
nato zu Todi datiert von 1596: “Ossa
beati Jacoponi de Benedictis Tuder-
tini, qui stultus propter Christum
etc.”.
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Aus der rot-grünen Koaliti-
onsvereinbarung vom
16. Oktober 2002

Wir werden auf der Grundlage
der Handlungsempfehlungen der
Enquete-Kommission „Zukunft
des bürgerschaftlichen Engage-
ments“ prüfen, wie der gesetzli-
che Rahmen für die Freiwilli-
genarbeit weiter entwickelt wer-
den kann und weitere Initiativen
zur Verbesserung des freiwilli-
gen Engagements starten (...).

Kultur- und Medienpolitik
Kultur ist elementare Vorausset-
zung einer offenen, gerechten
und zukunftsfähigen Gesell-
schaft. Sie wird für das Zusam-
menleben in einer sozial und eth-
nisch divergierenden Gesell-
schaft immer wichtiger. Dazu
gehören auch die Förderung der
kulturellen Bildung von Kindern
und Jugendlichen und die Öff-
nung für die Kulturen der
Migranten und Migrantinnen.
Die kulturellen Güter sind öf-

fentliche Güter und müssen für
alle zugänglich sein.

Das 1998 neu geschaffene
Amt eines Staatsministers für
Kultur und Medien hat sich be-
währt. Es ist zum Impulsgeber,
Ansprechpartner und Interessen-
vertreter der Kultur in Deutsch-
land und Europa geworden.

Kulturpolitik ist mit dem En-
gagement der Zivilgesellschaft
auf das Engste verbunden. Wo
immer möglich sollte der Staat
nicht selber handeln, sondern
gesellschaftliche Einrichtungen
mit den Aufgaben der Kultur-
verwaltung betrauen.

Ein Schwerpunkt bleibt die
weitere Verbesserung der recht-
lichen Rahmenbedingungen für
Kunst und Kultur. Dazu gehört
die stärkere Berücksichtigung
der kulturellen Dimension der
Gesetzgebung des Bundes und
ggfs. von großen Planungsvor-
haben (Kulturverträglichkeits-
prüfung). Wir streben eine Aus-
stellungsvergütung für bildende
Künstlerinnen und Künstler an
und werden die Idee eines mo-
dernen Künstlergemeinschafts-
rechts („Alte Meister unterstüt-
zen junge Künstler“) verfolgen.
Aufgrund der Tatsache, dass die
Kommunen den Löwenanteil
der Kulturausgaben leisten und
immer schwerer leisten können,
soll eine Enquete-Kommission
zum Thema “Kultur in Deutsch-
land” unter Einbeziehung der
Länder eingerichtet werden. Sie
soll sich auch mit der sozialen
Lage der Künstler und Künstle-
rinnen befassen.

Die Regierungskoalition steht

zu ihrer Verantwortung für die
Kulturlandschaft Berlins. Des-
halb wird der Bund sein kultu-
relles Engagement für seine
Hauptstadt erhalten und  ausbau-
en. Die Bundesregierung wird
auch weiterhin ihrer Verantwor-
tung für den Kulturstandort Bun-
desstadt Bonn nachkommen.

Das Kulturförderprogramm
für die Neuen Länder wird mit
30 Mio. E p.a. fortgeschrieben,
die Förderung der “Leuchttür-
me” wird fortgeführt. Für die im
Blaubuch genannten Kulturein-
richtungen wird ein Verstär-
kungsfonds (in Höhe von 3 Mio.
E) eingerichtet, der sich an der
Finanzierung von Projekten be-
teiligen kann (Ankäufe, Ausstel-
lungen, Investitionen usw.).

Wir werden die mit den Län-
dern begonnenen Gespräche zur
Systematisierung der Kulturför-
derung konstruktiv mit dem Ziel
fortsetzen, eine klare Verantwor-
tungsteilung im kooperativen
Kulturföderalismus zu errei-
chen. Das Konzept der Bundes-
regierung zur Gedenkstätten-
arbeit bleibt Grundlage der Po-
litik in diesem Bereich. An der
Topographie des Terrors - an der
auf 37 Mio. E gedeckelten Ver-
wirklichung des Zum-
thor-Entwurfs -wird sich der
Bund bis zu 50 % beteiligen. Der
Bund wird sein Engagement bei
Stätten des Weltkulturerbes ver-
stärken.

Medienpolitik ist Gesell-
schafts-, Wirtschafts-, Kultur-
und zugleich Europapolitik. Da-
bei geht es um die Garantie des
öffentlich-rechtlichen, gebüh-
renfinanzierten Rundfunks und
seiner Weiterentwicklung auch

Dokumentation

15 vgl. oben Fußnote 8.

förde15  gelten: die Künste er-
tüchtigen den Bürger zur Poli-
tik, zur lebendigen Teilnahme an
der Gesellschaft?
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im Internet, aber auch um die Si-
cherung eines chancengleichen
und diskriminierungsfreien Zu-
gangs zu den neuen Medien.
Diese Fragen werden zuneh-
mend von europäischen Richtli-
nien und von Entscheidungen
der EU-Kommission vorge-
prägt. Dies gilt auch für das Ur-
heberrecht und die Filmförde-
rung.

Die Reform der Medien- und
Kommunikationsordnung wird
fortgesetzt, zunächst im Bereich
des Datenschutzes (Einführung
selbstregulativer Modelle). Zu
prüfen bleibt, ob und in welcher
Form eine institutionalisierte
Plattform zur Koordination ein-
gerichtet werden kann.

Es sind Instrumente “deregu-
lierter Selbstregulierung“ aufzu-
bauen, die zu einer Reduktion
der Gewaltdarstellungen in allen
Medien führen, wobei die Be-
sonderheiten der jeweiligen Me-
dien berücksichtigt werden (z. B.
Offlinemedien, Onlinemedien,
Printmedien). Das Hauptaugen-
merk beim Umgang mit Gewalt
in den Medien sollte auf dem
Ausbau der Medienerziehung
von Kindern und Jugendlichen
liegen, dessen Ziel der bewusste
und verantwortliche Umgang
mit den Medien ist.

Das Filmförderungsgesetz
wird novelliert. Die Filmförde-
rungsanstalt soll die zentrale In-
stitution der kulturellen, wirt-
schaftlichen und exportorientier-
ten Filmförderung werden. Die
Abgaben - insbesondere der
Fernsehanstalten - werden er-
höht. Die kriteriengestützte Re-
ferenzförderung soll ausgebaut

werden; sie soll die unabhängi-
gen Produzenten stärken und die
Wettbewerbsfähigkeit des deut-
schen Films erhöhen. Um eine
attraktive Beteiligung von Me-
dienfonds an deutschen Produk-
tionen zu ermöglichen, muss der
Medienerlass entsprechend ver-
ändert werden.

Das Urheberrecht muss auch
in einer digitalen Welt einen an-
gemessenen Ausgleich zwischen
Urhebern und Nutzern sicher-
stellen. Der freie Zugang zum
Internet muss weitestgehend er-
halten bleiben. Der Schutz vor
Raubkopien muss verstärkt wer-
den. Verwertungsgesellschaften,
die Pauschalabgaben erhalten,
soll ermöglicht werden, einen
Teil der Einnahmen auch für die
Förderung von Kunst und Kul-
tur einzusetzen.

Die UNESCO-Konvention
von 1970 bzw. das UNID-
ROIT-Obereinkommen von 1995
über gestohlene oder illegal aus-
geführte Kulturgüter soll ratifi-
ziert werden.

Der Mehrwertsteuersatz im Kul-
turbereich muss erhalten blei-
ben.

Das Deutsche-Welle-Gesetz
wird novelliert, um die Möglich-
keiten des Senders weiter zu ver-
bessern, die Vielfalt unserer Ge-
sellschaft sowie die Stellung, die
Verantwortung und den Beitrag
Deutschlands im globalen Ent-
wicklungsprozess zielgruppen-
gerecht vermitteln zu können.
Dazu bedarf es insbesondere ei-
ner Konkretisierung des Pro-
grammauftrags.

Letzte Meldungen

Große Anfrage der CDU/CSU-
Fraktion (3. Juni 2003)

Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für den deut-
schen Film

Die Lage des deutschen Films
mit einem durchschnittlichen
Marktanteil zwischen 10 und
15% (2002: 11,9 %) in den Ki-
nos ist nach wie vor unbefriedi-
gend. Darüber können auch die
beiden großartigen Einzelerfol-

ge der letzten Wochen – ein „Os-
car“ für den deutschen Film
„Nirgendwo in Afrika“ und fast
6 Mio. Zuschauer für „Good
bye, Lenin!“ – nicht hinwegtäu-
schen.

Durch die beabsichtigte Novel-
lierung des Filmförderungs-
gesetzes sollen im Bereich der
Förderung Verbesserungen er-
folgen. Diese werden aber die
Situation des deutschen Films
nicht entscheidend verändern, da
die Hauptprobleme weniger in
der Filmförderung liegen, son-
dern vielmehr in den darüber
hinausgehenden Rahmenbedin-

Aus der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion
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gungen für Filmproduzenten in
Deutschland. Die Produzenten
von „film20“ sprechen von ei-
ner Krise der deutschen Film-
wirtschaft, deren Ursachen sie
insbesondere auch in den recht-
lichen Rahmenbedingungen se-
hen, die in Deutschland deutlich
schlechter sind als in vielen an-
deren Ländern.

Der im Januar des Jahres 2001
vom Bundesministerium der Fi-
nanzen (BMF) veröffentlichte
Medienerlass hat für deutsche
Produzenten die Beteiligung an
internationalen Koproduktionen
dramatisch erschwert; ihre Zahl
ist seitdem kontinuierlich zu-
rückgegangen.

Jährlich werden mehrere Milli-
arden Euro allein in Deutschland
in so genannte Medienfonds in-
vestiert. 80 % dieser Gelder flie-
ßen allerdings in Hollywood-
Produktionen. Damit gehen dem
deutschen bzw. europäischen
Kinofilm beträchtliche Mittel
verloren, und zugleich wirken
sich die mit den Fonds verbun-
denen Investitionen überwie-
gend nicht in Deutschland aus.

Die Position der Produzenten
wurde durch die Novellierung
des Urhebervertragsrechts nicht
– wie versprochen – gestärkt,
sondern eher geschwächt (z. B.
Bestsellerparagraph). Auch bei
der jüngsten Umsetzung der EU-
Richtlinie zum Urheberrecht in
der Informationsgesellschaft
wurde die begründete Forderung
der Filmwirtschaft („Bereichs-
ausnahme Film“) nicht ausrei-
chend berücksichtigt.

Steuerliche Förderungen bzw.

Anreize bei Produktionen wie in
vielen anderen Ländern üblich,
die die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit des deutschen
Films stärken würden, sind nicht
in Sicht.

Obwohl die verschiedenen
Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien in
diversen „Bündnis für den
Film“-Veranstaltungen Verbes-
serungen versprachen, gibt es zu
den genannten Punkten keine
konkreten Ergebnisse.

Wir fragen die Bundesregie-
rung:

1. Wann wird die Bundesre-
gierung die seit langem notwen-
dige und zugesagte Änderung
des Medienerlasses vornehmen,
um die derzeit bestehende Ver-
unsicherung bei der steuerlichen
Behandlung von internationalen
Koproduktionen mit deutscher
Beteiligung zu beseitigen?

2. Wann wird die im „Zwi-
schenbericht zur Konkretisie-
rung und Umsetzung des film-
politischen Konzepts“ des Be-
auftragten der Bundesregierung
für Kultur und Medien vom Juli
2002 und in der Koalitionsver-
einbarung vom Oktober 2002
angekündigte Änderung des
Medienerlasses durch das BMF
erfolgen, um eine attraktive Be-
teiligung von Medienfonds an
deutschen Produktionen zu er-
möglichen?

3. Wann und wie wird die im
Zwischenbericht des Beauftrag-
ten der Bundesregierung für
Kultur und Medien vom Juli

2002 enthaltene Aussage ver-
wirklicht, „analog zu anderen
europäischen und außereuropäi-
schen Staaten ist eine zumindest
teilweise Mittelbindung der
Fonds in Höhe von einem Drit-
tel für deutsche Produktionen
und Koproduktionen anzustre-
ben“?

4. Mit welchen konkreten
Maßnahmen plant die Bundesre-
gierung die anlässlich der Novel-
lierung des Urhebervertrags-
rechts im Jahre 2002 vom Bun-
desministerium der Justiz (BMJ)
gegebene Zusage einzuhalten,
nach der die Verbesserung der
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für Produzenten im so ge-
nannten „zweiten Korb“ der Ur-
heberrechtsreform erfolgen soll,
und wann wird das sein?

5. Kann die Filmwirtschaft
mit einer stärkeren Berücksich-
tigung ihrer Interessen beim ge-
planten „zweiten Korb“ der Um-
setzung der EU-Richtlinie zum
Urheberrecht in der Informati-
onsgesellschaft rechnen?

6. Wie bewertet die Bundes-
regierung die schnell zunehmen-
de Ausweitung des massenhaf-
ten Diebstahls im Spielfilmbe-
reich durch Kinofilmraubkopien
und illegales Herunterladen aus
dem Internet, durch die die
Kino- und Videowirtschaft ihre
Exklusivität und damit einen er-
heblichen Teil ihrer potentiellen
Besucher und Käufer verlieren?

7. Was wird die Bundesre-
gierung gegen die Kinofilm-
piraterie, durch die sich die Film-
wirtschaft in ihrer Existenz be-
droht sieht, unternehmen?
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8. Welche Maßnahmen sieht
die Bundesregierung als erfor-
derlich an, um den im Zwischen-
bericht des Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und
Medien vom Juli 2002 geforder-
ten Auf- und Ausbau eines
Zweitverwertungsmarktes zur
Verbesserung der Eigenkapital-
bildung voranzutreiben?

9. Beabsichtigt die Bundes-
regierung steuerliche Förderun-
gen bzw. Anreize bei Film-
produktionen – wie in vielen an-
deren Ländern üblich – einzu-
führen?

10. Welche Konsequenzen
zieht die Bundesregierung aus
einer Aussage im Zwischenbe-
richt des Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und
Medien vom Juli 2002, nach der
die Einführung eines Steuer-
modells erstrebenswert ist, das
die Produktion von Kulturgütern
wie den Film nachhaltig unter-
stützt?

11. Welche konkreten Schrit-
te wird die Bundesregierung zur
Stärkung unabhängiger Produ-
zenten, die sie in ihrem Zwi-
schenbericht vom Juli 2002 ver-
sprochen hat, initiieren bzw.
selbst einleiten?

Statement von
Bernd Neumann, MdB
Sprecher für Filmpolitik
der CDU-Deutschlands und
der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion
(anlässlich des Film-Empfangs
der CDU-Deutschlands am
6. Juni 2003)

Der CDU-Filmempfang am Ta-
ge der Verleihung des Deutschen
Filmpreises hat mittlerweile Tra-
dition. Wir wollen damit zum
Ausdruck bringen – und die
Anwesenheit der Partei- und
Fraktionsvorsitzenden Angela
Merkel sowie unseres General-
sekretärs Laurenz Meyer und
vieler Bundestagsabgeordneter
unterstreicht dies – dass für uns
der deutsche Kinofilm wichtig
und unverzichtbarer Bestandteil
unserer Kultur ist.

Wenn wir wollen, dass der
deutsche Film in Deutschland
und in der Welt wieder zu mehr
Geltung kommt, gehört als erstes
dazu, dass wir uns zu ihm be-
kennen, dass wir uns mit ihm
identifizieren. Das dürfte gera-
de in diesem Jahr nicht schwer
fallen. Dafür gibt es wunderba-
re Beispiele:

„Oscar“ als bester ausländi-
scher Film für „Nirgendwo in
Afrika“ von Caroline Link
Erfolgshit diesen Jahres: „Good
bye Lenin!“ mit dem Rekord von
fast 6 Mio. Zuschauern.

(...)
Aber davor gab es viele Filme,
die selbst oder deren Mitwirken-
den Nominierungen für den
Filmpreis bzw. Filmpreise er-
hielten. Ich nenne nur:
Heaven, Der Krieger und die

Kaiserin, Lola rennt, Heidi M.,
Das Leben ist eine Baustelle,
Absolute Giganten
Dazu fallen Namen ein wie
Tom Tykwer, Katrin Saß, Franka
Potente und viele andere.

Natürlich ist die Lage des
deutschen Films mit einem
durchschnittlichen Marktanteil
zwischen 10 und 15 % (2002:
11,9 %) in den Kinos nicht be-
friedigend. Wenn allerdings in
der Politik über die Krise des
deutschen Films lamentiert wird,
ist dies unglaubwürdig, wenn
nicht scheinheilig.

Denn gerade die Politik, und
ich meine die augenblickliche
Bundesregierung, hat es – trotz
mehrfacher Ankündigungen, ja
Zusagen – bisher versäumt, die
Rahmenbedingungen für den
Film in Deutschland zu verbes-
sern, die bei uns deutlich
schlechter sind als in vielen an-
deren vergleichbaren Ländern.

Diese Versäumnisse kann man
nicht dadurch kaschieren, in dem
man unausgereifte Vorschläge
wie z. B. die Etablierung einer
Filmakademie ohne jedwede
konzeptionelle Grundlage in die
Diskussion wirft, wie von Frau
Staatsministerin Weiß bei der
Eröffnung der Berlinale gesche-
hen. Bis heute weiß keiner, wel-
che Aufgaben diese Akademie
eigentlich haben soll, geschwei-
ge denn, wie die von ihr vorzu-
nehmende Filmpreisverleihung
funktioniert.

Eines ist doch klar, das Ange-
bot guter deutscher Filme wird
nicht dadurch besser, dass man
die Filmpreise statt durch eine
sachverständige Jury nun von
einer Filmakademie mit 700 Mit-
gliedern vergibt.
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Während bisher eine aus allen
Bereichen der Filmbranche be-
stehende Jury mit 12 Mitgliedern
die über 60 Filme, die jährlich
vorgeschlagen werden, ansieht,
sie anschließend unter Einbezie-
hung insbesondere kultureller
Aspekte intensiv diskutiert und
danach entscheidet, sollen künf-
tig viele Hundert Mitglieder ei-
ner Filmakademie darüber befin-
den.

Auch wenn es wohl ein Dut-
zend vorgeschalteter Fachjurys
geben soll, stellt sich die Frage,
ob die ohnehin vielbeschäftigten
Akademie-Mitglieder nicht
schlichtweg überfordert sind.
Die meisten werden kaum die
Zeit haben, vorher die Filme zu
sehen, sondern sie werden sich
zwangsläufig an bekannten Fil-
men und deren Promotion orien-
tieren und eher „Mainstream-
Entscheidungen“ treffen. Die mit
der Akademie angestrebte Popu-
larisierung des Filmpreises
könnte sich zur reinen
Kommerzialisierung entwik-
keln. Kleine, nicht so bekannte,
aber kulturell wichtige Filme
werden bei diesem Verfahren
wenig Chancen haben.
Im übrigen – niemand hätte et-
was gegen eine Akademie der
deutschen Produzenten, die Prei-
se vergibt, solange sie diese auch
selbst finanziert. Aber im Gegen-
satz zum „Oscar“ soll der deut-
sche Filmpreis kein Ehrenpreis
sein, sondern nach wie vor finan-
ziell großzügig ausgestattet wer-
den, und zwar mit „Staatsknete“
aus dem Bundeshaushalt.
Es stellen sich also viele Fragen,
ein Konzept liegt mindestens
dem Parlament nicht vor. Des-
halb haben die Mitglieder des
Ausschusses für „Kultur und

Medien“ einstimmig beschlos-
sen, am 23. Juni ein öffentliches
Hearing durchzuführen, um
mehr Klarheit zu bekommen.

Zur Zeit wird vom BKM der
Gesetzentwurf zur Novellierung
des FFG als besonderer Durch-
bruch bei der Verbesserung der
Lage des deutschen Films ange-
sehen. Es gibt im Entwurf tat-
sächlich einige Verbesserungen
im Hinblick auf die Abwicklung
und Höhe der Förderung. Den-
noch muss man die massive Kri-
tik am FFG ernst nehmen, wie
sie in der neuesten Ausgabe der
„ZEIT“ formuliert wird. Dort
heißt es, das neue FFG gefährde
die deutsche Kinokultur und
durch die neuen Schwellen bei
der Referenzförderung käme es
zu einer „Ausgrenzung des en-
gagierten Films, bei der gerade
das Neue und Gewagte auf der
Strecke bleibt“.

Mit dem FFG soll es zu einer
Erhöhung der Mittel vielleicht
um 20 Mio. • bei jetzt 200 Mio.
(bisher durch Bund und Länder
geleistet) kommen. Das ist er-
freulich; das ist gerade aber nur
die Summe der Kosten eines
größeren Films. Die Hauptpro-
bleme für den deutschen Film
liegen nicht in der Förderung,
sondern vielmehr in den darüber
hinausgehenden Rahmenbedin-
gungen für Filmproduzenten in
Deutschland. Die Produzenten
von „film20“ sprechen deshalb
von einer Krise der deutschen
Filmwirtschaft, deren Ursachen
sie insbesondere auch in den
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen sehen.

Dazu gehört der im Jahr 2001
vom Bundesministerium der Fi-
nanzen veröffentlichte Medien-

erlass, der für deutsche Produ-
zenten die Beteiligung an inter-
nationalen Koproduktionen dra-
matisch erschwert hat; ihre Zahl
ist seitdem kontinuierlich zu-
rückgegangen.

Dazu gehören die Medien-
fonds, in die jährlich mehrere
Milliarden Euro allein in
Deutschland investiert werden.
80 % dieser Gelder fließen al-
lerdings in Hollywood-Produk-
tionen. Damit gehen dem deut-
schen bzw. europäischen Kino-
film beträchtliche Mittel verlo-
ren, und zugleich wirken sich die
mit den Fonds verbundenen In-
vestitionen überwiegend nicht in
Deutschland aus. Hier stehen
seit mehreren Jahren angekün-
digte Lösungsschritte seitens der
Bundesregierung aus.

Zu den Rahmenbedingungen
gehört auch das Urheberrecht,
bei dessen Novellierung die Po-
sition der Produzenten nicht –
wie versprochen – gestärkt, son-
dern eher geschwächt wurde.
Auch bei der jüngsten Umset-
zung der EU-Richtlinie zum Ur-
heberrecht in der Informations-
gesellschaft wurde die begrün-
dete Forderung der Film-
wirtschaft („Bereichsausnahme
Film“) nicht ausreichend be-
rücksichtigt.

Steuerliche Förderungen bzw.
Anreize bei Produktionen wie in
vielen anderen Ländern üblich,
die die  internationale Wettbe-
werbsfähigkeit des deutschen
Films stärken würden, sind nicht
in Sicht.

Obwohl in diversen „Bündnis
für den Film“-Veranstaltungen
Verbesserungen versprochen
wurden, gibt es zu den genann-
ten Punkten keine konkreten Er-
gebnisse.
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Diese Defizite werden nicht
durch die erfreulichen Besuche
des Bundeskanzlers bei Film-
preisverleihungen verbunden
mit seinen Lobesliedern auf den
deutschen Film beseitigt.

Die CDU/CSU-Fraktion hat
die Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für den deutschen
Film in das Zentrum einer Gro-
ßen Anfrage im Bundestag ge-
richtet, deren Antwort zu einer
Debatte führen wird. Ziel unse-
rer Großen Anfrage wie auch
unseres darüber hinaus gehen-
den Handelns einschließlich
meiner eigenen filmpolitischen
Arbeit ist nicht die parteipoliti-
sche Profilierung, sondern aus-
schließlich die Absicht, ein
Stück mehr Chancen zu schaf-
fen für den deutschen Film. Er
braucht sie und hat sie verdient!

KULTURPOLITIK

IN DER PRESSE

Buch

Random House
Die SZ vom 28.Mai 2003 erör-
tert die Konsequenzen des von
Random House eingeleiteten
Ankaufs der Verlagsgruppe
Ullstein, Heyne List („Räume
mir Platz frei“): Nach einer Be-
rechnung des Buchreports hätte
Random House einen Anteil von
40 % am Taschenbuchmarkt;
Random House selbst kommt
allerdings nur auf 11 %. „Dabei
geht es um die Vielfalt und Qua-
lität des deutschen Buchmarkts,
Um Individualität und Unter-

scheidbarkeit der Titel und um
die traditionellen Strukturen des
Buchhandels, die bisher dafür
sorgten, dass auch das Entlege-
ne noch einen Weg zum Leser
findet“, urteilt die SZ.

Film

Kritik am neuen Film-
förderungsgesetz
Eher skeptisch sieht die SZ vom
6. Juni 2003 den Novellierungs-
entwurf des Filmförderungs-
gesetzes: „Es ist vielleicht das Di-
lemma der ganzen Diskussion
heute, dass man sich an die weni-
gen Ausnahmeerscheinungen
hält und den Pulk an kleinen Pro-
duktionen übersieht, die für kre-
ative Vielfalt sorgen sollen, für
Wagemut und Experimentier-
lust – eine ständige Regenerati-
on des deutschen Kinos.“

Musik

„Radioquote“ gefordert
Der Bundesverband der Phono-
graphischen Wirtschaft hat eine
„Radioquote“ gefordert: 50 %
der im Hörfunk gesendeten
Musiktitel sollen Neuerschei-
nungen sein, davon die Hälfte
deutschsprachige Songs. Davon
verspricht man sich eine besse-
re Förderung des heimischen
Nachwuchses (FAZ, 27.5.2003).

Theater

„Eine Minute vor Zwölf“
Die Intendanten der deutschen
Bühnen fürchten angesichts der
„Krise der öffentlichen Finan-
zen“ um den Erhalt der Theater-
landschaft, In 7 Punkten wird

u.a. gefordert, „Kultur als
Pflichtaufgabe von Bund, Län-
dern und Gemeinden“ festzu-
schreiben und bessere tarifliche
Bedingungen für die Theater zu
schaffen: „Wir fordern Kultur-
politik statt Krisenmanage-
ment.(...) Was jetzt zerdeppert
wird, ist weg.“ (FAZ, 27.05.
2003).

Kulturpolitik im

Bund

Noch eine Enquete-Kommis-
sion
Zur geplanten Enquete-Kom-
mission „Kultur in Deutschland“
bemerkt Eckhard Fuhr in der
WELT vom 4. Juni 2003: „Was
einmal verschwunden ist – ein
Stadttheater, ein Museum, eine
Musikschule – wird kaum wie-
der entstehen. Mag ein, dass die
Kommission nur Material für
einen Nachruf sammeln kann
(...) Bildung heißt es in Sonn-
tagsreden, sei der wichtigste
Rohstoff diese Landes. Der ent-
steht nur, wenn der Bildungs-
begriff nicht pragmatisch ver-
engt wird. Es ist unbestritten,
dass künftige Generationen An-
spruch auf saubere Umwelt ha-
ben. Warum nicht auch ein Recht
darauf, im Stadttheater die Ku-
lissen wackeln zu sehen, nach
Spielplan verlässlich und zu er-
schwinglichen Preisen.“ Bay-
erns Kulturminister Zehetmair
ist skeptisch: „Eine weitere
Kommission bringt der Kultur in
Deutschland nichts.“ (WELT,
10.06.2003).

Urheberrecht überdenken
Angesichts des Verzögerung der
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Neufassung der digitalen Urhe-
berrechts durch den Bundesrat,
der den Vermittlungsausschuss
angerufen hat, erörtert Rainer
Blasius in der FAZ vom 30.Mai
2003 Verbesserungsbedarf und
kommt zu dem Schluss: „Jetzt
besteht die Chance, solche und
andere ‚erhebliche Beeinträchti-
gungen der Urheber (...) zu über-
denken und zu überarbeiten –
obwohl das neue Urheberrecht
im Bundesrat nicht zu-
stimmungspflichtig ist, so daß
sich der Bundestag über die Be-
denken der Länder hinwegset-
zen kann.“

HINWEIS

DER

REDAKTION

Da wir im Rahmen unserer

Presseschau möglichst vie-
le Zeitschriften, Presseerklä-
rungen, Resolutionen etc.

auswerten und aufnehmen
wollen, bitten wir auch in
dieser Nummer um entspre-

chende Zusendung.

Damit verbinden wir unse-

ren herzlichen Dank für die
gute Resonanz auf diese Bit-
te in der vorangegangenen

Ausgabe.

Zugleich möchten wir be-

tonen, daß Meldungen in
der Presse nicht überprüft
werden können und Berich-

te und Diskussionsbeiträge
nicht mit der Redaktion oder
der Stiftung zu identifizieren

sind. Vielmehr ist es unser
Ziel, die öffentliche Debatte
und ihre Themen möglichst

umfassend, freilich auch
pointiert zu dokumentieren.

Dänisches Kulturinstitut
in Bonn eröffnet
Nachdem vor bald vier Jahren
die Botschaft des Königreichs
Dänemark von Bonn nach Ber-
lin übersiedelte, sind die Dänen
in der Bundesstadt Bonn wieder
kulturell präsent: Am 23. März
eröffnete Ihre Königliche Hoheit
Prinzessin Benedikte, die jünge-
re Schwester der dänischen Kö-
nigin, das neue Dänische Kultur-
institut in Bonn.

Von Bonn aus wird das Däni-
sche Kulturinstitut im Rahmen
seiner Informationsarbeit über
dänische Kultur und Gesell-
schaft und auf dem Gebiet der
Kulturvermittlung mit Ausstel-
lungen, Konzerten, Lesungen,
Vorträgen und Studienreisen lan-
desweit aktiv sein.

Das erste Institut in der Bun-
desrepublik Deutschland war be-
reits Anfang der 60er Jahre in
NRW (Dortmund) eingerichtet
worden. Nachdem das Kulturin-
stitut von 1996 bis 2002 in Han-
nover angesiedelt war, wurde der
Standort der Deutschland-Ver-

Auswärtige

Kulturpolitik

Höherer Stellenwert in der
europäischen Verfassung
PEN und der Verband deutscher
Schriftsteller (VS) fordern einen
höheren Stellenwert für die Kul-
tur in der geplanten europäi-
schen Verfassung: „eine allein
kommerziell orientierte EU
(werde) der Forderung nach
Stärkung (...) unserer einmaligen
kulturellen Vielfalt in Europa
nicht gerecht“ (FAZ, 28.5.2003).

Zitate

- „Ich verzweifle bei dem Ge-
danken, dass Größe in der zeit-
genössischen Kunst  von diesen
Kreaturen kurzlebiger Moden
definiert wird.“
Der britische Kulturstaats-

tretung jetzt wieder nach Nord-
rhein-Westfalen verlegt. Aus-
schlaggebend für diesen Schritt
waren das ausgeprägt internatio-
nale Profil der Rheinschiene mit
Bonn, Köln und Düsseldorf so-
wie das große Kultur-Potenzial
des Ruhrgebiets als günstige
Voraussetzungen für den
deutsch-dänischen Kulturaus-
tausch.

Zum neuen Leiter des Däni-
schen Kulturinstituts in Bonn
wurde Dr. Bernd Kretschmer er-
nannt, der bereits von 1983 bis
1999 in der früheren Bundes-
hauptstadt als Kultur- und Pres-
seattaché an der dänischen Bot-
schaft tätig gewesen war.
www.dankultur.de

sekretär Kim Howells zur Tur-
ner-Preis-Verleihung 2003
(WELT, 31.05.2003), nachdem
er schon 2002 das Angebot als
„konzeptionellen Scheiß“ ge-
würdigt hatte.




